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Michael Krähmer 
Magische Landschaften 
Ölbilder 

Die auf den ersten Blick fast photographisch wirkenden Gemälde von 
Michael Krähmer sind keine Abbilder sichtbarer Realität, sondern geben 
meditative Visionen des Künstlers wieder. Nicht der topographische Ort 
einer Landschaft ist von Bedeutung, sondern ihre Atmosphäre, ihre 
geistige Ausstrahlung auf die Betrachter. Die Bilder laden dazu ein, sich 
ihrer kosmischen Stille auszusetzen und sich in ihre magische Ruhe zu 
versenken . 

Die Werke Krähmers sind in altmeisterlicher Harzöl-Lasurtechnik in 
hauchdünnen Schichten auf Hartfaserplatte gemalt. Es werden keine 
Spritzpistolen, sondern ausschließlich Pinsel verwendet. 

geboren 1952 
1978 - 83 Studium an der Staatlichen Akademie der Bildenden Künste 

Stuttgart 
1980 Förderpreis der Künstlergilde Ulm 
1987 Ehrenmedaille beim Grand Prix International d'Art 

Contemporain, Monte Carlo 

Ausstellungen (Auswahl) : 
1983 Galerie Götz, Stuttgart 

1984 

1985 

1986 

1990 
1991 
1992 

Galerie der Stadt Herrenberg 
Galerie Tendenz, Sindelfingen 
Galerie Wild, Lahr 
Galerie im Augustinum, Stuttgart 
Galerie am Haagtor, Tübingen 
Galerie der Stadt Balingen 
Kulturverein Nürnberg 
Integrata-Galerie, Tübingen 
Galerie Bollhagen, Worpswede 
Deutsch-Amerikanisches Institut, Tübingen 

Michael Krähmer lebt als freischaffender Maler bei Tübingen 

Weitere - unsere Erde zeigende - Ölgemälde 

"Sound of Silence " "Fluchtpunkt 1 " 
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EDITORIAL -
ODER WIE WAHR IST 

"DER SPIEGEL"? 

Genüßlich überschrieb DER SPIEGEL in 
Heft 31 vom 27. 7. 1992 einen Bericht 
Zum Katastrophenschutz mit "WIRR­
WARR IM ZIVILSCHUTZ". Innenminister 
Seiters komme mit der Neuordnung des 
Zivilschutzes nicht voran . Dies trage ihm 
nicht nur bei den Innenministern der Län­
der (Vorsitzender der IMK Friedel Läpple, 
Saarland)' sondern auch bei den Hilfsorga­
nisationen Kritik ein . Auch im Hause 
steuere der zuständige Abteilungsleiter 
KN einen Kollisionskurs und überziehe die 
mittelfristige Finanzplanung bis 1995 mit 
Mehrkosten von rund 600 Millionen Mark. 
Die Befürchtung ist unbegründet. Wie im 
Editorial der letzten Ausgabe berichtet, 
sieht das Finanzkonzept des Innenministe­
riums eine Reduzierung des Einzelplans 
36 "Zivile Verteidigung", der alle Bevölke­
rungsschutzmaßnahmen umfaßt, eine 
Verringerung bis 1995 von derzeit 935 
Mio. DM auf 750 Mio. DM vor. Die 
Gespräche mit den Haushaltsberichter­
stattern des Parlaments zeigen im Rah-

men der Sparmaßnahmen nur geringe 
Korrekturwirkungen. So wird wohl das 
Jahr 1993 nicht nur mit einem Sparappell 
für die Hilfsorganisationen beginnen, son­
dern mit einer Abmagerungskur enden, 
die vor allem das Ehrenamt trifft. Denn bei 
gleichzeitig gewachsenen Aufgaben im 
größeren Deutschland (plus 17 Millionen 
Einwohner) werden die Bezüge, Vergütun­
gen und Löhne (wie es so schön im 
Beamtendeutsch heißt) nicht abnehmen, 
sondern - tariflich bedingt - steigen . 
5,3 % sind hierfür angesetzt. Die Reduzie­
rung des Budgets um rd. 9,1 % für 1993 
dagegen gerechnet zeigt: Beim Aufbau 
des Bevölkerungsschutzes in den neuen 
Bundesländern - von allen Fachleuten 
gewünscht und begrüßt - bleibt in den 
alten Ländern weniger übrig. Und das 
heißt: die Notfallvorsorge wird in der alten 
Bundesrepublik an Qualität verlieren . 
Daher hatten die Präsidenten und General­
sekretäre verschiedener Hilfsorganisatio­
nen den Minister zum Gespräch aufgefor­
dert: Im Rahmen des Beirats für den 
erweiterten Katastrophenschutz fand es 
am 14. 9. in Bonn statt. Noch nie hat sich 
ein aufmerksam zuhörender Innenminister 
zweieinviertel Stunden (mit Anerkennung 
vermerkt!) solch geballter Kritik unterzo­
gen. 
Darüber gäbe es viel zu berichten! 
Doch einmal gilt es, die Vertraulichkeit zu 
wahren, zum anderen zeigt die "Gemein­
same Erklärung der vier Hilfsorganisatio­
nen" (s. umseitig) deutlich auf, wo's 
brennt. Löschen kann hier nur das Parla­
ment, wenn es zur Kenntnis nimmt, daß 
"nur" 1 0 % (ca . 8 Millionen Mitglieder) 
der bundesdeutschen Bevölkerung sich 
dieser Aufgabe verschrieben haben; 
Wohlfahrtsverbände, das Technische 
Hilfswerk und den Deutschen Feuerwehr­
verband nicht einbezogen. Weniger 
Schutz in Notlagen? Optimisten sagen -
seit dem Zusammenbruch des Warschau­
er Paktes gibt's keine mehr. Wenn dies 
nicht der "Deutschen Vollkasko-Menta­
lität" (frei nach Blüm) zuwiderläuft! 

Horst Schöttler 
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Aufbruch nach Osten: 
Grenzüberschreitende Hil­
feleistung unverzichtbar 

Ein deutsches Friedens­
korps? Hearing der SPD­
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG 
DER VIER HILFSORGANISA· 

TIONEN 

ARBEITER-SAMARlTER-BUND (ASB) 
DEUTSCHES ROTES KREUZ (DRK) 
JOHANNITER-UNFALL-HlLFE UUH) 

MALTESER-HILFSDIENST (MHD) 
ZUR 

NEU KONZEPTION DES ZIVIL· 
UND KATASTROPHEN· 

SCHUTZES 

1. Verfassungsauftrag des Bundes 
zum Schutz der Bevölkerung 
Die vier Hilfsorganisationen ASB, DRK, 
JUH und MHD sind der Überzeugung, 
daß trotz einer veränderten Sicher­
heitslage weiterhin ein effektiver Zivil­
und Katastrophenschutz zwingend 
erforderlich ist. Der Bund muß seinen 
Verpflichtungen nach Art. 2 Abs. 2 und 
73 Nr. 1 GG auch künftig uneinge­
schränkt nachkommen, damit der 
Schutz der Bevölkerung sichergestellt 
ist. Gleichzeitig sind notwendige 
Reformen einzuleiten 

2. Neugestaltung des Hilfeleistungssy­
stems: 
Die vier Hilfsorganisationen - mit ca . 
8 Millionen aktiven und fördernden 
Mitgliedern eine wesentliche gesell­
schaftspolitische Kraft unseres Staa­
tes - fordern ein einheitliches, inte­
griertes Hilfeleistungssystem, das den 
veränderten Anforderungen an einen 
modernen und effizienten Zivil- und 
Katastrophenschutz gerecht wird. Der 
Gesetzgeber darf sich dabei nicht auf 
planerische Maßnahmen beschränken. 
Sie stimmen einer Konzentration auf 
die operativen Fachdienste Brand­
schutz, Sanitätsdienst, Betreuungs­
dienst, Fernmeldedienst. ABC-Dienst, 
Bergungs- und Instandsetzungsdienst 
grundsätzlich zu. Sie sind allerdings 
der Auffassung, daß durch einfache 
linear berechnete Arrondierungsmaß­
nahmen alleine der flächendeckende, 
gleichmäßige, aber doch strukturge­
rechte und an Gefahrenschwerpunk­
ten orientierte Aufbau eines effizien­
ten Hilfeleistungssystems nicht 
erreicht werden kann. 
Die vier Hilfsorganisationen könnten 
einer vom Bundesministerium des 
Innern vorgeschlagenen "Paketlö­
sung" als flexibel zu handhabende 
Berechnungsgrundlage für die zukünf­
tigen Stärke- und Aufsteilungserlasse 
als unterste planerische Grenze 
grundsätzlich und noch ohne Festle­
gung auf bestimmte Zahlenverhältnis­
se zwischen der Bevölkerung und der 
Anzahl von Einheiten zustimmen. Die 
"Paketlösung " enthält dabei bereits 
die "Friedensdividende", den Aufbau 
in den neuen Bundesländern sowie 
die Arrondierungsmaßnahmen in den 
alten Bundesländern. 
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3. Fachdienste Sanitäts- und Betreu­
ungsdienst: 
Die vier Hilfsorganisationen bestehen 
auf dem Erhalt der Fachdienste 
Sanitätsdienst und Betreuungsdienst. 
Die Zusammenführung von Teileinhei­
ten der beiden Fachdienste zu fach­
dienstlich übergreifend zusammenge­
setzten Einsatzeinheiten bei Bedarf 
muß möglich werden. 
Nach den bisher entwickelten Vorstel­
lungen ist für die zukünftige Einsatz­
einheit die Einsatzpersonalstärke den 
neuen Gegebenheiten anzupassen und 
zu finanzieren. Die Einsatzstärke der 
Einheit ist bei Reduzierung der STAN­
Stärke doppelt zu besetzen, um die 
Antrittsstärke und Besetzung der 
Führungs- und Fachfunktionen im 
Alarmfalle sicherzustellen. 

4. Ausbildung der Helfer und des 
Führungspersonals: 
Hierzu fordern die Hilfsorganisationen 
eine verbesserte und an den Bedürf­
nissen neu orientierte Ausbildung der 
Helfer und des Führungspersonals. Die 
Finanzierung der Ausbildung muß auch 
die Reservehelfer mit einschließen. 

5. Das Ehrenamt im Zivil- und Kata­
strophenschutz: 
Grundlage des Zivil- und Katastrophen­
schutzes muß auch in Zukunft insbe­
sondere aus gesellschaftspolitischen 
und finanziellen Gründen die Mitwir­
kung freiwilliger Helferinnen und Hel­
fer in den Hilfsorganisationen sein, die 
ausschließlich ehrenamtlich tätig sind . 
Mit fast einer halben Million aktiver 
Mitglieder stellen die vier Hilfsorgani­
sationen einen wesentlichen Teil der 
Gesamthelferschaft im Katastrophen­
schutz. Neben der günstigen Auswir­
kung auf den Haushalt des Zivil- und 
Katastrophenschutzes ist besonders 
auf das von den Hilfsorganisationen 
verwirklichte Subsidiaritätsprinzip und 
das wertvolle freiwillige Element in der 
Mitwirkung an einer Aufgabe der 
Daseinsversorgung hinzuweisen. 
Um den derzeit feststell baren Motivati­
onsdefiziten entgegenzuwirken, muß 
neben der notwendigen Effektivitäts­
steigerung dieses Bereichs der 
Gesetzgeber Maßnahmen ergreifen, 
um dem ehrenamtlichen Element zu 
stärkerer Anerkennung durch die 
Gesellschaft und verbesserter sozialer 
Stellung zu verhelfen. Darüber hinaus 
ist die Gleichstellung und Gleichbe­
handlung der Helfer aller im Zivil- und 
Katastrophenschutz mitwirkenden 
Organisationen zu gewährleisten. Es 
darf keine Zwei-Klassen-Helferschaft 
durch einseitige Bevorzugung in helfer­
rechtlicher, administrativer und finanzi­
eller Hinsicht geben. 

6. Finanzierung: 
Die Erfüllung dieser verfassung­
gemäßigen Pflichten verlangt, daß der 
Bund ausreichend Mittel für die Finan­
zierung des Zivil- und Katastrophen­
schutzes zur Verfügung stellt. Bereits 
heute ist der Etat des Katastrophen­
schutzes auf weniger als 0,1 % des 
Bundeshaushalts gesunken. Eine wei­
tere Reduzierung ist unvertretbar. 
Die derzeitigen Vorstellungen des Bun­
desministers der Finanzen zur zukünfti­
gen Finanzierung des Katastrophen­
schutzes greifen die Mitwirkung der 
Hilfsorganisationen substantiell an und 
werden mit Nachdruck zurückgewie­
sen. 
Die Hilfsorganisationen haben durch 
ihre Helfer, Strukturen und Finanzie­
rungen bisher den Katastrophenschutz 
wesentlich getragen. Der Bund muß 
sich bewußt sein, daß er ggf. die 
gesamte Vorhaltung von Schutzpoten­
tial in Frage stellt, wenn sich die Rah­
menbedingungen zu Lasten der Hilfs­
organisationen weiter verschlechtern . 
Zudem würde durch eine solche Ent­
wicklung der Status der Hilfsgesell­
schaften gemäß den Genfer Rotkreuz­
Abkommen faktisch ausgehöhlt. 
Im Zusammenhang mit der Neustruk­
turierung des Zivil- und Katastrophen­
schutzes ist die Neugestaltung des 
Finanzierungssystems im Hinblick auf 
Transparenz, einfache Handhabung 
und Verständlichkeit durch die Bearbei­
ter und geringsten Verwaltungsauf­
wand erforderlich . 

7. Schlußbemerkung: 
Die sachgerechte Einbindung der Hilfs­
organisationen in die KatS-Leitungs­
und Entscheidungsgremien bei gleich­
zeitiger Wahrung der Autonomie und 
Eigenständigkeit der Organisationen 
würde von ASB, DRK, JUH und MHD 
als angemessene Würdigung der akti­
ven, zuverlässigen und partnerschaftli­
chen weiteren Mitarbeit der Hilfsorga­
nisationen bei dieser staatlichen Auf­
gabe seit Bestehen der Bundesrepu­
blik Deutschland verstanden werden. 

Bonn/Köln, den 9. 9. 1992 

Arbeiter-Samariter-Bund 
Fritz Tepperwien 
Bundesvorsitzender 

Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. 
Wilhelm Graf v. Schwerin 
Präsident 

Deutsches-Rotes-Kreuz 
Botho Prinz zu Sayn-Wittgenstein 
Präsident 

Malteser-Hilfsdienst e.v. 
Dr. Constantin v. Brandenstein-Zeppelin 
Präsident • 



AUFBRUCH NACH OSTEN: 
GRENZUßERSCHREITENDE HILFELEISTUNG 

UNVERZICHTßAR 
Auf Einladung des Bundesministers des 
Innern sind Experten des Zivil- und Kata­
strophenschutzes der west-, mittel-, ost­
und südosteuropäischen Staaten und Ver­
treter der EG-Kommission zu einer inter­
nationalen Konferenz über bilaterale grenz­
überschreitende Zusammenarbeit bei 
Katastrophen oder schweren Unglücksfäl­
len am 29. und 30. 9. 1992 in Heyroths­
berge bei Magdeburg zusammengekom­
men. 
Ziel der Konferenz war es, eine vertrau­
ensvolle bilaterale Zusammenarbeit bei 
Katastrophen oder schweren Unglücksfäl­
len mit den Staaten Mittel-, Ost- und 
Südosteuropas einzuleiten und weiter zu 
vertiefen. 

Erklärung des Parlamentarischen 
Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern, Eduard lintner, in Heyroths­
berge: 

"Nach den fundamentalen politischen Ver­
änderungen in Mittel-, Ost- und Südosteu­
ropa liegen wir in der Mitte eines freiheit­
lich verfaßten Europas und nicht mehr an 
der Grenze zweier gegeneinander gerich­
teter Machtblöcke, sondern im Zentrum 
eines Prozesses, in dessen Verlauf ganz 
Europa zusammenwachsen muß. Wir 
waren und sind uns dabei der Notwendig­
keit und der Verantwortung bewußt. die 
sich für uns hieraus ergeben, und wollen 
- auch mit einer Tagung wie der jetzigen 
- diesen Prozeß der Annäherung in Euro-
pa in jeder nur möglichen Hinsicht fördern. 
Die Zeichen für eine den ganzen Kontinent 
umfassende Zusammenarbeit, aufbauend 
auf einem gemeinsamen Verständnis von 
Sicherheit, Menschenrechten, Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit sowie wirtschaftli­
cher, sozialer, ökologischer und kultureller 
Wert, sind gesetzt. 
Zugleich ist aber leider auch das 
erschreckende Erbe sichtbar geworden, 
das den neuen Demokratien in Mittel-, 
Ost- und Südosteuropa als Hypothek von 
den sozialistischen, pianwirtschaftlich 
organisierten Systemen hinterlassen wor­
den ist. Eine neue Mauer des wirtschaftli­
chen und sozialen Abstands quer durch 
Europa ist sichtbar geworden. Sie muß 
schnellstmöglich abgetragen werden. 
Die Befreiung von äußerem Druck und 
innerem Zwang war bedauerlicherweise 
Auftakt für neue, teilweise längst über­
wunden geglaubte Konflikte. Nationalitä­
ten stehen sich feindselig, oft schon sich 
bekriegend gegenüber, während die alten 
Drohkulissen gerade erst beiseite geräumt 
Worden sind. 
Diese neuen Gefährdungen fordern zwin­
gend eine gesamteuropäische Politik, die 

sich insbesondere den Grundsätzen der 
Solidarität verpflichtet wissen muß und 
die ihre Verantwortung für ganz Europa 
konsequent bejaht. 
Die Bundesregierung hat als einen wichti­
gen Beitrag zu einer gesamteuropäischen 
Stabilitätspartnerschaft mit den Staaten 
Mittel-, Ost- und Südosteuropas ein Netz 
bilateraler Verträge über gute Nachbar­
schaft und freundschaftliche Zusammen­
arbeit geschlossen. 
In diesen Verträgen haben sich die Ver­
tragsparteien u. a. verpflichtet zusammen­
zuwirken, um sich gegenseitig bei Kata­
strophen oder schweren Unglücksfällen 
Hilfe zu leisten. 
Durch diese Konferenz soll ein weiterer 
Schritt unternommen werden, um diese 
Bestimmungen in den Freundschaftsver­
trägen mit Leben zu erfüllen. Gemeinsam 
wollen wir darüber beraten, in welcher 
Weise gemeinsame und gegenseitige Hil­
feleistungen bei Katastrophen möglich 
sind und ob dies auch durch bilaterale Hil­
feleistungsabkommen erreicht werden 
kann. Dazu bedarf es einer soliden rechtli­
chen Grundlage. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat bis­
her bilaterale Hilfeleistungsverträge mit 
sieben Nachbarstaaten ratifiziert; mit 
Dänemark, Niederlande, Belgien, Luxem­
burg, Frankreich, der Schweiz und Öster­
reich. Der Vertrag mit der CSFR steht kurz 
vor der Unterzeichnung. Ein mit der dama­
ligen Sowjetunion im Jahre 1990 unter­
zeichneter Vertrag muß nunmehr mit dem 
Nachfolgestaat, der Russischen Föderation­
Rußland, noch redaktionell auf den neue­
sten Stand gebracht werden. 
Die Bundesregierung hält es für wün­
schenswert, nicht nur mit den unmittelba­
ren Nachbarstaaten, sondern auch mit sol­
chen Staaten in Europa bilaterale Überein­
kommen abzuschließen, mit denen eine 
Zusammenarbeit für den Fall von Katastro­
phen oder schweren Unglücksfällen in 
Betracht gezogen werden muß. 
Sie möchte das Angebot, solche Verträge 
mit unseren östlichen und südöstlichen 
europäischen Partnern abzusch ließen, als 
Signal dafür verstanden wissen, daß wir 
zur raschen Hilfe in Notfällen bereit sind. 
Deutschland hat mehr Nachbarn als jeder 
andere europäische Staat. Was in unserer 
Umgebung geschieht, berührt uns jeweils 
selbst nachhaltig - und umgekehrt. Dies 
gilt gerade auch für Katastrophen oder 
schwere Unglücksfäl le. Beispielhaft sei 
hier auf die Sicherheit von Kernkraftwer­
ken hingewiesen. Dabei hat uns alle der 
Unfall von Tschernobyl drastisch vor 
Augen geführt, welche Sicherheitsrisiken 
mit Kernkraftwerken gerade dieses Typs 
verbunden sind und wie sie noch heute in 

unserer Nachbarschaft in Betrieb sind. Ein 
gravierender Unfall in einer dieser Anlagen 
würde drastische Folgen haben. Am Bei­
spiel dieser Gefahren wird deutlich, wei­
che Brisanz und Aktualität in unserem 
Konferenzthema liegt. 
Die Bundesregierung tut alles ihr Mögli­
che zur Unterstützung der neuen Demo­
kratien im Osten Europas und leistet aus 
dem Gedanken der Solidarität heraus des­
halb vielfältige konkrete Hilfe. Sie ist den 
auf diese Konferenz vertretenen westli­
chen Nachbarstaaten und der Europäi­
schen Gemeinschaft dankbar, daß sie sich 
ebenfalls tatkräftig daran beteiligen. Wir 
dürfen Menschen in Not, noch dazu in 
unserer Nachbarschaft, nicht im Stich las­
sen. 
Im Falle einer Katastrophe erleichtern bila­
terale Hilfeleistungsabkommen die 
Zusammenarbeit zwischen den Zivil- und 
Katastrophenschutzbehörden erheblich, 
da diese ohne Einschaltung diplomati­
scher Wege untereinander in Kontakt tre­
ten können." 
Auch Sachsen-Anhalts Innenminister 
Hartmut Perschau unterstrich mit einem 
Grußwort die Bedeutung für sein Land 
und die Landeshauptstadt Magdeburg. 
Diese fand im übrigen durch die von den 
Konferenzteilnehmern verabschiedete 
"Magdeburger Erklärung" auch auf dem 
internationalen politischen Parkett eine 
erste Resonanz. 
Über den Verlauf der Konferenz und die 
gefaßten Beschlüsse werden wir ausführ­
lich in Heft 1/1993 berichten. Angesichts 
der Zahl der Teilnehmerstaaten ist dieses 
Ereignis weit über die Hilfeleistungsas­
pekte hinaus ein politischer Erfolg von 
kontinentaler Tragweite. 

Konferenzteilnehmer: 
1. Staaten aus Ost- und Südosteuropa: 

Albanien, Bulgarien, Estland, Kroatien, 
Lettland, Litauen, Moldavien, Polen, 
Russische Föderation, Slowenien, 
Tschechische und Slowakische Föde­
rative Republik, Ukraine, Ungarn, 
Weißrußland (Belarus) 

2. Mittel- und Nordeuropäische Staaten: 
Belgien, Dänemark, Finnland, Nieder­
lande, Österreich 

3. Beobachter: 
EG-Kommission, Kanada 

4. Gastgebender Staat: 
Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministeri­
um des Innern (Vors. AL W. Beyer) 
Bundesländer als Beobachter: 
Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, Sachsen-Anhalt. • 

(Horst Schöttler) 
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EIN DEUTSCHES 
FRIEDENSKORPS? 

HEARING DER SPD­
BUNDESTAGSFRAKTION 

Peter Lohmann, Beauftragter für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, THW Bremen 

Zu einer Expertenanhörung hatte die SPD­
Fraktion am 24. 9. 1992 nach Bonn einge­
laden. 
"Vergleicht man die finanziellen Mittel der 
BRD, den Einsatz von Personal und Wis­
sen w ie sie beispielsweise für die Hilfe in 
Somalia eingesetzt werden mit dem, was 
für den Golfkrieg (18 Milliarden DM) zur 
Verfügung stand, dann ist diese Hilfelei­
stung wie ein rumpelnder Eselskarren im 
Vergleich zu der hochmodernen Zer­
störungsmaschinerie " . Mit diesen Worten 
eröffnete der Initiator der Anhörung, der 
SPD-Bundestagsabgeordnete Hans Wal­
low, das Hearing seiner Fraktion zum 
Thema "Umwelt- und Katastrophenhilfs­
korps (Friedenskorps) " . Zu der Veranstal­
tung in Bonn hatten sich neben renom­
mierten Vertretern der Hilfeleistungsorga­
nisationen und Wohlfahrtsverbände auch 
Experten aus der Wissenschaft (s . An­
hang) eingefunden, um die Ursachen zahl­
reicher Katastrophen in der Welt zu 
beleuchten. Das Zusammenwirken von 
Umweltzerstörung, exzessivem Energie­
und Rohstoffverbrauch, Hunger, Vertei­
lungskämpfen, Ausbeutung sowie Ar­
mutswanderungen als Grundlage und 
Auslöser immer wieder auftretender 
Naturkatastrophen wurde transparent. 
Und: Sie gefährden und bedrohen in 
zunehmender Weise die internationale 
Sicherheit und sparen auch wohlhabende 
Regionen, wie Westeuropa oder Nord­
amerika, nicht aus. 
Vor diesem Hintergrund bedauerten es die 
Teilnehmer des Hearings, daß sich die 
öffentliche Auseinandersetzung nicht der 
Katastrophenhilfe und Entwicklungshilfe­
zusammenarbeit widme, stattdessen aber 
intensive Debatten über Kampfeinsätze 
geführt werden . 
Mit der Forderung, ein deutsches 
Umwelt- und Katastrophenhilfskorps 
C. Grünhelme ") aufzustellen, versucht die 
SPD neue Impulse zu geben. Nach ihrem 
Entwurf soll dazu eine Organisationsform, 
"Bundesanstalt", geschaffen werden, die 
die vorhandenen Ressourcen der Hilfelei­
stungsorganisationen und der Bundes­
wehr bündeln soll. Des weiteren soll eine 
Kernmannschaft von ca . 60 Spezialisten 
aufgebaut und in einem Einsatzfall von bis 
zu 5 000 Helfern aus Bundeswehr und Hil­
feleistungsorganisationen wie DRK und 
THW unterstützt werden . 
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Die Aufgaben der "Grünhelme" sehen die 
Sozialdemokraten global ausgedrückt in 
der Katastrophenbekämpfung. Wallow 
gliedert dies in die Problemfelder Hunger, 
Gesundheitsschäden, Flüchtlinge, Um­
welt- und Sachschäden. 
Die Vertreter der Hilfeleistungsorganisatio­
nen begrüßten eindeutig den Vorstoß der 
größten Oppositionsfraktion des Deut­
schen Bundestages, der humanitären 
Hilfe mehr Aufmerksamkeit zu widmen . 
Das Grünhelmkonzept selbst fand hinge­
gen eher ein skeptisches Echo. 
DRK-Präsident Botho Prinz zu Sayn-Witt­
genstein und Dipl.-Ing. Dietrich Läpke vom 
Einsatzreferat des THW betonten überein­
stimmend, daß für eine neue "Hilfsorgani­
sation Friedenskorps " kein Bedarf vorhan­
den ist. Besonders die uneingeschränkte 
Einbindung der Bundeswehr sei problema­
tisch . 
Aus der Sicht des DRK gerate so das völ­
kerrechtliche Prinzip von neutraler und 
unparteilicher Hilfe in Gefahr. Hauptauf­
trag der Bundeswehr sei die Landesvertei­
digung; sie solle nur subsidiär in der 
humanitären Hilfe mitwirken und ihren 
Beitrag auf die Bereitstellung von Trans­
portkapazität und Logistik beschränken. 
Die Übernahme von Aufträgen in der 
humanitären Hilfe durch die Bundeswehr 
sei insbesondere für die durch ehrenamtli­
ches Engagement getragenen Organisa­
tionen und die Spendenbereitschaft der 
Bevölkerung problematisch . Nach Mei­
nung des Friedensforschers Dr. Wolfgang 
Vogt bestehe die Gefahr, Hilfeleistung 
nicht mehr mit dem Roten Kreuz, sondern 
mit dem Militär in Verbindung zu bringen. 
Der Generalsekretär der Deutschen Welt­
hungerhilfe, Bernd Hoffmann, hielt eine 
neue Institution ebenfalls für nicht erfor­
derlich; wünschenswert seien vielmehr 
die Ernennung eines koordinierend wir­
kenden "Beauftragten für humanitäre 
Hilfe" mit Sitz im Bundesaußenministeri­
um und eine Erhöhung der finanziellen 
Mittel im Bundeshaushalt. Der für das 
Deutsche IDNDR-Komitee beim Auswärti­
gen Amt als Gutachter zur Frage der 
"Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwi­
schen Hilfsorganisationen und Bundes­
wehr im Rahmen der Deutschen Huma­
nitären Auslandshilfe " tätige Sachverstän­
dige Dr. Horst Schöttler betonte, daß die 
Notfallhilfe nur ein kleines, wenn auch 
bedeutsames Segment einer umfassen-

den Katastrophenhilfe sei, die aus Vorbeu­
gung, Soforthilfe und Aufbauhilfe bestehe. 
Diese münde in eine strukturierte Ent­
wicklungshilfe ein. Schöttler bezeichnete 
diese Hilfeleistung besser als "Hilfe zur 
Lebensfähigkeit und Erhaltung der Würde 
des Menschen" . In dieser Kette von 
"Leben retten - Überleben sichern -
Zukunft gestalten" könnten Streitkräfte 
nur eine zeitlich enge und begrenzte Auf­
gabe wahrnehmen . Daher seien Leistun­
gen der Bundeswehr auch weiterhin 
unterstützend und subsidiär durchzu­
führen. Im Verbund mit den Hilfsorganisa­
tionen und Wohlfahrtsverbänden seien die 
Streitkräfte Partner, die vom Auswärtigem 
Amt koordiniert werden . Schließlich gelte 
seit 1978 die unbestrittene Grundlage: 
"Die humanitäre Hilfe ist Teil der auswärti­
gen Politik." 
Daher ziele die von der SPD vorgeschla­
gene Änderung des Grundgesetzes, deut­
sche Streitkräfte der UNO "zur Bekämp­
fung von Umweltschäden, für humanitäre 
Hilfeleistungen und Maßnahmen der Kata­
strophenhilfe zur Verfügung" zu stellen, in 
die falsche Richtung . Bislang seien die 
Begriffe "humanitäre Hilfe" oder "Hilfsor­
ganisationen" im GG nicht erwähnt. Wenn 
nun erstmals und einmalig diese Aufga­
ben im Zusammenhang mit der Bundes­
wehr genannt werden, sei die Gefahr der 
Meinungsführerschaft der Armee nicht 
mehr auszuschließen. 
Die Hearing-Teilnehmer betrachten die 
SPD-Veranstaltung als wertvolle 
"Anschubfinanzierung " für benötigte 
Koordination, die im Endeffekt zum Ziel 
haben müsse, die Katastrophenanfälligkeit 
der Erde einzudämmen. Die für die Errich­
tung eines Friedenskorps benötigten Mit­
tel könnten besser in den betroffenen 
Regionen eingesetzt werden, um dort 
wirksame Selbsthilfestrukturen zu schaf­
fen . Auch müsse die Politik endlich öffent­
lich sagen, daß Armut und Elend in der 
Welt nur durch Konsumverzicht und Wohl­
standsbegrenzung in den reichen Industrie­
nationen besiegt werden. 
(Der vorliegende Beitrag wurde redaktio­
nell überarbeitet und ergänzt). 



HEARING ZUM THEMA 
"UMWELT. UND 

KATASTROPHENHILFSKORPS" 
AM 24. SEPTEMBER 1 992 

Tagesablauf 

Teil A: Grundsätzliche nicht-militärische Bedrohungs- und Sicherheitsaspekte 

1. 10.00 Uhr Begrüßung der Teilnehmer, Dr. Karsten Voigt, MdB 
2. 10.05 Uhr Einführung, Hans Wallow, MdB 
3. 10.20 Uhr Abgabe der Statements, Leitung Prof. Dr. Ingomar Hauchier, MdB 

10.20 Uhr Prof. Dr. E.-U. von Weizsäcker 
Wuppertal-Institut für Klima, Umwelt und Energie 

10.30 Uhr Prof. Dr. H. GraßI 
Max-Planck-Institut für Meteorologie, Hamburg 

10.40 Uhr Prof. Dr. R. Geipel 
Geographisches Institut, TU München 

10.50 Uhr Prof. Dr. R. Block, 
Universität Frankfurt (Soziologie) 

11 .00 Uhr Dr. W . Vogt 
Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Konfliktforschung (AFK) 

11 .10 Uhr Botschafter a.D. G. van Weil 
Internationale Dekade der Katastrophenvorbeugung (IDNDR) 

11 .20 Uhr VLR I K. Holderbaum 
Auswärtiges Amt, Referat 301 (Humanitäre Hilfe) 

11 .30 Uhr Brigadegeneral M . Bertele, Bundeswehr, FÜS 
11.40 Uhr Generalapotheker Dr. W . Berger, Bundeswehr, InSan 

4. 11.50 Uhr Beginn der Diskussion 

Teil B: Wirksamkeit der vorhandenen Sicherheitssysteme und Hilfsdienste 

5. 14.00 Uhr Abgabe der Statements, Diskussionsleitung Hans Wallow, MdB 
14.00 Uhr Dipl.-Ing . D. Läpke, Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, 

Ref. Ltr. Einsatz 
14.10 Uhr Prinz B. zu Sayn-Wittgenstein, Deutsches Rotes Kreuz, Präsident 
14.20 Uhr N. Fürstenhofer, ABC-Abwehrschule (Öster. Bundesheer) 

Oberstleutnant, Kdr. des Katastrophenhilfskorps (AAFDRU) 
14.30 Uhr B. Hoffmann, Deutsche Welthungerhilfe, Generalsekretär 
14.40 Uhr G. Hölter, Deutscher Caritasverband, Abt. Ltr. Ausland 
14.50 Uhr Dr. H. Schüller, Ärztin und Journalistin 
15.00 Uhr Dr. H. Schöttler, Red . der Zeitschrift " Notfallvorsorge" 

(geladen als IDNDR-Gutachter) 
6. 15.10 Uhr Beginn der Diskussion 
7. 17.45 Uhr Schlußwort, Hans Wallow, MdB 
8. 18.00 Uhr Ende 

BEAUnUGTER FÜR HUMANITÄRE HILFE ERNANNT 

Seit 1. Oktober 1992 gibt es im Auswärtigen Amt einen "Beauftragten für Huma­
nitäre Hilfe". Es ist Botschafter Dr. Hansjörg Eiff, der früher Leiter der diplomati­
schen Vertretung im ehem. Yugoslawien war. Dr. Eiff dürfte daher mit den Erforder­
nissen und Problemen der deutschen Humanitären Hilfe vertraut sein . 
Sein Vertreter ist der Leiter des Referates 301 (Humanitäre Hilfe). Vortragender 
Legationsrat I. Klasse (VLR I) Klaus Holderbaum. 
Mit der Berufung des Botschafters sind die Forderungen von Experten der Sofort­
und Katastrophenhilfe erfüllt, zur Verbesserung der Koordination der Hilfsmaßnah­
men im AA ein hochrangiges Amt zu schaffen und qualifiziert zu besetzen. 
Derzeit hat der Botschafter mit dem Besuch der Hilfsorganisationen begonnen, um 
mit diesen einen Erfahrungs- und Meinungsaustausch über die künftige Zusammen­
arbeit durchzuführen. 

(Horst Schött/er) 
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ZUR WIRTSCHAFTLICHEN 
POLITISCHEN UND ETHISCHE~ 

DIMENSION DER 
KATASTROPHENVORBEUGUNG 

Die folgenden Ausführungen widmen sich 
dem erforderlichen Umdenken im 
menschlichen Verhalten als Vorausset­
zung wirksamer Katastrophenvorbeugung 
vor dem Hintergrund 

der Hungerkatastrophe in Somalia 
(1991/1992) 
des Hurrikans "Andrew" im Golf von 
Mexiko (August 1992) 
des Welt-IDNDR-Tages (14. 10. 1992, 
IDNDR = International Decade for 
NaturalDisaster Reductionl. der unter 
dem Motto "Verknüpfung von nach­
haltiger Entwicklung und Katastro­
phenvorbeugung" stand. 

1. GRUNDSÄTZLICHE BEMER­
KUNGEN ZUR DIMENSION 
DER KATASTROPHENVORBEU­
GUNG AN LÄSSLICH DER 
HUNGERKATASTROPHEIN 
SOMALIA 

Die schwere Hungerkatastrophe in Soma­
lia gibt Anlaß zu einigen grundsätzlichen 
Bemerkungen über den Handlungsbedarf, 
der mit dem Anspruch auf nachhaltige 
Minderung der Katastrophenanfälligkeit 
verbunden ist. Auf das Ausmaß der Kata­
strophe in Somalia, den Umfang und die 
Probleme der Katastrophenhilfe braucht 
hier im Hinblick auf die ausführliche 
Berichterstattung in den Medien nicht 
erneut eingegangen zu werden. Die dorti­
ge Katastrophe hat im wesentlichen drei 
Ursachen: 1. Krieg, 2. Dürre, 3. wirtschaft­
liche und soziale Rückständigkeit. Es han­
delt sich daher zugleich um eine politische 
- sowie um eine Naturkatastrophe, wie 
sie - in unterschiedlicher Akzentuierung 
- auch den gegenwärtigen Hungerpro­
blemen anderer Länder Ost- und Südafri­
kas zugrundeliegt. 
Das" Deutsche Komitee für die Internatio­
nale Dekade für Katastrophenvorbeu­
gung" hat sich zur Aufgabe gesetzt, einen 
Beitrag zur Minderung der Katastro­
phenanfälligkeit zu leisten. Die bisherigen 
Aktivitäten des Komitees konzentrieren 
sich im wesentlichen auf die Initiierung 
von technisch-wissenschaftlich und orga­
nisatorisch orientierten Programmen und 
Projekten der Katastrophenvorbeugung 
und eine öffentlichkeitswirksame Beglei­
tung dieser Initiativen. Solche Aktionen 
sind notwendig, reichen jedoch nicht aus, 
um die Katastrophenanfälligkeit nachhaltig 
zu mindern. Wir müssen zur Kenntnis 
nehmen, daß die wachsende Katastro-
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Christian Eikenberg, Bonn, Geschäftsführer des Deutschen IDNDR-Komitees 

phenanfälligkeit nicht nur durch techni­
sche und organisatorische Defizite 
bedingt, sondern vor allem Folge eines 
Mißbrauchs der uns durch Wissenschaft 
und Technik zugewachsenen Macht ist. 
Dieser Mißbrauch ist Ausdruck eines 
unzureichenden Verantwortungsbewußt­
seins, das die Menschen mit den Anfor­
derungen der Technik bislang nicht ins 
Gleichgewicht bringen konnten. 
Die Literatur über die Problematik unserer 
Fortschrittskultur, über die Kehrseiten 
technischen Fortschritts füllt ganze Biblio­
theken. Konsequenzen für das menschli­
che Verhalten werden jedoch bislang 
kaum daraus gezogen. Der Mißbrauch 
von Wissen und Macht unterspült die 
Lebensfundamente zukünftiger Genera­
tionen und mündet in eine zunehmend 
katastrophenträchtige Entwicklung ein, 
die sich vor allem durch 
- wachsende Anzahl und Heftigkeit krie­

gerischer Konflikte 
- lebensbedrohende Verelendung ein­

zelner Regionen der Dritten Welt und 
ihre beinahe permanente Abhängigkeit 
von ausländischer Nothilfe 
wachsende Anfälligkeit der Industrie­
und Entwicklungsländer für Naturkata­
strophen, bedingt durch Überbevölke­
rung, Armut und Treibhauseffekt 

äußert. Die gegenwärtige Hungerkatastro­
phe in Somalia führt uns die O.g. drei sich 
gegenseitig verstärkenden Bedrohungen 
deutlich vor Augen . Die rasch voranschrei­
tende Umweltzerstörung droht das Aus­
maß dieser drei existentiellen Gefährdun­
gen noch erheblich zu erhöhen. 
Es ist erstaunlich, mit welchem Fatalis­
mus, der ja oft von unserer Seite als Mit­
ursache der Unterentwicklung diagnosti­
ziert wird - u.a. auch in der Resolution 
der Vereinten Nationen über die Interna­
tionale Dekade zur Vorbeugung von 
Naturkatastrophen vom 22. 12. 1989, die 
Menschen in den Industrieländern bislang 
auf diese existentiellen Herausforderun­
gen reagieren. Wir sind bereit zur Vorbe­
reitung zukunftsorientierter Wissen­
schafts- und Technikprogramme. Notwen­
dige Vorkehrungen, die eine Änderung 
unseres eigenen Lebensstils erfordern, 
verdrängen wir jedoch weitgehend mit 
großer Schicksalsergebenheit (oder Le­
thargie, Red.). 
Diese Fixierung auf technische und orga­
nisatorische Maßnahmen bestimmt auch 
den bisherigen Diskussionsradius über die 
Katastrophenvorbeugung . Technische 
Präventionsmaßnahmen werden jedoch 

zukünftig weder in Entwicklungs- noch in 
Industrieländern ausreichen, um der kata­
strophenträchtigen Entwicklung gegenzu­
steuern. Die zunehmende Anfälligkeit vie­
ler Entwicklungsländer für Naturkatastro­
phen ist vor allem durch rapides Bevölke­
rungswachstum, Armut, Überbeanspru­
chung des Naturraums, Verknappung exi­
stenzsichernder Rückzugsgebiete und 
Zerfall traditioneller Sozialstrukturen 
bedingt. In diesen Ländern wird daher 
eine nur auf technische Maßnahmen 
beschränkte Prävention allenfalls die bis­
herigen "Katastrophenlecks " mehr oder 
minder notdürftig schließen, aber die 
Natur nicht daran hindern können, sich 
unter dem Druck armutsbedingter 
Umweltzerstörung andere Katastrophen­
ventile zu suchen. Zutreffend heißt es 
bereits in einem Bericht des Umweltpro­
grammes der Vereinten Nationen von 
1985: "most disaster problems in develop­
ing countries are unsolved development 
problems. Disaster prevention and mitiga­
tion is thus primarily an aspect of develop­
ment." 
Aber auch die Industrieländer werden sich 
in Zukunft nicht auf technische und orga­
nisatorische Vorbeugemaßnahmen be­
schränken können, wenn sie ihre Re­
gionen gegen die durch den Treibhaus­
effekt bedingte Zunahme von Naturkata­
strophen wirksam schützen wollen . 
Außerdem riskieren sie, in einer sich 
immer enger vernetzenden Welt in den 
Strudel der sozioökonomischen und politi­
schen Probleme der Entwicklungsländer 
hineingezogen zu werden, wenn sie nicht 
bereit sind, die Schicksalsgemeinschaft 
zwischen armen und reichen Ländern 
anzuerkennen und auf einen weltweiten 
wirtschaftlichen und sozialen Ausgleich 
hinzuwirken. 
Für die Organisationen der Katastrophen­
und Entwicklungshilfe stehen zwar die 
Durchführung akuter Hilfsaktionen, ver­
besserte Vorsorge für den Katastrophen­
fall (disaster preparedness) sowie ent­
wicklungsorientierte Vorbeugemaßnah­
men im Vordergrund . Aber es ist auch 
Aufgabe dieser Organisationen sowie der 
Wissenschaft und insbesondere des 
Deutschen IDNDR-Komitees, Öffentlich­
keit und Politiker auf die menschlichen 
Ursachen wachsender Katastrophenanfäl­
ligkeit hinzuweisen und die erforderlichen 
wirtschaftlichen und politischen Weichen­
stellungen anzumahnen. 



Diese kurzen Betrachtungen deuten an, 
daß die Katastrophenvorbeugung, wenn 
sie nachhaltig, d.h. langfristig wirksam 
sein soll, weit über die Initiierung techni­
scher und organisatorischer Maßnahmen 
hinausgehen muß. Sie erfordert eine 
Änderung der Konsumgewohnheiten in 
den Industrieländern, die Überwindung 
der Armut in den Entwicklungsländern, 
neue Konfliktlösungsstrategien, etc. -
insgesamt ein neues Verantwortungsbe­
wußtsein, das wahrscheinlich nur durch 
tiefgreifende Änderungen unserer politi­
schen und wirtschaftlichen Strukturen zu 
erreichen ist. Der deutsch-jüdische Tech­
nik-Philosoph Hans Jonas hat in seinem 
Buch "Das Prinzip Verantwortung" aus 
dem Jahre 1979 und seinem SPIEGEL­
Interview "Dem bösen Ende näher" 
(Ausg. 20/1992) diese Dimension der Her­
ausforderungen verdeutlicht (vgl. die im 
Anhang aus diesen Publikationen wieder­
gegebenen Auszüge). 

2. GRUNDSÄTZLICHE BEMER· 
KUNGEN ZUM TROPISCHEN 
WIRBELSTURM "ANDREWH 

IM GOLF VON MEXIKO -
ERHÖHTE RISIKEN DURCH 
TREIBHAUSEFFEKT UND 
ARMUT -

Auch diese jüngste Naturkatastrophe, die 
Ende August 1992 die Region von 
MiamilFlorida und den Küstenstreifen 
westlich von New Orleans/Lousiana ver­
WiJstete, gibt Anlaß zu einigen grundsätzli­
chen Betrachtungen. Presse und Rund­
funk berichteten ausführlich über die ver­
heerenden Auswirkungen dieses Hurri­
kans. Aufgrund frühzeitiger Vorwarnungen 
konnten Hunderttausende von Menschen 
rechtzeitig ins Landesinnere fliehen. Die 
Anzahl der Todesopfer, die sich auf ca. 20 
bis 30 beläuft, wäre sonst wesentlich 
höher gewesen. 260 000 Menschen wur­
den obdachlos. Fast gleichzeitig wurden 
die Inseln Guam und die chinesische 
Küstenprovinz Zhejiang von Taifunen 
heimgesucht, die allerdings nicht die Hef­
tigkeit von "Andrew" erreichten. Afghani­
stan, Indien und Pakistan wurden fast 
gleichzeitig von Überschwemmungen und 
die Pazifikküste Nicaraguas von einer 
11 m hohen, durch ein Seebeben ausgelö­
sten, Flutwelle betroffen. Es wird befürch­
tet, daß der vom Hindukusch herab­
schießenden Flutwelle in Afghanistan ca. 
3 000 Menschen zum Opfer gefallen sind. 
Der Taifun in China soll 122 Menschen 
das Leben gekostet und 50 000 Häuser 
zerstört haben. Als Folge der Flutwelle in 
Nicaragua sind ebenfalls mehr als 100 
Tote, zahlreiche Vermißte und Obdachlose 
zu beklagen. 
Gemessen am materiellen Schaden, der 
vorläufig auf 10 - 12 Mrd. US $ geschätzt 
wird, gehört der Hurrikan "Andrew" zu 
den größten bisherigen Naturkatastro­
phen. Dies ist auf die hohe Konzentration 
wirtschaftlicher Werte in den betroffenen 
Regionen und die offenbar unzureichen-

den Vorkehrungen gegen solche extre­
men Naturereignisse zurückzuführen. Die 
Heftigkeit des Hurrikans lag auf der fünf­
teiligen Skala bei Stärken 4 und 3. 
Auch in früheren Jahren erwiesen sich 
tropische Wirbelstürme, die in der Karibik 
und der Pazifikküste Amerikas als Hurri­
kans, im Pazifik als Taifune und im Indi­
schen Ozean als Zyklone bezeichnet wer­
den *, als die verheerendsten Naturkata­
strophen zumindest der Schadenshöhe 
nach. So entfielen in den Jahren 1989 -
1991 ca 45 - 50 % aller durch große 
Naturkatastrophen ausgelösten Schäden 
auf tropische Wirbelstürme. Die Anzahl 
der hierdurch verursachten Todesopfer 
(vor allem in Bangladesh) wird nur noch 
durch Hungerkatastrophen übertroffen. 
Nach Angaben der WeItwetterorganisa­
tion ist gegenwärtig im Jahresdurch­
schnitt im westlichen Atlantik mit 6 Hurri­
kans zu rechnen. 1991 wurden 4 Hurri­
kans - alle außerhalb des Golfs von 
Mexiko - verzeichnet; 1990 waren es 
8 Hurrikans. 
Für die Versicherungswirtschaft haben 
Wirbelstürme, vor allem wenn sie Indu­
strieländer wie die USA und Japan heim­
suchen, extrem hohe Schadensleistungen 
zur Folge. Zwischen 1989 und 1991 
machten diese ca 85 % der gesamten 
durch große Naturkatastrophen verursach­
ten Versicherungsschäden aus. Auch im 
Falle von "Andrew" dürften enorme Ent­
schädigungsverpflichtungen auf die Vers i­
cherungswirtschaft zukommen. 
Anzahl und Heftigkeit der Wirbelstürme 
drohen in Zukunft noch zuzunehmen. Die 
Enquetekommission des Bundestages 
zum Schutz der Erdatmosphäre stellt in 
ihrem Bericht "Klimaänderung gefährdet 
globale Entwicklung" (1992) fest, daß 
bereits jetzt eine Häufung klimabedingter 
Katastrophen wie tropische Wirbelstürme 
festzustellen ist (S. 95) und daß bei globa­
ler Erwärmung die Häufigkeit extremer 
Wetterereignisse wie Dürre, Stürme und 
Fluten zunehmen wird (S. 132). Bereits im 
vorangehenden Bericht der Enquetekom­
mission von Mai 1990 heißt es: "Eine 
weitere zusätzliche Bedrohung stellt eine 
sehr wahrscheinliche Zunahme der Inten­
sität tropischer Wirbelstürme dar" 
(S. 187). die die Kommission auf die 
Erwärmung des Meeres und den dadurch 
bedingten Meeresspiegelanstieg zurück­
führt . Mit jedem Dezimeter Meeresspie­
gelanstieg würden große bisher unbetrof­
fene Gebiete überschwemmt. 
Nach Aussagen der Enquetekommission 
ist mittlerweile auch unter Wissenschaft-

• Oie Entstehung tropischer Wirbelstürme setzt 
eme Mmdesttemperatur des Meereswassers von 26' 
voraus, die auch m tropischen Zonen nur am Ende der 
Sommerzeit (in der Kanbik August - Oktober) erreicht 
Wird. Kieme Wirbelstörungen, die oft zunächst m 
außertrop,schen Zonen entstehen, können sich in die­
sen Monaten zu großräumigen Wirbelstürmen, die 
Sich durch Ihre westwärts genchtete Wanderung über 
tropische Meeresgewässer ständig verstärken, ent­
Wickeln. Sie schwächen Sich erst über dem Land oder 
über kühleren Gewässern ab. Wirbelsturmschäden 
entstehen durch Wmdkraft, hohe Flutwellen und mit 
den Stürmen verbundene mtenSlve Niederschläge. 

lern unbestritten, daß der anthropogene 
Treibhauseffekt zu einer Erwärmung der 
Erde führen wird. Diskutiert wird lediglich 
noch der Zeitpunkt einer solchen Erwär­
mung (Bericht 1992, S. 145). Die natürli­
chen Einflußfaktoren wie Vulkaneruptio­
nen oder periodische Veränderungen der 
Sonnenaktivität seien zwar in der Lage, im 
laufenden Jahrzehnt den antropogenen 
Treibhauseffekt regional zumindest teil­
weise zu kompensieren, auf längere Sicht 
überwiege jedoch dieser Effekt im Ver­
gleich zu den natürlichen Einflußfaktoren 
(Bericht 1992, S. 147). 
Die in Zukunft drohende - durch den 
Treibhauseffekt bedingte - Häufung von 
Katastrophen macht deutlich, daß es allein 
mit technischen und organisatorischen 
Vorbeugemaßnahmen nicht getan ist, son­
dern außerdem eine Änderung des 
menschlichen Verhaltens geboten ist (vgl. 
H. Jonas) . Auch die rapide Bevölkerungs­
zunahme in den Entwicklungsländern und 
die notgedrungen immer dichtere Besied­
lung gefährdeter Küstenzonen (insbes. in 
Bangladesh und einigen Industriestaaten) 
erhöhen laufend das Risikopotential, das 
nur durch umfassende wirtschaftliche und 
soziale Weichenstellungen gemindert 
werden kann . Vorerst bleibt nur zu hoffen, 
daß die 252 Vornamen, die für die 
Bezeichnung zukünftiger tropischer Wir­
belstürme (1992 - 1997) von einem Gre­
mium der Weltwetterorganisation im vor­
aus festgelegt worden sind, nicht alle für 
diese katastrophalen Zwecke benötigt 
werden . 

3. VERKNÜPFUNG VON 
KATASTROPHENVORBEU· 
GUNG UND NACHHALTIGER 
ENTWICKLUNG ALS MOnO 
DES WELT·IDNDR.TAGES 
AM 14.10.1992 

Das Thema des Welt-IDNDR-Tages am 
2. Mittwoch im Oktober (= 14.10.1992) 
lautete: 
Vorbeugung von Naturkatastrophen und 
nachhaltige Entwicklung (sustainable 
development). Der Anziehungskraft des 
gegenwärtig im Mittelpunkt der umwelt­
und entwicklungspolitischen Diskussion 
stehenden Begriffes der nachhaltigen Ent­
wicklung konnten sich auch die internatio­
nalen und nationalen IDNDR-Gremien 
nicht entziehen. Nachhaltige Entwicklung 
wird in dem 1987 veröffentlichten Brundt­
land*-Bericht der Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung "Unsere 
gemeinsame Zukunft" wie folgt definiert: 
Eine Entwicklung ist dann nachhaltig, 
wenn sie die Bedürfnisse der gegenwärti­
gen Generation fördert, ohne diejenigen 
zukünftiger Generationen zu kompromit­
tieren. 
Daß technische und organisatorische Vor­
beugemaßnahmen gegen Naturkatastro-

• nach Gro Harlem Brundtland, MInIsterpräsidentm 
des Königreiches Norwegen (Red.! 
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ZUR WIRTSCHAFTLICHEN, POLITISCHEN UND 
ETHISCHEN DIMENSION DER 

KATASTROPHENVORBEUGUNG 

phen wichtige Bestandteile einer nachhal­
tigen Entwicklung sind, kann kaum 
bezweifelt werden . Der Schutz von Leib 
und Leben gegen Katastrophen sowie die 
Absicherung des erreichten sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklungsstandes und 
des zukünftigen Entwicklungsprozesses 
entsprechen einem Grundbedürfnis der 
Menschen und gebieten sich auch aus 
Kosten-Nutzenerwägungen. Es ist daher 
folgerichtig, daß bei der Weltkonferenz in 
Rio de Janeiro (Juni 1992) über Umwelt 
und Entwicklung die Ziele der Internatio­
nalen Dekade für die Vorbeugung von 
Naturkatastrophen Eingang in das ent­
wicklungs- und umweltpolitische Aktions­
programm für das nächste Jahrhundert, 
die "Agenda 21 " , fanden. 
Während die " Rio-Erklärung über Umwelt 
und Entwicklung" nur einen beiläufigen 
Hinweis auf Naturkatastrophen (Grundsatz 
18) enthält. befaßt sich die 40 Kapitel 
umfassende Agenda 21 an mehreren Stei­
len mit Naturkatastrophen. Von besonde­
rer Bedeutung ist Kapitel 7 "promoting 
sustainable human settlement develop­
ment" , das in Abschnitt f Empfehlungen 
für die Vorbeugung von Natur- und Indu­
striekatastrophen enthält und in diesem 
Zusammenhang ausdrücklich IDNDR er­
wähnt. Weiterhin widmet die Agenda 21 
in Kapitel 12 einen Abschnitt aus­
schließlich der Bekämpfung von Dürren 
und Wüstenbildung . Kapitel 5 der I ,genda 
21 "demographic dynamics and sustaina­
bilities" weist auf die durch Meeresspie­
gelanstieg gefährdeten dicht besiedelten 
Küstenregionen hin. 
Man würde jedoch der unter 1. dargeleg­
ten sozioökonomischen und politischen 
Dimension der Katastrophenvorbeugung 
nicht gerecht, wenn man sie nur als 
Bestandteil nachhaltiger Entwicklung, 
d. h. als ein Bündel technisch-organisatori­
scher Maßnahmen verstünde. Wirksame 
Katastrophenvorbeugung setzt vielmehr 
voraus, daß das gesamte, für eine nach­
haltige Entwicklung fixierte Programm der 
Agenda 21 realisiert wird . Demnach muß 
Katastrophenvorbeugung nicht nur als 
Teil, sondern auch als eines der wesentli­
chen Ziele eines nachhaltigen Entwick­
lungsprozesses verstanden werden . 
Nachhaltige Entwicklung liegt daher im 
elementaren Interesse der Katstrophen­
vorbeugung . Aufgabe des IDNDR-Komi­
tees ist es, diese Verknüpfung zwischen 
Katastrophenvorbeugung und nachhaltiger 
Entwicklung der Öffentlichkeit und den 
politischen Instanzen zu verdeutlichen, 
damit die Präventionsprogramme nicht 
aus Technikgläubigkeit und Fatalismus auf 
technische und organisatorische Maßnah­
men beschränkt bleiben. Aktionsprogram-
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me der Agenda 21 wie Änderung des 
Konsumverhaltens (Kap. 4). Armuts­
bekämpfung (Kap. 3). Schutz der Erdat­
mosphäre (Kap. 9) etc. weisen auf die 
Notwendigkeit einer tiefgreifenden Ände­
rung unseres Lebensstils. Die damit ver­
bundenen wirtschaftlichen, politischen 
und ethischen Weichenstellungen reichen 
weit über die in Rio de Janeiro formulier­
ten Empfehlungen hinaus. 

ANHANG: 
Auszüge aus dem Buch von H. Jonas 
"Das Prinzip Verantwortung" und seinem 
Interview " Dem bösen Ende näher" (Der 
Spiegel 20/1992) 

Die folgenden Auszüge aus den o. g. 
Publikationen bestehen im wesentlichen 
aus Zitaten; sie wurden nach folgendem 
Auswertungsschema geordnet: 
1. Ursachen für die Gefährdung der 

Menschheit 
Mißbrauch von Naturwissenschaft 
und Technik 
maßloser Lebensstil 

2. Inhaltliche Anforderungen einer neuen 
Ethik 

3. Aussichten auf Veränderungen unse­
res Verhaltens 
- skeptische Anhaltspunkte 
- hoffnungsvolle Anhaltspunkte 

4. Notwendige Schritte zur Änderung 
unseres Verhaltens 
- Ernstnehmen der Gefährdung 
- Änderungen wirtschaftlicher und 

politischer Strukturen 
Bei Auszügen aus dem Buch "Das Prinzip 
Verantwortung" werden die Seitenzahlen 
erwähnt, bei Auszügen aus dem Interview 
wird mit dem Kürzel SP auf den "Spiegel" 
verwiesen . 

1. Ursachen für die Gefährdung der 
Menschheit 
a) Mißbrauch von Naturwissenschaft und 
Technik 
Kein größeres Wagnis konnte die Natur 
eingehen, als den Menschen entstehen 
zu lassen. Erst mit der Überlegenheit des 
Denkens und mit der Macht der hierdurch 
ermöglichten technischen Zivilisation ist 
eine Lebensform, der Mensch, in die 
Lage versetzt worden, alle anderen zu 
gefährden (S. 247) . Im Menschen hat die 
Natur sich selbst gestört und nur in seiner 
moralischen Begabung einen unsicheren 
Ausgleich für die erschütterte Sicherheit 
der Selbstregulierung offengelassen 
(S. 248) . 

Die großen Wagnisse der Technologie 
werden nicht zur Rettung des Bestehen­
den, sondern für den Fortschritt, der im 
Zeichen des Übermuts steht, genutzt 
(S . 79). Die technische Macht ist selbst­
mächtig geworden, während ihre 
ursprüngliche Verheißung in Drohung 
umgeschlagen ist. Was nun nötig gewor­
den ist, wenn der Halt nicht erst von der 
Katastrophe selbst geboten wird, ist die 
Überwindung der Ohnmacht gegenüber 
der Zwanghaftigkeit zur progressiven Aus­
breitung der Macht (S . 253). 
Die Modernität war vielleicht ein Irrtum, 
der berichtigt werden muß. Ist der Weg 
richtig, den wir mit der Kombination von 
wissenschaftlichem/technischem Fort­
schritt und der Steigerung individueller 
Freiheit erreicht haben (Sp)? 

b) Maßloser Lebensstil 
Der Raubbau an der Natur ist übergegan­
gen in die Lebensgewohnheiten der Men­
schen (Sp). Heute beginnt erschreckend 
klarzuwerden, daß der biologische Erfolg 
nicht nur den ökonomischen in Frage 
stellt, also vom kurzen Fest des Reich­
tums wieder zum chronischen Alltag der 
Armut zurückführt, sondern auch zu einer 
akuten Menschheits- und Naturkatastro­
phe ungeheuerlichen Ausmaßes zu 
führen droht. Die Bevölkerungsexplosion 
nimmt dem Wohlfahrtsstreben das Heft 
aus der Hand und wird eine verarmende 
Menschheit um des nackten Überlebens 
willen zu dem zwingen, was sie um des 
Glückes willen tun oder lassen konnte: zur 
immer rücksichtsloseren Plünderung des 
Planeten, bis dieser sein Machtwort 
spricht und sich der Überforderung ver­
sagt (S. 252). 

2. Inhaltliche Anforderungen einer 
neuen Ethik 
Im Zeichen der Technologie hat es die 
Ethik mit Handlungen zu tun, die eine bei­
spiellose Reichweite in die Zukunft haben 
(S. 8, 9). Früher hatten die Menschen aus 
der Natur nur ein kleines Königreich her­
ausgeschnitten . Die Grenze zwischen 
Stadt (polis) und Natur ist inzwischen auf­
gehoben worden. Die Stadt der Men­
schen hat sich über das Ganze der irdi­
schen Natur ausgebreitet (S. 33) . Die Ein­
hegung der Gleichzeitigkeit und Nähe ist 
dahin, fortgeschwemmt von der räumli­
chen Ausbreitung und Zeitlänge der Kau­
salreihen, welche die technische Praxis in 
Gang setzt. Spätere Menschen haben das 
Recht. uns Frühere als Urheber ihres 
Unglückes zu verklagen, wenn wir durch 
sorgloses und vermeidbares Tun die Welt 



oder die menschliche Constitutio für sie 
verdorben haben. Sie können uns für die 
Bedingungen ihres Daseins verantwort­
lich machen. Also besteht für uns Heutige 
aus dem Recht der Späteren eine Pflicht, 
kraft derer wir ihnen mit unseren Taten, 
die in ihre Zukunft hineinreichen, verant­
wortlich sind (S. 87, 88). 
Für den Augenblick tritt alle Arbeit im 
"eigentlichen" Menschen zurück hinter 
der bloßen Rettung der Voraussetzung 
dafür - der Existenz einer Menschheit in 
einer zulänglichen Natur. Bei der Härte 
der Opfer, die nötig sein könnten, mag 
dies der prekärste Aspekt der Ethik des 
Überlebens werden: ein Grat zwischen 
zwei Abgründen, wo die Mittel den 
Zweck zerstören können . Diesen Grat 
müssen wir wandeln (S. 249, 250). Die 
Ehrfurcht vor dem Menschen muß uns 
zurückschaudern lassen vor dem, was 
uns aus der vorgedachten Zukunft 
anstarrt. Die Ehrfurcht wird uns auch 
davor schützen, um der Zukunft willen die 
Gegenwart zu schänden, jene um den 
Preis dieser kaufen zu wollen. So wenig 
wie die Hoffnung darf auch die Furcht 
dazu verführen, das Gedeihen der Men­
schen in unverkümmerter Menschlichkeit 
zu verschieben (S. 393). 
Die "Ethik der Verantwortung" muß 
heute dem galoppierenden Vorwärts die 
Zügel anlegen. Insofern andernfalls und 
wenig später die Natur es auf ihre 
schreckliche härtere Weise tun würde, 
wäre dies nicht mehr als kluge Vorsicht, 
gepaart mit schlichtem Anstand gegen 
unsere Nachkommen (S. 388). 
Kants kategorischer Imperativ sagte: 
Handle so, daß du auch wollen kannst, 
daß deine Maxime allgemeines Gesetz 
werde. Ein Imperativ, der auf den neuen 
Typ menschl ichen Handeins paßt, würde 
etwa so lauten: 

"Handle so, daß die Wirkungen Dei­
ner Handlung verträglich sind mit der 
Permanenz echten menschlichen 
Lebens auf Erden oder negativ ausge­
drückt: Handle so, daß die Wirkungen 
deiner Handlungen nicht zerstörerisch 
sind für die künftige Möglichkeit sol­
chen Lebens" (S. 36) . 

3. Aussichten auf Veränderung des 
menschlichen Verhaltens 
a) Pessimistische Anhaltspunkte 
Bis jetzt ist nichts geschehen, um den 
Gang der Dinge zu verändern, und da die­
ser kumulativ katastrophenträchtig ist, so 
sind wir heute dem bösen Ende etwas 
näher. Wer nicht selbst unmittelbar 
bedroht ist, ringt sich nicht zu einer wirkli­
chen Revision durch. Die Fernperspekti­
ven, vor allem wenn sie erst künftige 
Generationen betreffen, bringen die Men­
schen offenbar nicht zu Verhaltensände­
rungen. Es könnte sein, daß es schon 
ziemlich schlimm kommen muß, damit 
man aus dem Rausch immer wachsender 
Bedürfnisse und ihrer unbegrenzten 
Befriedigung wieder zurückkehrt zu 
einem Niveau, das mit dem Fortbestand 
der dafür nötigen Umwelt verträglich ist 
(Sp). 

Die Unsicherheit der Zukunftsprojektionen 
bestärkt die Neigung vieler Menschen, 
sich unter den möglichen Prognosen "die 
gnädigste" auszusuchen (S. 68). Die 
Zukunft ist in keinem Gremium vertreten . 
Das nicht Existente hat keine Lobby und 
die Ungeborenen sind machtlos (Sp). 
b) Hoffnungsvolle Anhaltspunkte 
Der Geist der Verantwortung verwirft den 
voreiligen Spruch der Unvermeidlichkeit 
(der Katastrophe). Was vermeidlich und 
unvermeidlich ist, stellt sich immer erst 
heraus durch das, was vermieden und 
was nicht vermieden wurde nach ernst­
haftem Versuch (S. 389; Jonas verneint­
in Abweichung von Hegel und Marx - die 
Determination der Geschichte und "weist 
damit der Verantwortung zu, was sie der 
Notwendigkeit entzieht"). Der völlige Ver­
zicht auf jede Hoffnung ist das, was das 
Unheil nur beschleunigen kann. Eines der 
Elemente, die das Unheil verzögern kön­
nen, ist der Glaube daran, daß es abwend­
bar ist (Sp). 
Die Furcht kann erzwingen und erreichen, 
was die Vernunft nicht erreicht (Sp). 
Der (menschliche) Geist hat ja eine ganz 
merkwürdige Doppelrolle gespielt. Einer­
seits hat er die Gefräßigkeit der Men­
schen ungeheuerlich erhöht. Ausgerech­
net der Geist ist ja das Instrument dafür 
gewesen, daß wir so ungeheuer 
anspruchsvoll in den Bedürfnissen unse­
rer Leiber geworden sind . Andererseits 
hat der Geist ein Reich der Werte 
geschaffen, das um seiner selbst willen 
gepflegt wird; wofür Menschen das 
Außerste einsetzen in der Kunst, in der 
Erkenntnis, aber auch in der Pflege der 
Emotionen. Man darf nicht ganz daran ver­
zweifeln, daß der Genius der Menschheit 
auch in der Richtung erfinderisch wird, in 
der eine mögliche Rettung liegt (Sp). 

4. Notwendige Schritte zur Änderung 
unseres Verhaltens 
a) Emotionale Voraussetzungen 
Man muß immer nur darauf hinarbeiten, 
daß sich ein schlechtes Gewissen in den 
ungeheuerlichen Hedonismus* der 
modernen Genußkultur hineinfrißt (Sp). 
Die Furcht ist Voraussetzung für die neue 
Verantwortung, allerdings wird auf sie oft 
noch als eine Schwäche der Kleinherzigen 
und Ängstlichen herabgesehen. Nicht die 
vom Handeln abratende, sondern die zu 
ihm auffordernde Furcht, die zur Verant­
wortung wesenhaft gehört, ist gemeint. 
Die Verantwortung bedarf der Vorstellung 
des Übels. Wem die selbstlose Furcht 
nicht vornehm genug für den Status der 
Menschen dünkt, dem ist unser Schicksal 
nicht anzuvertrauen: begründete Furcht, 
nicht Zaghaftigkeit, vielleicht gar Angst, 
doch nicht Ängstlichkeit; in keinem Fall 
Furcht oder Angst um sich selbst. Der 
Angst aus dem Weg zu gehen, wo sie 
sich ziemt, wäre in der Tat Ängstlichkeit 
(S. 390 - 392). 

• Hedonismus = Lehre, daß das Vergnügen das 
höchte Gut sei (Red.) 

b) Notwendige Änderungen der politi­
schen und wirtschaftlichen Strukturen 
Ich habe den Verdacht, daß die Demokra­
tie, so wie sie jetzt funktioniert, auf die 
Dauer nicht die geeignete Regierungs­
form ist. Wo steht geschrieben, daß in 
der Demokratie jetzigen Stils die endgülti­
ge Lösung der Frage des guten Staates 
gefunden worden ist? Freiheit kann nur 
existieren, indem sie sich selber 
beschränkt. Eine unbeschränkte Freiheit 
zerstört sich dadurch, daß sie mit den 
Freiheiten der vielen Individuen nicht ver­
einbar ist. Im alten Rom gab es z. B. 
Gesetze, die den privaten Aufwand ein­
schränkten. Gewählte Zensoren hatten 
das Recht, zu prüfen, ob übermäßiger 
Luxus betrieben wird (Sp). 
Soviel ist klar, daß nur ein Höchstmaß 
politisch auferlegter gesellschaftlicher Dis­
ziplin die Unterordnung des Gegenwarts­
vorteils unter das langfristige Gebot der 
Zukunft zuwege bringen kann (S. 255) . 
Die drohende Zukunft verlangt Maßnah­
men, die, wenn sie gar die Majorität tref­
fen, im demokratischen Prozeß schwer 
zum Beschluß gebracht werden könnten 
(S. 262). Besser wäre es natürlich, sittlich 
und pragmatisch erwünschter, die Sache 
der Menschheit einem sich verbreitenden 
"wahren Bewußtsein" anvertrauen zu 
können mit einem dazugehörigen öffentli­
chen Idealismus, der auf Generationen 
voraus für die eigenen Nachkommen und 
zugleich für die notleidenden Zeitgenos­
sen anderer Völker freiwillig die Verpflich­
tung auf sich nähme, die eine bevorzugte 
Lage noch nicht diktiert. Empirisch 
besteht wenig Ursache zu solchem Glau­
ben, wenn auch kein Veto dagegen. Ver­
antwortlich darauf setzen, so scheint mir, 
kann man nicht. Wir haben hier eine Zwie­
lichtzone des Politischen betreten, worin 
der Fremdling sich ungern bewegt und 
das Wort lieber den Berufenen der politi­
schen Wissenschaft läßt (S . 266, 267). 

Quellen: 
Hans Jonas, Das Prinzip Verantwortung. Suhrkamp 
Verlag, Frankfurt 1979 
Der Spiegel, Nr. 20/1992 vom 11. 5.. 1992, Bann, 
S. 92-107 

• 
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DAS DEUTSCHE IDNDR-KOMITEE 
BERICHTET: ROERMOND-ßEßEN 

Das Erdbeben vom 13. April 1992 richtete 
in der Bundesrepublik nach einer Schät­
zung durch die Münchener Rückversiche­
rung in den Bereichen Roermond und 
Heinsberg einen volkswirtschaftlichen 
Schaden in Höhe von 200 - 300 Millio­
nen DM an. 
Die Erdstöße von Roermond erreichten 
mit einer Magnitude von 6,0 auf der Rich­
ter-Skala die angenommene Obergrenze 
der für Mitteleuropa möglichen Erdbeben­
stärke. Schon am frühen Morgen des. 
9. März 1992 hatte ein Beben mit Zen­
trum in der Nähe von Koblenz die Erde 
erschüttert. Dort wurde jedoch, für Men­
schen kaum spürbar, nur die Stärke 2,5 
erreicht. Daran wird deutlich, daß auch die 
Bundesrepublik nicht frei von Naturkata­
strophen ist und auch hier eine Katastro­
phenvorbeugung erfordert. Das Schadens­
potential eines ähnlichen oder stärkeren 
Bebens im Rhein-Main-Gebiet oder im 
Oberrheintal muß, so die Münchner Rück, 
mit einem Vielfachen des Roermond-Be­
bens angesetzt werden, da hier eine we­
sentliche höhere Bevölkerungs- und Indu­
striedichte vorhanden sei als in den jetzt 
betroffenen Gebieten. 
Das Erdbeben vom 13. April hatte tektoni­
sche Ursachen. Verantwortlich waren 
Spannungen in der Erdkruste, die durch 
eine gegenseitige Verschiebung von Erd­
platten und -schollen entstehen. Wenn 
der gesteinsspezifische Spannungswert, 
ab dem das Gestein bricht, überschritten 
wird, wird die über Jahrzehnte oder Jahr­
hunderte aufgestaute Spannungsenergie 
in einem Moment, in einem plötzlichen 
Bruch freigesetzt. Je größer die Bruch­
fläche und die Verschiebung bei einem 
einzelnen Beben ist, desto mehr Energie 
wird frei . Der größte Teil dieser Kräfte 
wird jedoch in Reibungswärme umgewan­
delt. 
Süd- und Mitteleuropa liegen im Kräftefeld 
der nach Norden vorstoßenden großen 
afrikanischen Krustenplatte, die im MitteI­
meerraum mit der eurasischen Platte zu­
sammenstößt. Diese wird gleichzeitig von 
dem am mittelatlantischen Rücken auf­
quellenden neuen Krustenmaterial nach 
Osten gedrückt. Daraus ergibt sich ein 
kompliziertes System von Reibungsvor­
gängen oder auch auseinanderdriftenden 
Bruchschollen, das in Mitteleuropa zu 
einer weitgestreuten Erdbebenaktivität 
führt . Dabei ist jedoch nicht mit Beben der 
Stärke wie sie beispielsweise in Kaliforni­
en auftreten zu rechnen . 

1. Natürlicher " Stoßdämpfer" verhü-
tet größere Schäden 

In den Morgenstunden des 13. April 1992 
verschoben sich die Gesteinsschollen 
rund 15 Kilometer unter Roermond um 
etwa 13 Zentimeter (!) gegeneinander, so 
Prof. Ludwig Ahorner, Leiter der Erdbe-
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benstation der Universität zu Köln. Er wies 
auch darauf hin, daß es angesichts der 
beachtlichen Stärke des Bebens und sei­
ner Länge von 15 - 20 Sekunden an der 
Oberfläche nur zu vergleichsweise gerin­
gen Erdbebenschwingungen gekommen 
sei . Dies sei darauf zurückzuführen, daß 
die Wellen auf ihrem Weg an die Ober­
fläche bis zu einem Kilometer dicke 
Lockersedimentschichten (Sand, Kies, Ton 
oder Braunkohle) durchlaufen mußten. 
Das Beben erreichte die Oberfläche daher 
nur abgeschwächt. Ohne diesen natürli­
chen Stoßdämpfer wären die Erschütte­
rungen und auch die Schäden wahrschein­
lich um ein vielfaches höher ausgefallen. 

2. Rheinland besonders erdbebenge-
fährdet 

Der Erdstoß vom 13. April ereignete sich 
in einer der seismotektonisch auffäll igsten 
Strukturen in Mitteleuropa: dem vom Mit­
telmeer durch das Rhone- und Oberrhein­
tal, durch das Rheinische Schiefergebirge 
und die Niederrheinische Bucht nach 
Nordwesten bis zur Nordsee verlaufenden 
Grabenbruch. In dieser Dehnungszone be­
wegen sich die Ränder langsam in einer 
Größenordnung von Zehntel-Millimeter 
pro Jahr auseinander. Gleichzeitig sinkt 
die Grabenmitte langsam nach unten. Ent­
lang der Bruchzone sind die meisten der 
bisherigen Schadenbeben Mitteleuropas 
aufgetreten . In diesem Gebiet war das Be­
ben von Basel aus dem Jahre 1356 mit 
einer Magnitude von 6,5 wahrscheinlich 
das in geschichtlicher Zeit stärkste, so Dr. 
Gerhard Berz, Leiter der Forschungsgrup­
pe Geowissenschaften der Münchener 
Rück. 
Zu dieser geologischen Formation gehört 
auch der Rheinische Grabenbruch, in dem 
die Erdkruste in mehreren Stufen zur Gra­
benmitte abfällt. Eine der aktivsten Ver­
werfungen ist hier die sogenannte Peel­
rand-Störung, an deren Rand sich das 
Beben ereignete. 

3. Durch " Mexico-City-Effekt" sind Kir-
chen besonders betroffen 

Von den geschätzten Schäden in Höhe 
von 200-300 Millionen DM entfällt jeweils 
die Hälfte auf Deutsch land und die Nieder­
lande, so die Münchener Rückversiche­
rung . Besonders Kirchen, vor 1950 gebau­
te Häuser und eine Industrieanlage wur­
den in Mitleidenschaft gezogen. Spekta­
kulärster Schadensfall war dabei wohl der 
Absturz der rund 500 Kilogramm schwe­
ren" Kreuzb lume" am Kölner Dom. Doch 
auch die meisten der im direkten Scha­
dengebiet gelegenen Kirchen erlitten er­
hebliche Schäden . Auf niederländischer 
Seite wurden 30 Kirchen beschädigt, eini­
ge davon sehr schwer. Dabei werden 
allein die Reparaturkosten für den goti­
schen Chor der Sebastianskirche in Her-

kenbosch auf mindestens 30 Millionen 
Gulden geschätzt. Auch in den Bistümern 
Aachen, Köln, und Trier waren über 50 Kir­
chen betroffen . Die leichten und schlan­
ken Kirchenbauwerke sind gegenüber den 
im Rheinland besonders häufigen Reso­
nanzwellen, dem sogenannten " Mexico­
City-Effekt" , der von langperiodischen 
Erdbebenwellen ausgelöst wird, beson­
ders anfällig . 

4. Schäden kaum versichert 
Die Versicherungswirtschaft wird von die­
sen Schäden vermutlich nur wenig zahlen 
müssen, da alle wesentlichen Sachversi­
cherungsbranchen wie die Wohngebäude-, 
Hausrat-, Industrie-, Feuer oder Auto-Kas­
koversicherung bisher keine Erdbeben­
deckung kannten. Dies gilt - von einigen 
Ausnahmen abgesehen - für die Nieder­
lande ebenso wie für die Bundesrepublik . 
Erst seit Anfang 1992 ist eine Versiche­
rung gegen solche Schäden im Rahmen 
der Hausratsversicherung möglich. Nur 
sehr wenige der jetzt Betroffenen jedoch 
haben von diesem Angebot der Versiche­
rer gewußt oder davon Gebrauch ge­
macht. 
Die Übernahme einer solchen Elementar­
gefahren-Deckung wird, so G. Berz, für 
den Versicherungsmarkt jedoch nur dann 
auf Dauer tragbar sein, wenn der langfri­
stige Prämienbedarf versicherungstech­
nisch einwandfrei, also risikogerecht, kal­
kuliert werden kann. Für eine solche 
Abschätzung könnten die Schadenserfah­
rungen aus dem Beben vom 13. April 
wertvolle Dienste leisten . Im Hinblick auf 
die Einführung der Erdbebendeckung bei 
den deutschen Sachversicherern kam der 
Erdstoß daher gerade "zum rechten 
Moment" . 
Deutschland muß Erfahrung 
weitergeben 
Das Beben von Roermond hat gezeigt, 
daß auch in der Bundesrepublik mit Natur­
katastrophen zu rechnen ist. Erdbeben 
gehören hier ebenso dazu wie die Gefähr­
dung der Küsten durch Sturmfluten oder 
Stürme, wie sie im Jahr 1989/90 aufgetre­
ten sind . Im Gegensatz zu vielen Entwick­
lungsländern ist Deutschland jedoch auf 
diese Gefahren vorbereitet. Es existiert 
beispielsweise eine verbindliche DIN­
Norm für erdbebensicheres Bauen, Sturm­
warnungen können sehr früh gegeben 
werden und ein Deichsystem bietet einen 
hinreichenden Schutz vor Überschwem­
mungen. Das Deutsche Komitee der Inter­
nationalen Dekade für Katastrophenvor­
beugung (lDNDR) setzt sich im Rahmen 
der Internationalen Dekade daher dafür 
ein, die Erfahrungen auf diesem Gebiet an 
die Entwicklungsländer weiterzugeben, 
um auch dort eine konsequente Katastro­
phenvorbeugung möglich zu machen. 
Quelle: IDNDR-Nachrichten, Nr. 4/1992 • 
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FUHRUNGSSTRUKTUREN IM 

KATASTROPHENSCHUTZ (TEIL 2) 

3. ASPEKTE DER BISHERIGEN 
FÜHRUNGSAUSBILDUNG 

Bedeutsam für das richtige Verständnis 
der derzeitigen Kritik am Stab HVB ist 
nicht nur die Kenntnis der historischen 
Zusammenhänge, sondern auch das Wis­
sen um den Umfang der Führungsausbil­
dung. 
Die Führungsausbildung fand ausschließ­
lich an Einrichtungen des Bundes statt. 
Damit war sie aufgrund der Zuständigkeit 
des Bundes für den erweiterten Katastro­
phenschutz auf den V-Fall ausgerichtet. 
Auf eine friedensmäßige Ausbildung konn­
te nicht aufgebaut werden, da diese Aus­
bildung nicht stattfand. 
Absolventen der Stabsausbildung standen 
vor der Aufgabe, den Transfer der gewon­
nenen Erkenntnisse auf die Standortebe­
ne weitgehend selbst zu leisten. Wegen 
der unterschiedlichen Ausgangsbedingun­
gen im Frieden und im V-Fall und der 
Unterschiede zwischen angenommener 
und tatsächlicher Wirklichkeit gestaltete 
sich diese Aufgabe recht schwierig. 
Hinzu kam, daß der Stab HVB als Teil der 
zivilen Verteidigungsorganisation anzuse­
hen war (s . Abb. 5)' deren konkrete Aus­
gestaltung nicht deutlich war. Der Stab 
HVB wurde eigentlich als ein entspre­
chend groß dimensionierter Einsatzstab 
für die Führung der Einheiten und Einrich­
tungen im erweiterten Katastrophen­
schutz aufgefaßt. Zwischenzeitlich ent­
wickelte und eingerichtete Instrumente 
der friedenszeitlichen Gefahrenabwehr 
(Leitstellen) blieben ausgeklammert. 
Bedingt durch einen vorgegebenen Kreis 
auszubildenden Personals verfestigte sich 
der Eindruck, es gäbe ein in seiner Zusam­
mensetzung festes Gremium, das in allen 
Lagen in gleicher Weise aktiv wird . Die 
Notwendigkeit, den Umfang und die Art 
der personellen Besetzung des Gremiums 
den jeweiligen Situationen anzupassen, 
geriet aus dem Blickfeld. In diesem 
Zusammenhang ist auch die Tatsache 
bedeutsam, daß das sog . Verbindungsper­
sonal (intern/extern) von den Behör­
den/Ämtern sowohl bei Planungen im Vor­
feld wie auch bei Übungen weitgehend 
unberücksichtigt blieb. Der modulare Auf­
bau der Führungsorganisation in Abhän­
gigkeit von den verschiedenen Schadens­
lagen hätte allerdings nur dann demon­
striert werden können, wenn auf die 
gesamte Bandbreite der Schadensereig­
nisse hätte Bezug genommen werden 
können . 
Diese Erkenntnisse zeigen sich aus heuti­
ger Sicht; damit sollen keine irgendwie 
gearteten Vorwürfe gegenüber dem 
System "Ausbildung" verbunden sein . 

Manfred Kirk und Franz-Josef Molitor, Bad Neuenahr-Ahrweiler 
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4. GRUNDSTRUKTUREN DER 
FÜHRUNGSORGANISATION 

Vergleicht man anhand der Grundstruktu­
ren des organisatorischen Zusammen­
hangs von Verwaltung und Organisationen 
die verschiedenen Stabsmodelle, die z.Zt. 
in der Bundesrepublik als grundsätzliche 
Gestaltungsmöglichkeiten der Aufbauor-

Abb.5 

ganisation in der höchsten Führungs­
ebene der unteren Katastrophenschutz­
behörde (Katastrophenschutzleitung) be­
trachtet werden, dann zeigt diese Be­
standsaufnahme die Unterschiede in den 
voneinander abweichenden Grundauf­
fassungen über die Führungsorganisation 
im Katastrophenschutz recht deutlich. (s. 
Abb. 6) ~ 

Grundstrukturen der FOhrungsorganisationen 

Modell A Modell B Modell C Modell 0 

Koordination lCoordlnatlon des Koordination des Koord i natton 
der Verw,-handelns Verw,-handelns des 

Amisr ohne Verw,- bandelns 1-- r>lÜ, EInsalt 
EI1\1I<11. '~t.Mhl I 

I I I 
I ~j~d~ I 
T 

FQhrung fClIrttn\1 FOhrung FQhrung 
vor IIOr vor vo r 
Ort Orl Ort Ort 

Abb.6 
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FUHRUNGSSTRUKTUREN IM 
KATASTROPHENSCHUTZ (TEIL 2) 

4.1 MODELL A 

Bei diesem Modell (= stabszentrierte In­
terpretation des Modells einer bundesein­
heitlichen Katastrophenschutzleitung) ist 
die ursprünglich nur für den Stab HVB im 
engeren Sinne vorgesehene S-Struktur zur 
Gesamtstruktur geworden. Als Beispiel 
dafür kann der sog. verbesserte Vorschlag 
des B M I bzgl. der Katastrophenschutzlei­
tung (s. Abb. 7/"Stab der KatSL" statt 
Stab HVB) angesehen werden. 
Demnach sitzen Behördenvertreter (" Ver­
bindungspersonal " ) und Vertreter der 
Organisationen ("Fachberater") in einem 
Raum (!) einträchtig nebeneinander. Dies 
bietet zwar den Vorteil der kurzen Infor­
mationswege, bedeutet aber auch u.U. 
eine erhebliche Geräuschkulisse und 
damit Schwierigkeiten beim Informations­
austausch und bei der Entscheidungsfin­
dung. Es besteht die große Gefahr, daß 
sich dieses (durchgehend tagende) Gremi­
um aufgrund der militärisch orientierten 
Aufbauorganisation eher als Einsatzstab 
denn als Verwaltungsstab versteht, der 
nur im Hintergrund die Logistik und die 
Koordination der Ämter/Behörden wahr­
nimmt. Fühlt sich dieses Gremium als Ein­
satzstab, ist die Versuchung sehr groß, 
sich in das Geschäft der Einsatzleitung vor 

Ort in unzulässiger Weise, z.B. durch 
Festlegen von Einsatzabschnitten, einzu­
mischen. 

4.2 MODELL ß 

Bei diesem Modell wird auf der Ebene der 
Katastrophenschutzleitung fast vollständig 
auf die Vertreter der Organisationen ver­
zichtet (Beispiel : Katastrophenschutzlei­
tung der Stadt Düsseldorf). 
Diese befinden sich in der Führung vor 
Ort (sprich TEl). In der Katastrophen­
schutzleitung sitzen deshalb nur Vertreter 
der Ämter/Behörden , um das Verwal­
tungshandeln zu koordinieren und logisti­
sche Aufgaben wahrzunehmen (s . Abb . 
8/9/10) . 
Bei diesem Modell B handelt es sich um 
eine Organisationsform, die vornehmlich 
friedens mäßig Anwendung finden kann 
bei lokal begrenzten Einzelereignissen. 
Die Aufgaben, die früher im Stab HVB 
erledigt wurden, sind jetzt in die TEL aus­
gelagert worden. Bei größeren Schadens­
gebieten bildet die TEL selbständig Ab­
schnitte. 
Gleichwohl existiert in der Katastrophen­
schutzleitung ein Ansprechpartner für die 
TEL in Form der Ämter 37 und 38 (je nach 
Lage). Die Katastrophenschutzleitung hat 

Stellen der 
eigenen Verwaltung 
IBeispiele), die Ver­
bindungspersonal 
lintern) entsenden 

Weiterentwickelter Vorschlag des SMI 
Organisation der Leitung des Katastrophenschutzes 

Ordnungsamt 

Sozial amt 

Gesundheitsamt *) 

Bauamt 

Wasserwerke 

Verkehrsbetriebe 

Straßendienste 

*) soweit 
Gesundheitsverwaltung 
kommunalisiert 

.. ) soweit 
Gesundheitsverwaltung 
nicht kommunalisiert 
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I 
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Dienst Instands.-D. Dienst Dienst Dienst Dienst Dienst 

Sonstige Fachberater 

StabspersonallSachbearbeiter) und Hilfspersonal 

keine zusätzliche Struktur, z.B. S-Struktur. 
Die Verantwortung trägt der Leiter der 
Katastrophenschutzleitung (HVB oder De­
zernent). Die Beziehungen zwischen den 
Behördenmitgliedern regeln sich aufgrund 
der ohnehin durch die Verwaltungshierar­
chie vorgegebenen Über- und Unterord­
nu ngsverhältn isse. 

4.3 MODELL C 

Wie schon ausführlich dargestellt wurde, 
gab es nicht nur eine stabszentrierte Inter­
pretation des Modells einer bundesein­
heitlichen Katastrophenschutzleitung . In 
der anderen Interpretation ist die Katastro­
phenschutzleitung ein eigenständiges 
Gremium und der Stab HVB nur ein (räum­
lich ausgelagerter) Teil davon. Ein "Stabs­
modell" , das eine solche Grundauffas­
sung verkörpert, ist der "Katastrophen­
schutzstab" in der Version Baden-Würt­
temberg (s. Abb. 9). Die Aufgabe der 
Anordnung und der organisatorischen Lei­
tung des Einsatzes des Katastrophen­
schutzdienstes und anderer Dienste (11) 
wird auf der Ebene der KatS-Behörde von 
einem Teilbereich der Katastrophen-

Andere Fachbehörden, 
Dienststellen, Organisa­
tionen, Unternehmen 
IBeispiele), die Ver­
bindungspersonal 
lextern) entsenden 

Gesundheits­
verwaltung .. ) 

Deutsche Bundesbahn 

Deutsche Bundespost 

Bundeswehr IVKK) 
Bundesgrenzschutz 

Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung 

soziale und caritative 
Hilfsorganisationen 

Polizelen 

Forstverwaltung 

Energieversorgungs­
unternehmen 

Betreiber 
gefährlicher Anlagen 

Abb.7 
(Quelle KatS -

DV 700, Seite 79) 
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Abb. 8 
aus: "Schätt/er", 
Katastrophen­
schutzergänzungs­
gesetz 1990, S. 123 

schutzleitung wahrgenommen (Stabsbe­
reich 4-Katastrophenschutz) . Die Einbezie­
hung bisher vernachlässigter Aufgabenbe­
reiche, z.B. Öffentlichkeitsarbeit als obliga­
torischer "Stabsbereich " , erscheint an­
gesichts friedensmäßiger Katastrophenbe­
wältigung sinnvoll, andererseits scheint 
die Gliederung (Aufbauorganisation) in 
Stabsbereiche und Sachgebiete für das 
Funktionieren der innerbetrieblichen Ab­
läufe sehr aufwendig zu sein. Über die 
Ablauforganisation bei diesem Modell lie­
gen den Autoren keine gesicherten 
Erkenntnisse vor. 

BF besetzt ist. Die Teilaufgabe des Einsat­
zes von Katastrophenschutzpotential zur 
Schadensbewältigung wird autark von die­
sem Gremium wahrgenommen (s. 
Abb.10). 

4.5 ZUSAMMENFASSUNG 

Bemerkenswert an dem "Katastrophen­
schutzstab " ist, daß erst durch die Anwe­
senheit des Stabs bereiches 4 dieses Gre­
mium zum Katastrophenschutzstab wird. 
Daher kann dieses Gremium auch für 
andere Aufgaben herangezogen werden, 
die mit einer Katastrophenbewältigung 
nichts zu tun haben. 

4.4 MODELL D 

In einigen Städten mit Berufsfeuerwehr 
hat sich zwischen der Führung vor Ort 
(Einsatzleitung) und dem Bereich der Ver­
waltung eine "eigene" Führungsebene 
herausgebildet im Bereich der BF. Als Bei­
spiele hierfür können die Gefahrenab­
wehrleitung (München) und die Feuer­
wehreinsatzleitung (Hamburg) gelten. 
Dies entspricht sicherlich der zentralen 
Bedeutung einer professionell arbeiten­
den Berufsfeuerwehr. Die Struktur dieser 
Gremien entspricht dem klassischen Stab 
HVB nach KatS-Dv 100 und darf auf kei­
nen Fall gleichgesetzt werden etwa mit 
einem Katastrophenschutzstab im Sinne 
Baden-Württembergs. Es handelt sich 
hierbei um einen Einsatzstab (eher im 
Sinne einer im Hintergrund arbeitenden 
TEL), der überwiegend mit Vertretern der 

Der Nachweis, daß mehrere Ausprä­
gungsformen der Katastrophenschutzlei-

.... 
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Abb. 10 aus:" Schöttler", Katastrophen­
schutzergänzungsgesetz 1990, S. 125 
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Abb.12 aus: Brandschutz / Deutsche Feuerwehr-Zeitung 1/1992 

tung bzw. des Stabes HVB existieren. soll 
den Blick öffnen für die verschiedenen 
Möglichkeiten der Führungsorganisation 
auf der Ebene der Katastrophenschutz­
behörden. 
Bei der historischen Betrachtung ist aber 
auch deutlich geworden, daß trotz der 
kontrovers in der jetzigen Führungsdiskus­
sion vorgetragenen Meinungen gemeinsa­
me Wurzeln in der Entstehung der 
"Stäbe" bestehen, was so aufgrund der 
bisher fehlenden Gesamtdokumentation 
nicht ohne weiteres erkennbar war. Auch 
besteht die Möglichkeit. die bisherigen 
Meinungsverschiedenheiten zu überwin­
den. 

Anmerkungen 
1 vgl. Merk/Dusch/Beßlich/Roewer. Zivilschutz und 
Zivilverteidigung. Heft 0 Erweiterter Katastrophen­
schutz. 3. Aufl. 1980. S. 782 ff. 
2 vgl. BZS Schriften reihe. Band 10 Gesetze. Mönch­
Verlag. 4. Auflage 1988. S. 51 
3 vgl. BZS Schriftenreihe, Band 10. 1988. S. 69 
4 Merk/Dusch/Beßlich/Roewer. a.a.O.. 7. Auf!. 
1990/91. S. 465 
5 vgl. BZS Schriftenreihe. Band 10. 1988, S. 69 
6 vgl. Merk/Dusch/Beßlich/Roewer. 1990/91. a.a.o.. 
S. 466 
7 Merk/Dusch/BeßlichiRoewer, 1990/91, a.a.O .. 
S. 464 ff. 
8 Schmidt. H. J. . Organisatorische Grundlagen einer 
verwaltungsorientierten Stabs- und Projektstrukturie­
rung, in UBWV 2/90, S. 46 
9 Merk/Dusch/Beßlich/Roewer. 1990/91. a.a.O .. 
S. 82 
10 Randnummer 206 ff. Kats-DV 100 
11 GABL Baden-Württemberg, 1989, Nr. 26. S. 853 . 



KOMMUNALE 
SICHERHEITSPOLITIK 

I mmer wieder wird auch in dieser Fach­
zeitschrift von den Autoren bedauert, daß 
Bürger, Politiker, ja sogar Führungskräfte 
in staatlichen und kommunalen Behörden 
der Auffassung sind, daß nach der welt­
weiten Entspannung Notfallvorsorge und 
Katastrophenschutz sowie andere Maß­
nahmen des Bevölkerungsschutzes nicht 
mehr erforderlich seien. Neue Gefahrenla­
gen, über die in dieser Fachzeitschrift 
mehrfach berichtet wurde, stellen die 
Behörden und die Politik - bis hin zur 
Kommunalpolitik - vor neue Aufgaben. 
Behördliche Maßnahmen müssen zwar 
nicht immer politisch initiiert, aber poli­
tisch begleitet werden. 
Wie in den Kreisen, Städten und Gemein­
den politische und behördliche Maßnah­
men verzahnt werden können, wird nach­
stehend aufgezeichnet. Der Rahmen die­
ses Beitrags würde gesprengt, wollte man 
die Rechtslage aller Bundesländer darstel­
len. Das Beispiel "Nordrhein-Westfalen" 
könnte jedoch bundesweit anregen, wie­
der einmal dem Bevölkerungsschutz die 
erforderliche Aufmerksamkeit zu widmen. 
Gerade in den neuen Bundesländern 
besteht jetzt noch eine Möglichkeit, einen 
entsprechenden Ausschuß in Kreisen, 
Städten und Gemeinden einzurichten. 

KOMMUNALPOLITISCHER AUS­
SCHUSS - DER AUSSCHUSS FÜR 
ANGELEGENHEITEN DER ZIVILEN VER­
TEIDIGUNG 

1. EINRICHTUNG ALS 
PFLICHTAUSSCHUSS 

1.1 RECHTSGRUNDLAGEN 
Im Bundesland Nordrhein-Westfalen ist in 
jeder kreisangehörigen und jeder kreisfrei­
en Gemeinde sowie allen Kreisen der 
"Ausschuß für Angelegenheiten der Zivi­
len Verteidigung" einzurichten. 
Rechtsgrundlage hierfür ist die Gemeinde­
ordnung (GO) von NRW. Die Kreisordnung 
ist in § 32 a gleichlautend mit § 41 ader 
GO. 

Auszug aus der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. August 
1984 

§3b 
Geheimhaltung 
Die Gemeinden sind verpflichtet, Angele­
genheiten der zivi len Verteidigung, die auf 
Anordnung der zuständigen Behörde oder 
ihrem Wesen nach gegen die Kenntnis 
Unbefugter geschützt werden müssen, 
geheimzuhalten. Sie haben hierbei Wei-

Friedhe/m Vogelbusch, Haan b . Düsseldorf 

sungen der Landesregierung auf dem 
Gebiet des Geheimschutzes zu beachten. 

§ 41 a 
Ausschuß für Angelegenheiten der zivilen 
Verteidigung 
(1) Bedürfen geheimzuhaltende Angele­
genheiten der zivilen Verteidigung (§ 3 b) 
der Mitwirkung des Rates oder eines Aus­
schusses, so ist ein besonderer Ausschuß 
zu bilden, der in diesen Angelegenheiten 
an die Stelle des Rates oder des sonst 
zuständigen Ausschusses tritt. 
(2) Dem Ausschuß dürfen nur Ratsmitglie­
der angehören, die die Voraussetzungen 
für die Behandlung von Verschlußsachen 
erfüllen. Bestehen Bedenken, ob diese 
Voraussetzungen vorliegen, so entschei­
det die Aufsichtsbehörde. 
(3) Die Sitzungen des Ausschusses sind 
nicht öffentlich. Mitglieder des Rates, die 
dem Ausschuß nicht angehören, können 
an seinen Sitzungen nicht teilnehmen. 
(4) Den Vorsitz im Ausschuß für Angele­
genheiten der zivilen Verteidigung führt 
der Bürgermeister. § 42 Abs. 5 Satz 2 bis 
8 findet entsprechende Anwendung. Bei 
der Verteilung der Ausschußvorsitze nach 
§ 42 Abs. 6 wird der Vorsitz in diesem 
Ausschuß der Fraktion, der der Bürger­
meister angehört, nicht angerechnet. 
Wenn der Bürgermeister die in Absatz 2 
Satz 1 genannten Voraussetzungen nicht 
erfüllt, gelten die Sätze 1 bis 3 für seinen 
ersten Stellvertreter. 

§ 47 
Aufgaben und Stellung des Gemeindedi­
rektors 
(1) Der Gemeindedirektor bereitet die 
Beschlüsse des Rates, der Bezirksvertre­
tungen und der Ausschüsse vor. Er führt 
diese Beschlüsse und Entscheidungen 
nach § 43 Abs. 1 Satz 3 sowie Weisun­
gen, die im Rahmen des § 3 Abs. 2 und 
des § 116 ergehen, unter der Kontrolle 
des Rates und in Verantwortung ihm 
gegenüber durch. Der Gemeindedirektor 
entscheidet ferner in den Angelegenhei­
ten, die ihm vom Rat oder von den Aus­
schüssen zur Entscheidung übertragen 
sind. 
(2) Der Gemeindedirektor hat den Bürger­
meister über alle wichtigen Gemeindean­
gelegenheiten zu unterrichten. 
(3) Dem Gemeindedirektor obliegt die 
Erledigung aller Aufgaben, die ihm auf­
grund gesetzlicher Vorschriften übertra­
gen sind. 
(4) Der Gemeindedirektor führt in kreisan­
gehörigen Städten die Bezeichnung Stadt­
direktor, in kreisfreien Städten Oberstadt­
direktor. 

WEITERE RECHTSGRUNDLAGEN SIND: 
Auszug aus den Verwaltungsvorschriften 
zur Gemeindeordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen 

RdErl. d. Innenministers v. 4. 9. 1984 -
III A 1 -10.10-787/84-

Zu § 3 b 
Zuständige Behörden können nicht nur die 
Aufsichtsbehörden, sondern auch andere 
Stellen, z.B. militärische Dienststellen, 
sein. 

Zu § 41 a 
1 Art und Umfang der Befugnisse des 

Ausschusses richten sich danach, wei­
che Befugnisse dem Rat oder einem 
sonst zuständigen Ausschuß in Ange­
legenheiten der zivilen Verteidigung an 
sich zuständen. 

2 Die Zahl der Ausschußmitglieder ist 
möglichst klein zu halten. 

Zu § 47 
1 Auf Verlangen des Bürgermeisters hat 

der Gemeindedirektor jederzeit über 
alle Gemeindeangelegenheiten Aus­
kunft und Akteneinsicht zu gewähren 
(§ 40 Abs. 1 Satz 2). Von sich aus hat 
der Gemeindedirektor den Bürgermei­
ster über alle wichtigen Gemeindean­
gelegenheiten zu unterrichten (§ 47 
Abs.2). 

2 Im Rahmen des § 47 Abs. 3 ist der 
Gemeindedirektor z.B. zuständig für 
die in § 16 Abs. 2 des Landesorganisa­
tionsgesetzes genannten Aufgaben. 
Insoweit steht weder dem Rat noch 
dem Ausschuß für Angelegenheiten 
der zivilen Verteidigung das Kontroll­
recht nach § 47 Abs. 1 Satz 2 zu; Aus­
kunfts- und Akteneinsichtsrechte nach 
§ 40 bleiben unberührt (vgl. Nr. 1 der 
Wzu § 40) . 

§ 16 des Landesorganisationsgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Weisungen und Auftragsangelegenheiten 
kraft Bundesrechts 
(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbän­
de sind bei der Durchführung von Bundes­
gesetzen, die das Land im Auftrag des 
Bundes ausführt (Art. 85 des Grundgeset­
zes), an die Weisungen der Aufsichts­
behörden gebunden. Das gleiche gilt, 
soweit die Bundesregierung in den Fällen 
des Art. 5 des Grundgesetzes EinzeIwei­
sungen erteilt. 
(2) Aufgaben, die der Verteidigung ein­
schließlich des Wehrersatzwesens und 
des Schutzes der Zivilbevölkerung dienen 
und die das Land im Auftrag des Bundes 
ausführt (Art. 87 b Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes) obliegen, falls sie von 

~ 
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Gemeinden oder Landkreisen durchzu­
führen sind, den Hauptverwaltungsbeam­
ten dieser Gebietskörperschaften. In 
amtsangehörigen Gemeinden sind die 
Amtsdirektoren zuständig (§ 3 der Amts­
ordnung für das Land Nordrhein-Westfa­
len vom 10. 3. 1953, GS NW S. 207). Die 
für die Erfüllung dieser Aufgaben erforder­
lichen Dienstkräfte und Einrichtungen sind 
von den Gemeinden, Ämtern und Land­
kreisen zur Verfügung zu stellen . Diese 
Aufgaben führen die Gemeinden, Ämter 
und Landkreise unter Haftung des Landes 
durch. 

l.2 AUFGABEN 
Ein solcher Ausschuß hat nur Pflichtaufga­
ben, wenn in der gleichen Angelegenheit 
drei Kriterien zutreffen : 

Es muß sich um Angelegenheiten der 
zivilen Verteidigung, nicht also z.B. um 
den friedenszeitlichen Bevölke­
rungsschutz (Katastrophenschutz) han­
deln. 
Es muß sich um nachweislich geheim­
zuhaltende Angelegenheiten i.S. der 
Verschlußsachenbestimmungen des 
Innenministers des Landes handeln . 

- Die Mitwirkung des Rates muß erfor­
derlich sein, wobei zu bedenken ist, 
daß das in Bundesauftragsangelegen­
heiten grundsätzlich nicht zutrifft. 

Ein Beispiel wären die Konsequenzen für 
den städt. Haushalt aus der Erstellung des 
Sondergeschäftsverteilungs- und Steilen­
plans sowie der sich hieraus ergebenden 
baulichen und organisatorischen Maßnah­
men. 
Auch wenn Kriterien für das Tätigwerden 
selten verbunden sind, hat das Land diese 
Regelung geschaffen, damit nicht bei 
Bedarf eine Lücke im Rechtssystem 
bleibt. 
Bei der Bundesauftragsverwaltung und 
den daraus resultierenden zusätzlichen 
Weisungen des Landes entscheiden der 
Rat und auch der Ausschuß grundsätzlich 
nicht mit. Dies wird auch durch § 47 Abs. 
3 GO i. V. m. § 16 Abs. 2 des Landesorga­
nisationsgesetzes deutlich. 
Eine Kontrollfunktion steht weder dem 
Rat noch dem Ausschuß zu . 
Dies bedeutet aber nicht, daß diesem 
Ausschuß Informations- und Beratungs­
recht zu allen Bereichen der zivilen Vertei­
digung von der Verwaltung verwehrt wer­
den darf. 
Das dem Rat und den Ausschüssen zuste­
hende Auskunftsrecht nach § 40 Abs. 1 
GO umfaßt grundsätzlich auch die Bun­
desauftragsverwaltung, somit die zivile 
Verteidigung. Die Grenzen der Auskunfts­
pflicht werden durch die Verschlußsa­
chenbestimmungen des Landes gesetzt, 
die ggf. im Einzelfall dem Auskunftssu­
chenden konkret zu belegen sind. 
Die Sitzungen des Ausschusses sind zwar 
nicht öffentlich (§ 41 a Abs. 3 GO), doch 
kann sich dies nur auf die Pflichtaufgaben 
gem. Abs. 1 beziehen. Wird der Ausschuß 
in anderen Angelegenheiten der zivilen 
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Verteidigung tätig, die nicht als Verschluß­
sache anzusehen sind, sondern an denen 
sogar ein Interesse an der Darstellung in 
der Öffentlichkeit besteht, steht ein 
"öffentlicher" Sitzungsteil der GO nicht 
entgegen. So könnten von hier wichtige 
Impulse, z.B . zur Förderung des Selbst­
schutzes und zum flächendeckenden 
Warnsystem sowie zur Förderung der 
Katastrophenschutzorganisation im Rah­
men des sog . Doppelnutzens ausgehen. 

1 .3 ZUSAMMENSETZUNG 
Die GO bestimmt in § 41 a Abs. 2, daß 
dem Ausschuß nur Ratsmitglieder 
angehören dürfen. "Angehören" umfaßt 
hier nicht nur Rede- und Stimmrecht, son­
dern schon die Anwesenheit. Es wird 
damit ausgeschlossen, daß beratende 
Mitglieder oder sogenannte "sachkundige 
Bürger" hinzukommen können . Abs. 3 
schließt zudem aus, daß andere Ratsmit­
glieder an Sitzungen teilnehmen. 
Obwohl die Verwaltungsvorschrift zu 
§ 41 a Abs. 2 festlegt, daß die Zah l der 
Ausschußmitglieder möglichst klein zu 
halten ist - wegen der Verschlußsachen­
bestimmungen -, wäre es erlaubt und 
zweckdienlich, daß die dem Rat 
angehörenden stellvertretenden Aus-
schußmitglieder informell an Sitzungen 
teilnehmen. 
Da die GO nichts Gegenteiliges bestimmt, 
würde der Ausschuß auch im Verteidi­
gungsfall seine Aufgabe beibehalten . Des­
halb müssen die Mitglieder ggf. UK­
gestellt werden und in einem möglichst 
"sicheren" Gebäude evtl. einer 
Führungsstelle - tagen können. 
Für Vertreter müßten die gleichen Voraus­
setzungen gelten. 

1 .4 VERSCHLUSSACHENBESTIM-
MUNGEN 

Nach § 41 a Abs. 2 dürfen dem Ausschuß 
nur solche Ratsmitglieder angehören, die 
die Voraussetzungen für die Behandlung 
von Verschlußsachen erfüllen. Formelle 
Voraussetzung ist zunächst die förmliche 
Verpflichtung durch die Verwaltung. Ob 
diese überhaupt vorgenommen werden 
kann, richtet sich nach der vorgeschalte­
ten Überprüfung, die durch die Verwal­
tung zu beanftragen ist. 
Streng genommen dürfte die Wahl der 
Ratsmitglieder für den Ausschuß erst 
dann erfolgen, wenn die Überprüfung 
abgeschlossen ist und die Verpflichtung 
vorgenommen werden könnte. Dies aller­
dings ist praxisfern . An einer Sitzung i.S . 
des § 41 a dürfen jedoch nur entspre­
chend verpflichtete Mitglieder teilnehmen. 
So kann die konstituierende Sitzung erst 
erfolgen, wenn ausreichend Mitglieder 
verpfl ichtet wurden und der Ausschuß 
beschlußfähig ist. Andernfalls, wenn so 
verfahren wird, wird gleichzeitig in Kauf 
genommen, daß eine Ersatzwahl für die 
bereits in den Ausschuß gewählten Mit­
glieder vorgenommen werden muß, die 
wegen der - ggf. durch die Aufsichts-

behörde - festgestellten fehlenden Eig­
nung nicht zum Umgang mit Verschlußsa­
chen ermächtigt werden können. An die 
Entscheidung der Aufsichtsbehörde ist 
der Rat gebunden. 
Schriftliche Aufzeichnungen über den Sit­
zungsverlauf, Informationen und Ergebnis­
se dürfen nur in Abstimmung mit der Ver­
waltung gefertigt werden . Im allgemeinen 
besitzt nur sie die erforderlichen Kenntnis­
se über den Umgang mit solchem VS­
Schriftgut. Auch gegenüber den Mitglie­
dern des Ausschusses ist der Grundsatz 
bei VS-Angelegenheiten: "Kenntnis nur 
wenn nötig" zu beachten. Die Verwaltung 
hat abzuwägen, ob das, worüber sie infor­
miert, tatsächlich für eine evtl. sachge­
rechte Entscheidung zwingend erforder­
lich sein könnte. Möglicherweise könnte 
bei späterem Bedarf die Information 
ergänzt werden. 

1 .5 KONSTITUIERUNG 
Dieser Ausschuß ist zeitgleich mit ande­
ren auch schon dann zu bilden, wenn kein 
konkreter Entscheidungsbedarf anliegt. 
Zudem können die Ausschußmitg lieder 
nur dann bedarfsgerecht entscheiden, 
wenn sie sich zuvor mit den Strukturen 
der zivilen Verteidigung einschließlich 
deren Nutzen auch für friedenszeit liche 
Ereignisse (sogenannter Doppelnutzen) 
und mit der örtlichen Aufgabenerfüllung 
durch die Verwaltung vertraut gemacht 
haben. 
Die Einladung zur konstituierenden Sit­
zung sollte vom Ausschußvorsitzenden 
ausgehen, kann aber auch von der Verwal­
tung initiiert werden . 

2. ZUSÄTZLICHER FREIWILLI· 
GER AUSSCHUSS 
Vorwiegend, weil die Bezeichnung "Zivile 
Verteidigung" in der Öffentlichkeit bela­
stet ist, werden im Pflichtausschuß für 
Angelegenheiten der zivilen Verteidigung 
nur selten öffentliche Sitzungsteile durch­
geführt. 
Daneben können die Stadt und der Kreis 
freiwillig durch Satzung einen Ausschuß 
schaffen, der sich mit dem Bevölkerungs­
schutz (ohne VS-Angelegenheiten), dem 
Feuerschutz und dem Rettungsdienst 
befaßt und der ggf. auch Polizeiangele­
genheiten behandelt (ohne die Kompetenz 
der Polizeiräte verändern zu wollen bzw. 
zu können). Bezeichnungen wie "Aus­
schuß für kommunale Sicherheitspolitik" 
und "Ausschuß für Feuerschutz, Ret­
tungsdienst und KatS" wurden bekannt. 
Der Vorteil solcher Ausschüsse ist, daß 
zumindest im öffentlichen Teil alle mitwir­
kenden Organisationen hier auch die Mög­
lichkeit zur Selbstdarstellung haben, zumal 
dann, wenn wechselweise Ausschußsit­
zungen in den Stützpunkten der Hilfsorga­
nisationen und Feuerwehren stattfinden. 
In solchen Ausschüssen können neben 
den Ratsmitgliedern auch sachkundige 
Bürger mitwirken. • 
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ZENTRALEUROPAISCHER 

KONGRESS ZUR 
KATASTROPHENBEWÄLTIGUNG 

IN BREGENZ 

"Seit Menschengedenken belasten Kata­
strophen das Leben auf unserem Plane­
ten. Sie können als Naturereignis, als 
Folge menschlicher Eingriffe oder als 
Eskalation mehrerer Ursachen auftreten. 
Die Bewältigung dieser Ereignisse erfor­
dert eine enge Zusammenarbeit von 
Medizin, Management und Logistik. Kata­
strophenhilfe ist nur dann effizient, wenn 
alle Einsatzkräfte koordiniert handeln. " 

Diese Worte stellte die Kongreßleitung 
dem ersten Zentraleuropäischen Kongreß 
zur Katastrophenbewältigung voran, der 
vom 28. bis zum 30. 5. 1992 in der vorarl­
bergischen Landeshauptstadt BREGENZ 
stattfand. 

Vier Hauptthemen wurden unter den 
Gesichtspunkten: Medizin, Manage­
ment und Logistik 
uehandelt. 

A KATASTROPHEN BEWÄLTIGUNG 
DURCH SPITÄLER 

B CHEMIEUNFALL 

C FLÜCHTLINGSPROBLEMATIK 

D SCHADENSEREIGNISSE IN UNTERIR­
DISCHEN VERKEHRSANLAGEN 

Der österreichische Innenminister 
Dr. Franz Löschnak begrüßte, daß der 
Kongreß sich neben medizinischen Fragen 
auch der Flüchtlingsproblematik annahm. 
Er sprach in diesem Zusammenhang von 
einer neuen Völkerwanderung. 
Nach den Begrüßungsworten hielt Prof. 
Dr. Rolf Lanz (Schweiz) den Festvortrag. 
Sein Thema war "Der Flüchtling in der 
Geschichte der Menschheit". In beein­
druckender Weise stellte Lanz die in der 
Vergangenheit immer wieder beobachte­
ten Massenbewegungen dar. 
Ob es die Nomadenart war, in der dem 
Angebot der Natur gefolgt wurde, oder 
die Eroberungszüge zur Verbreitung der 
eigenen Auffassung, immer waren Men­
schen unterwegs. Das bedeutete damit 
auch immer, eigenes Gebiet zu verlassen 
und fremdes Gebiet zu betreten bzw. zu 
besetzen. 
Unsere heutige Einstellung zu Völkerwan­
derungen wird im wesentlichen dadurch 

Dieter Franke, Bad Neuenahr-Ahrweiler 

geprägt, daß wir im Laufe der Jahrhunder­
te die Natur auf unsere Bedürfnisse 
umgestellt haben. Die Notwendigkeit, der 
Nahrung hinterherzuziehen, ist verloren­
gegangen. Und damit auch unsere Bezie­
hung zu der einst natürlichen Verhaltens­
weise. 
Der erste Themenblock war unter die 
Überschrift "Katastrophenbewältigung 
durch Spitäler" gestellt. Es kamen meh­
rere Experten aus dem medizinischen und 
dem organisatorischen Bereich zu Wort. 
Erstaunlich war die Vielzahl von Erfahrun­
gen, die schon durch Schadensereignisse 
gewonnen werden konnten . 
Prof. Dr. P. Stähly von der Hochschule St. 
Gallen und P. Frick, Mitarbeiter der 
Gesundheitsverwaltung des Kantons, 
stellten zwei Computersimulationen vor, 
die als Forschungsaufträge mit dem Ziel 
der personellen, materiellen und finanziel­
len Optimierung entwickelt worden sind . 
Mit dem ersten Programm ist es möglich, 
die Abläufe in einem Krankenhaus zu 
simulieren . Weil gerade in diesem 
Bereich Experimente nicht durchführbar 
sind und Übungen Probleme im Alltagsbe­
trieb bereiten, war es naheliegend, den 
Computer einzusetzen, um Erfahrungs­
werte zu gewinnen. Das aufgebaute Spi­
talsmodell ist so entwickelt, daß nahezu 
jedes beliebige Haus dargestellt werden 
kann . Es ist möglich, durch Parameterva-

riation die Optimierung zu finden für die 
Infra- und Organisationsstruktur. Bislang 
ist das Verfahren für die Krankenhäuser 
des Kantons St. Gallen gelaufen. Ob jetzt 
nach Abschluß der Forschungsarbeit ein 
größerer Markt erschlossen werden soll, 
ist noch offen . 
Das zweite Programm bezieht sich auf die 
Notfallversorgung in Katastrophen . Nach 
Eingabe der Verletzungsmuster, der Vor­
Ort-Kapazität, der Transportmöglichkeiten 
und der stationären Einrichtungen ermit­
telt der Computer die optimale Versor­
gungsstrategie der Patienten. Er akzep­
tiert auch, daß nicht in allen Fällen die 
Rekonvaleszenz machbar ist. Das Ergeb­
nis zeigt damit mögliche Engpässe auf 
und läßt durch die Parameteränderungen 
den Nutzen von Investitionen erkennen. 
Das Programm ist dadurch sowohl für die 
Notarztausbildung wie auch für die Schu­
lung im Bereich des medizinischen Mana­
gements geeignet. Nicht zuletzt dürfte 
auch die verantwortliche Verwaltung hier­
an den Wert ihrer Planungen testen kön­
nen. Beide Programme waren während 
des Kongresses intensiv auszutesten. Es 
ist zu hoffen und zu erwarten, daß sie 
über den derzeitigen St. Gallen-spezifi­
schen Stand verallgemeinert fortgeschrie­
ben werden. 
Dr. O. Gehring, stellvertretender Verwal­
tungsdirektor des Universitätsspitals in 

Der Vorplatz des Bregenzer Festspiel- und Kongreßhauses war eine ideale Aus­
stellungsfläche für diverse Rettungsdienstfahrzeuge ~ 
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Zürich, stellte das Katastrophenkonzept 
seines Hauses vor. Ausgehend von der 
Erkenntnis, daß in Ausnahmesituationen 
nur das hilft, was man ohne zu überlegen 
"abspulen" kann oder übersichtlich in 
Checklisten parat hat, wurde versucht, 
die vorherrschenden dickleibigen Kata­
strophenanweisungen abzuschaffen . 
Wichtig in der neuen Planung war der 
Grundsatz, eingespielte Strukturen bei­
zubehalten . Das betrifft sowohl die Funk­
tionsabläufe als auch die Führungsstruk­
tur. Die Konzepte müssen universell 
sein und nicht für viele Spezialfälle indi­
viduell variiert . Das Personal soll damit 
auch in besonderen Situationen so weit 
wie möglich von den Alltagsroutinen 
leben können . Jede Abweichung bringt 
Unsicherheiten und damit auch Fehl­
verhaltensgefahren mit sich . Kurze 
Dienstanweisungen und Pflichtenhefte, 
die regelmäßig zu besprechen und mög­
lichst auch einzutrainieren sind, runden 
das Konzept ab. Einige wichtig.e Punkte 
aus dem Konzept sind z. B. die Offentlich­
keitsarbeit und die Zusammenstellung 
zusätzlicher Mittel und Hilfskräfte. Die 
Öffentlichkeitsarbeit bezieht sich auf 
Betroffene und Angehörige, für die u.a. 
auch Pfarrer mit eingebunden sind, sowie 
auf die breite Öffentlichkeit, deren Infor­
mationsbedürfnisse man anerkennen und 
einplanen muß. Seitens der Führung ist 
aber auch die interne Informationswei­
tergabe zu gestalten, um eine kontinuierli­
che Arbeit zum gleichen Ziel hin zu 
gewährleisten. 
Daß trotz allem Überraschungen nicht 
auszuschl ießen sind, muß von den Ver­
antwortlichen akzeptiert werden. Ihnen 
ist, so Dr. Geh ring, im Rahmen der Kom­
petenzen zu begegnen. 
Im nächsten Referat ging Prof. Dr. 
0. Trentz, Universitätsspital Zürich, auf 
eine Hierarchisierung von Notfällen ein . Er 
unterschied den "normalen" Notfall, bei 
dem die übliche Notfallequipe zum Ein­
satz kommt, von dem disabling trauma, 
bei dem ebenso wie beim killing trauma 
diese Equipe von einem speziellen Trau­
mateam unterstützt wird, und vom Mas­
senanfall, für den die entsprechende 
KATA-Mannschaft bereitstehen muß. Die 
Begriffe sind zwar dem schweizerischen 
Wortgebrauch entnommen, lassen sich 
aber ohne Probleme auf die in den ande­
ren Ländern üblichen Begriffe umsetzen. 
Wichtig ist die Möglichkeit, durch eine 
angepaßte Stichwortkatalogisierung die 
Leitstelle in die Lage zu versetzen, die 
adäquaten Alarmierungen zu veranlassen . 
Prof. Trentz betonte die Wichtigkeit, diese 
Verfahren regelmäßig in die Fortbildung 
aufzunehmen und durch Stabsübungen, 
Rahmen- und Großübungen sowie 
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Besprechungen zu trainieren und fortzu­
schreiben . 
Dr. T. Kossmann, ein Mitarbeiter des Vor­
redners, ging auf Bewertungssysteme für 
Patienten ein . Er legte dar, daß es solche 
für den präklinischen und den klinischen 
Bereich gibt, die zum einen von den rela­
tiv geringen Erfassungsmöglichkeiten am 
Unfallort ausgehen und zum anderen die 
umfangreichen Laborergebnisse nach der 
Definitivversorgung berücksichtigen. Im 
Universitätsspital Zürich habe man sich 
daher Gedanken gemacht, für die Notfall­
aufnahme einen speziellen Score zu 
erstellen, der die gegenüber dem Unfall­
ort erweiterte Datenerhebung berücksich­
tigt und damit eine für die weitere Versor­
gung begründbarere Basis liefert. 
Dr. Kossmann wies abschließend auf ins­
besondere in der englischen und der ame­
rikanischen Literatur unterschiedlich von­
einander gebrauchten Klassifizierung der 
üblichen Triagebezeichnungen hin . So 
werden die Gruppen T1 und T2 (Behand­
lungs- und Transportprioritätl als Gruppe 3 
mit den Abstufungen A, Bund C zusam­
mengefaßt und die Kategorie T3 (Leicht­
verletzte) in zwei Stufen aufgeteilt. 
Eine chronologische Schilderung des 
Brandes der Mainzer Uni-Kliniken gab 
Prof. Dr. W. Dick. Vorangestellt hatte er 
eine kurze Statistik aus den USA. Dort 
gab es 1981 circa 250 000 Klinikbrände. 
Das sind im Schnitt rund 3 Brände pro 
Haus. Allerdings waren 89 % davon Kli­
nikbrände mit weniger als 1 000 $ Scha­
den . 
Auch in Mainz sprechen des öfteren die 
Feuermelder an. Häufig handelt es sich 
dabei um Fehlalarme. Teilweise sind häu­
fige Bauarbeiten in Großkliniken die Aus­
löseursache. 
Am 31 . 3. 1988, dem Gründonnerstag des 
Jahres, wurde im Bereich der Intensivsta­
tion ein Brandstifter aktiv. Die baulichen 
Voraussetzungen waren so, daß teilweise 
das Treppenhaus nicht mehr erreicht wer­
den konnte. Insgesamt mußten 377 Pati­
enten evakuiert werden . Davon wurden 
159 entlassen, 207 konnten intern, 11 
mußten extern verlegt werden . Bei den 
Patienten, die innerhalb der Klinik verblei­
ben konnten, waren 170 Normalfälle und 
37 Intensivpatienten, die sämtlich über 
die Drehleiter aus dem Gebäude geholt 
werden mußten. Dieses dauerte circa 
1 Stunde. Einige Patienten waren dabei 
ans Bett gebunden und wurden während 
des Vorgangs manuell beatmet. Die Eva­
kuierung der übrigen Personen dauerte 
ebenfalls circa 1 Stunde. Der Inventar­
schaden belief sich auf 33 Millionen DM . 
Kritik wurde insbesondere laut an dem 
unkoordinierten und eigenmächtigen 
Anrücken des Rettungsdienstes. Dadurch 

wurden die ohnehin engen Verkehrsver­
hältnisse im Klinikgelände teilweise voll­
kommen blockiert. Es mußte massiv vor 
Ort und durch die Leitstelle eingegriffen 
werden . Die Feuerwehr hingegen ging 
diszipliniert vor. Der Krankenhausalarm­
plan war zu dem Zeitpunkt des Brandes 
3 Jahre alt. Es zeigte sich, daß er total 
überholt und in weiten Zügen nicht mehr 
brauchbar war. "Zum Glück", so sagte 
Dick, "war er den meisten nicht mehr 
bekannt!" Die klinikinterne Einsatzleitung 
war nicht identifizierbar. Weder die Perso­
nen noch die Räumlichkeiten waren 
gekennzeichnet. Kennzeichnung bzw. 
Registrierung unterblieb auch bei den 
Patienten. Dies erforderte später aufwen­
dige Suchanfragen. Schließlich wurde die 
unkoordinierte und von verschiedenen 
nach jeweils eigenen Interessen verfolgte 
Öffentlichkeitsarbeit kritisiert . Die unter­
schiedlichen Einschätzungen und Erläute­
rungen wurden von den Medien deutlich 
herausgestellt und mit Kompetenzzwei­
feln verbunden. Inzwischen sind die Kata­
strophenschutzplanungen in all diesen 
Punkten aktualisiert worden. Dabei wurde 
Wert darauf gelegt, die Maßnahmen in 
kurze und überschaubare Checklisten ein­
zupassen . 
Dr. J. M. Fonrouge aus Frankreich stellte 
die in seiner Heimat gebräuchlichen Krite­
rien der Opferidentifikation dar. Er konsta­
tierte, daß es unterschiedliche Vorge­
hensweisen gibt, und forderte gerade 
angesichts der zunehmenden Internatio­
nalisierung bei Großveranstaltungen, aber 
auch bei Betrachtung des Tourismus 
internationale Standards. 
Baulich-technischer Maßnahmen, die bei 
einem Großspital im Vorfeld berücksich­
tigt werden können, nahm sich Dipl.-Ing. 
Stiefel an . Er schilderte aus der Sicht 
einer Planungsfirma, welche Risikobe­
trachtungen für eine definierte Region 
angestellt werden können . So sind Art 
und Umfang von Verletzungen bei Unfäl­
len im Straßen- und Schienenverkehr, 
aber auch bei Erdbeben zu erheben und 
die Auswirkungen auf das Spital zu unter­
suchen. Alternativ ist die Resistenz des 
Hauses in bezug auf die Schadensursache 
zu sehen. So können mechanische Schä­
den auftreten oder Schadstoffwolken die 
Benutzung einschränken oder unterbin­
den. Unter all diesen Parametern läßt sich 
ermitteln, welche Kapazität das Spital 
jeweils wirklich bietet. 
Dr. J. Osterwalder ist der Leitende Arzt 
der Zentralen Notfallstation des Kantons­
spitals in Zürich. Sein Vortrag schilderte 
die Problematiken beim Anlegen und Aus­
werten von Spitalsübungen. Oft werden 



schon falsche Schwerpunkte bei der Pla­
nung gesetzt. Dies kann geschehen durch 
bestimmte Rücksichten auf den weiterlau­
fenden Routinebetrieb, aber auch 
dadurch, daß das Durchdenken des theo­
retischen Ablaufs zu eingeschränkt ge­
schieht und dadurch der Ideenvielfalt der 
Übungsteilnehmer en.ge Schranken aufer­
legt werden. Eine Ubungsplanung darf 
kein Drehbuch sein. Wohl aber sind im 
Rahmen der Vorbereitung die Übungsziele 
und damit Auswertehinweise zu definie­
ren. Die zu instruierenden Schiedsrichter 
benötigen eine Aufgabenbeschreibung 
und Auswertebögen, die statistisch zu­
sammenfaßbar sein müssen. Übungen 
müssen Konsequenzen haben. Die Teil­
nehmer haben ein Recht darauf, daß aus 
ihren Bemühungen sich Verbesserungen 
ergeben. Dazu sind die Ergebnisdaten zu 
sammeln und mit Folgeübungen zu ver­
gleichen. 
Seit 1983 gibt es für die Berliner Kranken­
häuser Empfehlungen zu Katastrophenpla­
nungen. Parallel wurden in den letzten 
Jahren angekündigte und unangekündigte 
Übungen durchgeführt. mit denen der 
Erfolg der Planungen getestet wurde. Die 
Notwendigkeit des Aufwands wurde zu 
keiner Zeit bestritten. or. Peters führte an, 
daß es in den Jahren 1987/88 insgesamt 
67 Krankenhausbrände mit 2 Toten in Ber­
lin gegeben hat. Dies reicht zur Begrün­
dung, daß Zeit für die Planerarbeitung und 
Aktualisierung gegeben sein muß. Sinnvoll 
sind die Ergebnisse aber nur, wenn die 
Krankenhausleitung diese Arbeit unter­
stützt und für die Akzeptanz bei den Mitar­
beitern wirbt. or. Peters bestätigte die 
Forderungen von Prof. Dick nach einer 
Kennzeichnung der Funktionsträger und 
nach einer Registrierung der Patienten. 
Als Konsequenzen aljs den Realfällen wur­
den zuletzt bei den Ubungen auch die Fol­
gen von Stromausfällen eingebaut. Das 
bedeutet u.a., daß z.B. Türöffner, automa­
tische Wasserspender oder Schreibma­
schinen nicht mehr funktionieren. Berlin 
wird die Übungen auch in Zukunft fortset­
zen. Dabei orientiert man sich an einer 
eigenentwickelten Formel zur Ermittlung 
der Aufnahmekapazität. 

[ Beatmun;sgeräte + OP's ] 
+ Not-OP's 

2 

x 2,5 = Aufnahmekapazität 

Das bedeutet für die Berliner Häuser Zah­
len zwischen 10 und 25. Bei Rea lereignis­
sen und in den Übungen konnte diese 
Faustformel in etwa bestätigt werden . 
Nach den Berichten aus Berlin folgten Vor­
träge zu Wiener Erkenntnissen. or. Wiss­
gott und Mag. O. Postl, beide vom Bun­
desministerium für Gesundheit, skizzier­
ten zuerst den historischen Ablauf seit 
1975. Damals begann der konzentrierte 
Aufbau im Rahmen der ULV (Umfassende 
Landesverteidigung). Über den integrier­
ten Sanitätsdienst und Muster-Spitalskata­
strophenpläne kam man schließlich zu 

Als Beispiel für die Möglichkeiten der Luftrettung war eine Maschine der deut­
schen Rettungsflugwacht ausgestellt 

koordinierten Übungen, die inzwischen in 
allen Bundesländern durchgeführt wur­
den. Derzeit gibt es österreichweite Erhe­
bungen zu den Spitalsplänen. Die telefoni­
sche und verkehrsmäßige Erreichbarkeit 
wird ebenso festgestellt wie alle für das 
Haus charakteristischen Daten. Die Idee 
dahinter ist die Einrichtung einer Koordi­
nierungsstelle für Katastrophenbewälti­
gungen, in der alle sanitätsdienstlichen 
Daten jederzeit abrufbar sein sollen. 
Oberarzt or. T. Berr aus dem Allgemeinen 
Krankenhaus Wien schilderte die Proble­
me, die sich bei dem mehrmonatigen Par­
allelbetrieb des alten und des neuen 
2 100-Betten-Hauses ergaben. Gerade auf 
externe Notfälle bezogen war die Tren­
nung der Funktionsbereiche sehr diffizil. 
Es wurden ständig angepaßte Planungen 
notwendig. Die Umsiedlung wurde dann 
auch genutzt, um den Alarmplan des 
neuen Hauses zu testen. Dieser wurde 
wie üblich nach der Fertigstellung des 
Hauses erarbeitet. In der Konzeptionspha­
se des AKH war keine Möglichkeit gege­
ben, parallel einen Katastrophenplan auf­
zustellen und gegebenenfalls Einfluß auf 
die Bauplanung zu nehmen. 
Mit dem schon mehrfach angesproche­
nen Informationsmanagement befaßte 
sich or. V. o. Mohr vom Bundeswehrzen­
tralkrankenhaus in Koblenz. Patienten 
eines Großunfalls werden in der Regel auf 
verschiedenen Stationen versorgt. Dazu 
kommen diverse Laboruntersuchungen. 
Bei Polytraumatisierten werden ferner 
Visiten verschiedener Fachkollegen durch­
geführt mit der Notwendigkeit, Informatio­
nen auszutauschen und abzugleichen. Ins­
gesamt gibt es eine Menge interner und 
externer Anfragen und Mitteilungen. Ziel 
der Überlegungen in Koblenz war es, 
Ärzte, Pflegepersonal und Krankenhauslei­
tung zu entlasten. Eine Informationszen­
trale, in der Hilfspersonal für die Doku­
mentation und andere Sammelaufgaben 
eingesetzt ist, soll intern die horizontale 
Ebene freihalten sowie die externen Kon­
takte zu den Medien vorbereiten und pfle­
gen. 
Die weltweiten Hilfsaktionen der letzten 
Jahre im Irak, in der Türkei und in anderen 

Kriegs- und Katastrophengebieten haben 
Anlaß gegeben, über mobile Notlazarette 
nachzudenken. Chefarzt or. R. Schultze 
aus Siegen befaßt sich schon seit länge­
rem mit diesem Thema. Er machte deut­
lich, daß ein Containersystem insbesonde­
re aus chirurgischer Sicht notwendig ist. 
In aller Regel geht es bei diesen Einsätzen 
um mehr als die Herstellung der Trans­
portfähigkeit. Für Personal und Patienten 
müssen akzeptable Verhältnisse auch für 
längeren Aufenthalt geschaffen werden. 
Das bedeutet u.a. eine Klimatisierung und 
eine möglichst autarke Versorgung mit 
Strom und Wasser. or. Schultze machte 
darauf aufmerksam, daß die Transportabi­
lität derzeit ein Problem ist. Die Euro­
Norm für Container passe nicht in die übli­
chen Transportflugzeuge. 
Der zweite Teil des Kongresses war dem 
Chemieunfall gewidmet. Die steigende 
Anzahl von Gefahrguttransporten führt 
immer wieder zu Unfällen, die für die 
Beteiligten, für Anwohner, aber auch für 
die Einsatzkräfte ein Risiko darstellen kön­
nen. 
or. P. Bützer aus der Schweiz führte in 
das Thema ein . Er zeigte u.a. an dem Bei­
spiel Bhopal, daß Modellrechnungen zur 
Schadstoffausbreitung heutzutage er­
staunlich gut dem Realfall entsprechen. 
Den ersten Fachvortrag hielt or. H. J. Pet­
te/kau, Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit der 
Bundesrepublik. Er stellte bedeutsame 
Unglücksfälle aus dem In- und Ausland 
vor. Die Sicherheit von Anlagen wird aus­
gerichtet an der Sozialverträglichkeit des 
Risikos. Das heißt, die Größe des soge­
nannten Restrisikos stellt einen Kompro­
miß dar zwischen den finanziellen Auf­
wendungen für die Sicherheit und dem 
möglichen Schaden. Die Kapazitätserwei­
terung von z.B. Anlagen zur Verarbeitung 
oder Lagerung von Ammoniak und Äthy­
len erfolgte in den 50er und 60er Jahren 
teilweise mit dem Faktor 100 bis 150. Die 
Grenzen werden heute nicht von der 
Technik, sondern von der Marktsättigung 
gesetzt. Eindeutig ist jedenfalls, daß die 
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Zahl der Unfälle seit 1950 kontinuierlich 
pro Jahr gestiegen ist. 
Or. G. Zwimpfer, Direktor von Sandoz­
Pharma in Basel, erläuterte das Sicher­
heitsdispositiv seines Werkes. Es ist ein 
vernetztes System von personellen, 
materiellen und organisatorischen Maß­
nahmen zur Vorbeugung, Bekämpfung 
und Abwehr von Bedrohungen. So ist als 
Beispiel die Gefahrenabwehr gestaffelt in 
Sofortmaßnahmen, die durch die Bedie­
nermannschaft durchzuführen sind, und 
aufbauende Aktionen der Werksfeuer­
wehr. Schließlich wird die Unterstüt­
zungsebene der kommunalen Feuerwehr 
erreicht. Der "Ereignisdienst" (LEM = 
Local Emergency Management) stellt 
eine besondere Führungsmannschaft dar 
zur Datenbeschaffung und -auswertung. 
Diese örtliche Einsatzleitung kann auf­
wachsen zum Katastrophenstab des Wer­
kes, der gegebenenfalls den kantonalen 
KatS-Stab zu unterstützen hat. 
Das Baseler Werk verfügt über ein Exper­
tensystem, das bei der Abschätzung der 
Ausbreitung Topographie und Wetter 
genau so berücksichtigt wie Art und Grad 
der Bebauung. Es wird angestrebt, daß 
weitere Chemiewerke der Region und der 
Kanton selbst dieses System überneh­
men. 
Als Vertreter der vorarlbergischen Landes­
regierung äußerte sich Ing. H. Vetter zu 
den Maßnahmen, die seitens der öffentli­
chen Hand getroffen werden . Neben der 
Prävention durch gesetzliche Regelungen, 
der Kontrolle auf den Straßen, an den 
Grenzen und in den Betrieben, wird insbe­
sondere Wert gelegt auf eine Ausbildung 
der Polizei und der Feuerwehr. Darüber 
hinaus finanziert das Land einen Bereit­
schaftsdienst von Chemiesachverständi­
gen zur Unterstützung der Einsatzleitung. 
Für das Gebiet des Bundeslandes wurde 
ein Gefahrgutzug aufgestellt. Vetter skiz­
zierte das auch in der Bundesrepublik 
Deutschland übliche Stufenschema der 
Zuständigkeit von Kommune über Stütz­
punkt zum Bundesland, dessen Aktivie­
rung im wesentlichen von der Beurteilung 
des Einsatzleiters abhängig ist. Daher sind 
seine Ausbildung und seine Erfahrungen, 
kurzum seine Fachkompetenz, entschei­
dend. 
Or. B. Mayer, Landesfeuerwehrarzt der 
Steiermark und Lehrbeauftragter für Kata­
strophenmedizin an der Universität Graz, 
tritt seit Jahren für eine offensive Ausein­
andersetzung mit den Gefahren der Che­
mie ein . Er stellte an den Beginn seiner 
Ausführungen die Forderung, daß eine 
Vorbereitung auf das Risiko nicht nur von 
der produzierenden Gesellschaft, sondern 
in gleicher Weise auch von der konsumie­
renden Gesellschaft zu erbringen sei. Eine 
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Prävention sei, so Mayer, machbar. Nach 
einer Analyse der Anlagen kann man fest­
stellen, daß die Zahl der zu berücksichti­
genden Stoffe relativ gering ist bzw. sich 
überschaubar zusammenfassen läßt. Ihre 
Wirkungen auf chemisch-toxischem, me­
chanischem oder thermischem Wege 
sind abzuschätzen und in einem diagno­
stisch-therapeutischen Stufenplan ein 
Vorgehensschema vom Wirkraum bis 
zum Hospitalisationsraum festzulegen . 
Dabei muß die Dekontamination vor der 
Triage stehen. Der Arzt ist ferner für den 
Schutz der Einsatzkräfte und die Beratung 
der Einsatzleitung mitverantwortlich. 
Auch in diesen Fällen gilt der allgemeine 
Grundsatz, das Verhalten so auszurichten, 
daß den Betroffenen bzw. einer möglichst 
großen Anzahl Betroffener das Überleben 
sowie eine möglichst vollständige Rehabi­
litation gewährleistet werden muß. 
Einen Einblick in die Zukunft gab Ing. 
U. Neunfinger, der als Entwicklungsinge­
nieur an zwei Projekten beteiligt ist. Kom­
munikationstechnische Probleme grenz­
überschreitend zu lösen und die dafür 
erforderlichen gesetzlichen Grundlagen zu 
schaffen ist das Ziel eines EG-For­
schungsvorhabens . Es soll ein Standard­
modell für Umwelt- und Störfallnetze 
innerhalb der EG geschaffen werden . 
Erste Anwendung findet dieses bereits im 
sog. "Rheinalarm ", dem in Kürze Informa­
tionsnetze zur Luft- und zur Küstenüber­
wachung folgen werden . 
Relativ weit durchdacht ist auch bereits 
ein Informations- und Kommunikationssy­
stem über gefährliche und umweltrele­
vante Stoffe. Hier werden Stoffdaten, 
Handlungsanweisungen, Gefahrenab­
wehr-, Erste-Hilfe- und einsatztaktische 
Maßnahmen für den Fachmann und den 
Nutzer abrufbar sein. 
Mit der Informationsbeschaffung zur Opti­
mierung von Einsätzen befaßte sich 
R. Hänni, Mitarbeiter einer entsprechen­
den Firma. Üblicherweise sind drei Arten 
zu unterscheiden. Zum einen gibt es die 
üblichen Einsatzpläne der Feuerwehr oder 
anderer Hilfsdienste, zum zweiten sind da 
Gruppenmerkblätter und zum dritten die 
speziellen Stoffdaten. Am Beispiel der 
Stadt Bern zeigte Hänni den heute mögli­
chen Umfang. Derzeit sind dort 2 000 
Einsatzpläne abrufbar, das Ziel liegt 
bei 4000. Sie enthalten Stadtpläne und 
Anfahrtskizzen, die auch aktuelle Baustel­
len berücksichtigen. Selbstverständlich 
sind im Programm Objektpläne, die sich 
beliebig "aufziehen" lassen und dabei 
sogar die genauen Lagerstätten von Ge­
fahrgütern anzeigen. Umfangreiche Ver­
knüpfungen mit diversen Dateien ermögli­
chen einen Dialog zur Klärung von Fragen, 
die sich zum Beispiel auf Kreis- und Orts-

beschreibungen oder auch auf die potenti­
ellen Hilfskräfte beziehen können . 
Zur zweiten Art von Informationsquellen 
verwies Hänni auf Dateien, die über natio­
nale oder internationale Codes den 
Zugang ermöglichen. Als dritte Informati­
onsquelle hat sich die Gefahrgut CD-Rom 
als Standard herauskristallisiert. 
Aus der Praxis berichtete Ing. W. Zigler. 
Seiner Erfahrung nach ist die Menschen­
führung eine der wichtigsten Erfolgsvor­
aussetzungen gerade bei gefährlichen 
Einsätzen. Es muß das Ziel sein, von der 
"inhomogenen Clique zu einer Corporate 
Identity" zu kommen. Auftragstaktik mit 
der Delegation von Verantwortung und 
das Schaffen des entsprechenden Verant­
wortungsbewußtseins sieht Zigler als not­
wendig an . Dazu kommt Sicherheit durch 
Ausbildung und Übung. Dadurch läßt sich 
auch die psychische Belastbarkeit stei­
gern. 
Or. W. Kaiser, früher am Institut für Zivil­
schutz in Beeskow (siehe NV+ZV IV/90) 
tätig, demonstrierte ein rechnergestütztes 
Modell, das das Management bei Che­
mieunfäl len erleichtern soll. Es ist inzwi­
schen schon fortgeschrieben auf weitere 
Arten von Gefahrgutunfällen und Naturka­
tastrophen . Die Idee dieses Programms 
ist es, statische Basisdaten wie Stoffkon­
stante, Topographiecharakteristika und 
die üblichen Inhalte einer Kreisbeschrei­
bung mit Ereignisdaten wie Meßwerten 
und technischen Parametern zu verknüp­
fen. Als Besonderheit kommt hinzu, daß 
Erfahrungswerte aus vergleichbaren Er­
eignissen aufgenommen werden können 
und damit Handlungsalgorithmen vom 
Rechner vorgeschlagen werden im Stile 
des üblichen Führungsvorgangs. Eine Vor­
gehensweise, die sich sowohl für den 
vorbeugenden als auch in gleicher Form 
für den reaktiven Katastrophenschutz eig­
net. 
Ein weiterer Schwerpunkt des Kongres­
ses in Bregenz war schließlich der Flücht­
lingsproblematik gewidmet - ein gera­
de angesichts der Nachbarschaft zu dem 
zerfallenden Jugoslawien hochaktuelles 
Thema. 
Dieses wurde dem Publikum hautnah 
deutlich, als zu Beginn der Sitzung zwei 
junge Frauen aus Slowenien, eine Ärztin 
und eine Chemikerin, die sich im Rahmen 
einer Hilfsaktion zufäl lig in Bregenz auf­
hielten, aus ihren Erfahrungen und damit 
aus dem Alltag der gepeinigten Bevölke­
rung berichteten . Gerade die medizini­
sche Hi lfe ist auf ein für westliche Vorstel­
lungen geradezu unvorstellbares Niveau 
herabgesetzt worden. Trotzdem kann 
aber die mit enormer Phantasie und Auf-



opferung betriebene Sicherstellung der 
Versorgung als Beispiel für die Leistungs­
fähigkeit eines Volkes herangezogen wer­
den, wenn man die Solidarität beschrei­
ben will. 
Prof. Dr. B. Domres hatte es übernom­
men, die Einführung in das Thema zu 
geben. Er sprach vom Jahrhundert der 
Flüchtlinge. Bestimmt werde das Verhal­
ten sowohl von Schub- als auch von Zug­
kräften. Dürre, Hunger und Nationalitäten­
konflikte sind einige Stichworte zur trei­
benden Kraft, die Bilder der Medien ste­
hen für die lockende Komponente. Teil­
weise handelt es sich bei dem, was wir 
nach unseren nichtnomadischen Gesichts­
punkten als Massenwanderung eines 
Volkes einstufen, aber auch nur um natur­
gemäßes Verhalten. Hier ist oftmals eine 
deutlichere Definition vonnöten. Hilfen 
sind allerdings mehr denn je gefordert und 
müssen, wenn wir die christliche Verant­
wortung ernst nehmen, zunehmend stär­
ker erbracht werden . Dabei ist es wichtig, 
die Kultur und die Sprache der Hilfsbedürf­
tigen zu respektieren und zu erhalten. Die 
nationale Identität ist genauso wichtig 
zum Überleben eines Volkes wie Wasser, 
adäquate Nahrung und Unterkünfte. Mit 
dem Ziel der Selbsthilfe steht als weiteres 
die Bildung zur Bewältigung der Alltags­
probleme (Handwerk, Hygiene) und die 
Einführung bzw. Unterstützung einer 
Medizin mit angepaßter Technik auf dem 
Aufgabenzettel. Als Orientierungslinie 
schrieb Domres allen Hilfswilligen ins 
Stammbuch, die Würde des in Not befind­
:ichen Menschen zu respektieren und sie 
nicht zum Objekt zu degradieren. 
Ministerialdirektor K.-H. Rosen war der 
erste von drei Referenten, die aus der 
Sicht der drei den Kongreß ausrichtenden 
Staaten die Flüchtlingsproblematik analy­
sierten. Er sprach als Mitarbeiter der deut­
schen Stiftung für UNO-Flüchtlingshilfe. 
Rosen kritisierte die Flüchtlingspolitik der 
Bundesrepublik. Die Restriktionen, mit 
denen den Hilfesuchenden die Aufnahme 
erschwert wird, ließen Rosen an der Zivili­
sation und der Ernsthaftigkeit bei der 
Reklamation der Menschenrechte zwei­
fe ln . Ganz offensichtlich ist zwar die Bun­
desrepublik von dem enorm anwachsen­
den Ansturm überfordert, doch sieht er 
hier im wesentlichen die Ursachen in der 
nicht rechtzeitig erfolgten - weil von den 
zuständigen Stellen nicht gewollten -
Vorbereitung auf diese Situation. Anerken­
nen muß man dagegen die oft massive 
Hilfe auf privater Ebene vor Ort. Der Haus­
halt sieht mit 5,5 Mrd. DM gerade 0,5 % 
des Haushalts für Flüchtlingshilfe vor. 
Unterstützung findet diese Politik durch 
meist einseitige Darstellung in den Medi­
en. So bedeutet die Anerkennung von 
7 % der Antragsteller in der ersten Instanz 
nicht, daß 93 % Scheinasylanten sind. 
Weitere 7 % sind erst in der zweiten 
Instanz anerkannt. Rechnet man die Per­
sonen hinzu, die aufgrund der Genfer 
Flüchtlingskonvention oder aus anderen 
Gründen ein (vorübergehendes) Bleibe­
recht erhalten und diejenigen, die aus 
eigenem Antrieb die Bundesrepublik wie-

der verlassen, so bleiben ganze 5 % übrig, 
die tatsächlich ohne Grund anwesend 
sind! 
Der stellvertretende Direktor des schwei­
zerischen Bundesamtes für Flüchtlinge, 
U. Hadorn, unterstützte diese Zahlen aus 
seiner Sicht. Er stellte einen Stufenplan 
der Hilfe auf, bei dem an erster Stelle die 
Bekämpfung der Ursachen der Flücht­
lingsbewegung steht. Wenn dies nicht 
reicht, sollte versucht werden, mit Hilfen 
im Kulturkreis dem Problem zu begegnen. 
Erst an letzter Stelle dürfe die Integration 
in einem für die Betroffenen fremden Kul­
turkreis stehen, auch wenn dieser Schritt 
für die Helfenden oft einfacher erscheine. 
In der Schweiz entscheidet die Ausländer­
behörde in einem Verfahren, ob der 
Antragsteller als Flüchtling anerkannt wer­
den kann oder ob er als tolerierter Asylbe­
werber einen befristeten Aufenthalt in 
Anspruch nehmen kann. Dies wird erleich­
tert, da bestimmte Länder als sicher oder 
als Krisenland eingestuft sind. Wenn die 
Unterbringung und Versorgung an Kapa­
zitätsgrenzen stößt, ist primär die Aktivie­
rung des Zivilschutzes und sekundär der 
Armee vorgesehen. Die Schweiz strebt 
internationale Konzepte zur Verstärkung 
der Hilfe in den Heimatländern an . 
Ing. W. Berenda stellte schließlich die 
österreichische Komponente bei. Er 
begann mit einer statistischen Übersicht. 
Danach kommt in der Schweiz derzeit ein 
Asylbewerber auf 163 Einwohner, in 
Österreich beträgt das Verhältnis circa 
1 :240 und in der Bundesrepublik 1 :312. 
Damit stehen diese drei Länder weltweit 
in einer Spitzenposition, weit vor den 
angeblich klassischen Einwanderungslän­
dern wie USA und Australien. (Die slowe­
nische Ärztin ergänzte an der Stelle, daß 
in ihrer Heimat derzeit ein Flüchtling auf 
circa 60 Einwohner kommt!) Mit dem am 
1. 6. 1992 in Kraft getretenen neuen Asyl­
gesetz strebt Österreich eine Beschleuni­
gung des Verfahrens an und definiert ver­
gleichbar der Schweiz sichere Länder. 
Bewerber aus diesen werden bei ihrem 
Aufenthalt weder versorgt noch betreut. 
Anerkannte Flüchtlinge hingegen erfahren 
massive Hilfen bei der Sprach- und Be­
rufsausbildung. Deutlicher als in der Ver­
gangenheit unterscheidet Österreich zwi­
schen Einwanderern und Asylsuchenden. 
Für das DRK-Generalsekretariat in Bonn 
appellierte B. Döveling an die Rückbesin­
nung auf die humanitären Grundsätze. Er 
wollte nicht von Flüchtlingen oder Asylan­
ten, sondern nur von Menschen spre­
chen, um die mit den Worten oftmals ver­
bundene Diskriminierung aufzubrechen. 
Nach UN-Schätzungen werden in den 
nächsten 100 Jahren immer mehr Men­
schen auf der Wanderung sein, im Jahr 
2100 u.U. mehrere 100 Millionen - wenn 
die Erde dann noch existiert. Allein auf­
grund von Umweltkatastrophen, die wir 
verursachen, werden bis zur Jahrtausend­
wende mehrere Millionen Menschen ihre 
Heimat verlassen müssen. Ein verstärkter 
Nationalismus führt derzeit zur Ausgren­
zung von Minderheiten. Unter dem Motto 
"Rückkehr in das Land der Väter" werden 

sie vertrieben ohne Aussicht, eine eigene 
Heimat finden zu können. Döveling forder­
te dazu auf, Flüchtlings- und Emigrations­
probleme als grundsätzlich normal zu 
akzeptieren und ihnen durch Hilfen in den 
Ursprungsländern, durch eine aktive Frie­
dens- und Umweltpolitik sowie durch eine 
gerechtere Wirtschaftspolitik zu begeg­
nen. 
Organisations- und Führungsprobleme 
standen im Mittelpunkt des Vortrages von 
D. Franke (siehe NV+ZV, 111/92 und IV/92). 
Auf der Grundlage eigener Erfahrungen 
waren hier Checklisten ausgearbeitet wor­
den, die bei einer kurzfristig anstehenden 
Herrichtung von Objekten zur Belegung 
helfen sollen, effektiv zu agieren. Die 
Stichworte waren auf die Personengrup­
pe, auf das Objekt und auf Infrastruktur 
und Logistik bezogen. Sie stellen, um im 
Sprachgebrauch des Katastrophen­
schutzes zu bleiben, einen Teil des 
Führungsvorgangs dar. Das bedeutet kon­
kret, daß sie helfen sollen, die Phase der 
Lagefeststellung abzukürzen und trotz­
dem so umfassend wie möglich die 
benötigten Daten für eine Beurteilung zu 
erheben. Hieraus entwickeln sich die 
Handlungsalternativen und schließlich 
nach deren Abwägung der Einsatzplan. 
Wie Franke betonte, sollten solche vorbe­
reitenden Maßnahmen eine Selbstver­
ständlichkeit für viele nicht ausschließbare 
Ereignisse sein. Wie der vorbeugende 
Brandschutz ob seiner Bedeutung nicht in 
Frage gestellt wird, muß auch die vorbeu­
gende Planung für außergewöhnliche 
Ereignisse und Katastrophen zur verant­
wortungsbewußten Handlung der zustän­
digen Behörden gehören. 
Prof. Dr. E. R. Steiner forderte engagiert 
eine internationale Initiative zur Fortent­
wicklung der Katastrophenmedizin, insbe­
sondere auch unter BerücksiChtigung der 
Anforderungen, die durch Massenflucht, 
Hunger und Epidemien verstärkt gestellt 
werden (siehe dazu NV+ZV, 1/91). Kata­
strophen dürfen nicht mehr so stark wie 
in den letzten Jahren als Massenanfall 
von Verletzten aufgrund eines Unfalls 
oder eines ähnlich schlagartig eintreten­
den Ereignisses gesehen werden. Wenn 
man sich die Bilder der Albanien-Flüchtlin­
ge in Erinnerung ruft oder auch die Dar­
stellungen aus dem ehemaligen Jugosla­
wien, dann hat man die Probleme vor 
Augen, mit denen wir zukünftig immer 
öfter konfrontiert . werden. Notwendig 
wird dadurch zwangsläufig immer stärker 
auch eine internationale Zusammenarbeit 
bei der Hilfe. Das Zusammenwachsen der 
Staaten Europas ist ein weiterer Grund, 
über die Entwicklung der Katastrophen­
medizin nachzudenken. Um diesen Her­
ausforderungen gerecht werden zu kön­
nen, stellt sich Steiner eine Forschungs­
und Lehranstalt vor, bei der die Katastro­
phenmedizin als Lehrstuhl den notwendi­
gen Stellenwert hat. Eine ausführliche 
Dokumentationsstelle rundet das Bild 
einer solchen internationalen Einrichtung 
ab. 
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Der Themenblock wurde abgerundet 
durch einen Vortrag von Prof. Dr. Biro 
vom Traumatologischen Zentrum der Uni­
versitätskliniken in Pecs (Ungarn) . Er schi l­
derte typische Verletzungsmuster, mit 
denen Patienten, insbesondere auch Kin­
der aus den Nachfolgestaaten Jugosla­
wiens, in die Krankenhäuser kommen. 
Oftmals liegen ungünstigerweise zwi­
schen Verletzungseintritt und klinischer 
Behandlung längere Zeiten der Flucht. 
Teilweise sind auch bereits Anbehand­
lungen erfolgt. Hierbei kann man feststel­
len, daß der Materialmangel gelegentlich 
zur Rückbesinnung auf einfache, aber 
durchaus effiziente Methoden geführt hat. 
Biro hob besonders die internationale 
Hilfe hervor, die in diesem Fall sich dar­
stellt in der Form eines vom Arbeiter­
Samariter-Bund getragenen Krankenhau­
ses . Ohne die Unterstützung des Auslan­
des sei es in den Anrainerstaaten ebenso 
wie in den betroffenen Ländern kaum 
mehr möglich, den Menschen die einfach­
ste humanitäre Hilfe zukommen zu las­
sen . 
Der vierte und letzte große Themen­
block war bestimmt von, so möchte man 
meinen, typisch österreichisch-schwei­
zerischen Problemen . Schadensereignis­
se in unterirdischen Verkehrsanlagen 
lassen jeden Touristen an die Tunnel­
strecken auf dem Weg in den Uriaubs­
ort denken. Allerdings ist dies nur eine 
Variante. In der Bundesrepublik Deutsch­
land war in den letzten Monaten in Brand­
schutz- und Rettungsdienstzeitschriften, 
aber auch in den allgemeinen Medien 
von den Aufwendungen im Zusammen­
hang mit den Neubaustrecken der Bun­
desbahn zu lesen. Tunnelbrände bei U­
Bahnen gehören zwar zu den selteneren 

Schadensereignissen, doch auch sie sind 
nicht auszuschließen. 
B. Hersehe, Diplom-Ingenieur und bei 
einer Schweizer Firma hauptberuflich mit 
Risikoana lysen befaßt, gab in seiner 
bekannten, die Möglichkeiten der Medien 
ausnutzenden Art, einen akustisch-opti­
schen Einstieg in das Thema. Dabei steil­
te er einen Unterschied zu den übrigen 
Verkehrswegen besonders heraus. Im 
Verg leich zu al len anderen Einrichtungen 
ist der Tunnelverkehr von äußeren Gefah­
ren nahezu frei . Es tritt dafür eine Kompo­
nente hinzu, die bereits in der Planungs­
phase mit berücksichtigt werden muß. 
Dies ist der menschlich determinierte psy­
chologische Effekt durch die Einengung 
des Raums. 
Wo die planerischen Ansätze liegen, steil­
te Dr. Wüthrieh als Direktor im schweize­
rischen Unfallversichererverband dar. Die 
Statistik bestätigt, daß die Risiken beim 
Betrieb von unterirdischen Verkehrsanla­
gen sowohl relativ wie auch absolut 
gering sind, allerdings fallen Schadenser­
eignisse oft spektakulärer aus. Dadurch 
wird der subjektive Eindruck ungünstig 
verschoben . Hinzu kommt, daß sich Un­
fälle oft mit mehreren Betei ligten ab­
spielen und durch erhöhten Rettungsauf­
wand auszeichnen . Neben den Risiken bei 
der Nutzung sind insbesondere solche 
beim Bau und bei der Instandhaltung zu 
betrachten. Sie fallen unter den Begriff 
des Arbeitsschutzes . Oft sind es gleiche 
Maßnahmen, die hierfür getroffen werden 
müssen . Integrale Sicherheitspläne sind 
bereits in der Planungsphase aufzustellen 
zur Analyse möglicher Risiken und damit 
auch zu ihrer Eliminierung. Mehr als 
früher muß sich dies heute auch auf die 
Umweltsicherheit beziehen. 

Die mobile Dekontaminationsanlage des österreich ischen Bundesheeres 
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Daß Sicherheitsbedürfnisse in die ersten 
Planungsüberlegungen gehören, betonte 
auch B. Hersehe. Er forderte für jede 
unterirdische Anlage ein individuelles Ret­
tungskonzept, das erstellt und fortge­
schrieben, aber auch trainiert werden 
muß. Ein solches Konzept beinhaltet u.a. 
eine Funkplanung auch für den Tunnelbe­
reich, ein Verkehrsleitsystem einschließ­
lich der Fälle der Tunnelsperrung, die 
Festlegung und regelmäßige Kontrolle 
alternativer Rettungszufahrten und die 
Regelung der Zuständigkeiten in den ver­
schiedenen Phasen. Hersehe sprach ver­
schiedene Einzelaspekte von der Beleuch­
tung bis zu Meldeanlagen an . Dabei 
wurde deutlich, daß die ständige Aktuali­
sierung eine der wichtigsten Aufgaben 
der Betreiber ist. 
Dr. B. Mayer, Österreich, wegen seiner 
Theorie der aggressiven Frühversorgung 
am Vortag hart in die Diskussion genom­
men, hatte mit seinen Überlegungen zum 
medizinischen Management bei Ereignis­
sen in Straßentunnels unter Berücksichti­
gung der Schadstoffe, die Möglichkeit, 
seinen Vorstellungen ein konkretes Bei­
spiel anzufügen. Er forderte den Leiten­
den Notarzt bzw. den Amtsarzt, der in sei­
nem Zuständigkeitsbereich Tunnelanlagen 
zu betreuen hat, auf, Einfluß zu nehmen 
auf ereignis- und ausmaßvermindernde 
Maßnahmen. Das setzt voraus, daß der 
Mediziner die Möglichkeiten hat, sich in 
die Planung einzubinden und einzuarbei­
ten. Dabei ist es u.a. wichtig, sich mit den 
Besonderheiten von Tunnelunfällen, ins­
besondere der bei Bränden zu erwarten­
den exorbitanten Temperatur und der 
Schadstofffreisetzung zu befassen. Gera­
de an diesen Problemen läßt sich deutlich 
machen, wo die Einsatzgrenzen liegen. 
Langwierige Rettungsmaßnahmen geben 
einem entsprechend ausgebildeten Arzt 
durchaus die Möglichkeit, in vorderster 
Linie dem Verletzten zu helfen . Wenn die 
Begleitumstände wie etwa hohe Tempe­
raturen bei einem Brand im Tunnel dem 
entgegenstehen, braucht über eine Früh­
versorgung nicht mehr diskutiert zu wer­
den. Mayer stellte bei den von ihm ange­
sprochenen Selbstrettungsmaßnahmen 
die Frage, warum zum Beispiel in Flug­
zeugen bestimmte Rettungsmaßnahmen 
regelmäßig geübt und Material vorgehal­
ten würde, in Zügen aber zum Beispiel 
derartiges nicht geschieht. Es gibt keine 
Fluchthauben unter den Sitzen, auch 
wenn immer mehr Streckenanteile unter 
die Erde verlegt werden. 
Oberstleutnant N. Fürstenhofer ist der 
Kommandant der "Austrian Armed Forces 
Disaster Relief Unit" . Er ste llte die Dekon-



taminationseinheit des österreich ischen 
Bundesheeres vor, die parallel zur Veran­
staltung auf dem Vorplatz des Kongreß­
zentrums aufgebaut war. Während für 
Personen grundsätzlich stationär gearbei­
tet wird (Kapazität circa 120 Personen pro 
Stunde), ist bei der Gerätedekontaminati­
on sowoh l der stationäre wie auch der 
mobile Einsatz vorgesehen. Letzterer 
bringt allerdings Entsorgungsprobleme mit 
sich. Die Einheit wird für den friedens­
mäßigen Einsatz sowie für den Verteidi­
gungsfall ausgebildet. Über die originären 
Aufgaben hinaus werden Techniken der 
Rettung und Bergung geübt. Dazu steht 
auch ein Räumfahrzeug (Raupe) zur Verfü­
gung. In den übrigen Bereichen gibt es 
viele Parallelitäten zur Konzeption in der 
Bundeswehr. 
Auf ein rea les Ereignis bezog sich Ober­
arzt Dr. L. Bernoulli aus Zürich. Dort war 
es am 16. 4. 1991 zu einem S-Bahn-Brand 
gekommen. Der Einsatz verlief in weiten 
Zügen geradezu schulmäßig. Dies ist im 
wesentlichen darauf zurückzuführen, daß 
kurz vorher einer Übung exakt solch ein 
Unfall zugrundegelegt worden war. Ent­
sprechend den schweizerischen Vorstel­
lungen wurde eine SAN-HIST (Sanitäts­
Hilfssteile) für die Triage aufgebaut und 
von einem Notarzt mit LNA-Ausbildung 
betrieben. Ein zweiter Arzt mit LNA-Quali­
fikation war für die Transportorganisation 
verantwortlich. Weitere Arzte waren als 
Bergungsarzt, Behandlungsarzt und Tria­
gearzt eingeteilt. Die Führungsstruktur 
war eindeutig geregelt, auch wenn ein 
dritter potentieller LNA mitwirkte, der an 
einem Krankenhaus eine Eingangssich­
tung durchführte. Gesamtverantwortlich 
- und mit der entsprechenden Kenn­
zeichnung versehen - war nur ein Arzt. 
Er war im wesentlichen mit organisatori­
schen Aufgaben und mit Absprachen mit 
den übrigen Einsatzkräften beschäftigt. In 
der Auswertung des Ereignisses wurde 
diese Herauslösung eines Mediziners und 
seine Freistellung für Führungsaufgaben 
uneingeschränkt als notwendig anerkannt. 
Ebenso wurde positiv vermerkt, daß wei­
tere Kollegen mit adäquater Ausbildung 
die Koordination von Abschnitten überneh­
men konnten. Allerdings machte sich das 
Fehlen von Funktionskennzeichnungen 
behindernd bemerkbar. Als dritten Plus­
punkt führte Dr. Bernoulli das Patienten­
leitsystem an. Gerade bei der vorgenom­
menen dezentralen Verlegung bewährte 
sich dieses Registrier- und Dokume,ntati­
onsverfahren, das derzeit auch in Oster­
reich eingeführt wird. Die Chronologie 
ergab abschließend, daß die sogenannte 
Spontanphase, die durch un- oder wenig 
koordiniertes Handeln gekennzeichnet ist, 
nach circa 35 Minuten überwunden war 
und danach die aufgebaute Führungs­
struktur griff. 
Psycho-pathologischen Reaktionen wid­
mete sich Regierungsdirektorin B. Coellen 
aus Potsdam. Zu Beginn ihres Referates, 
das ihr den Preis für den wissenschaftlich 
und didaktisch besten Beitrag einbrachte, 
definierte sie die Extremsituation als eine 
Phase, in der der Mensch nicht auf abge-

speicherte Handlungsmuster zurückgrei­
fen kann. Dadurch entsteht als individuelle 
Reaktion Angst, als kollektive unter den 
entsprechenden Parametern unter Um­
ständen die Panik. Solche Parameter sind 
ein begrenzter Raum, Orientierungslosig­
keit, dichte Menschenansammlungen und 
andere Kriterien, die einen Tunnel gerade­
zu als idealen Panikort erscheinen lassen. 
Abschließend stellte Coellen ein psycholo­
gisches Notset vor, das zum Beispiel bei 
Veranstaltungen vorgehalten werden kann 
oder auch zu der Einsatzausstattung für 
größere Schadensereignisse gehören 
könnte. Es beinhaltet u.a . Megaphon, Tril­
lerpfeife, reflektierende Warnweste, 
Taschenlampe und Leucht- bzw. Markie­
rungsstäbe. 
Prof. Dr. P. Sefrin aus Würzburg berichte­
te über Erfahrungen mit der Tunnelrettung 
bei der Deutschen Bundesbahn. Er stellte 
fest, daß insgesamt ein sehr hoher 
Streckenanteil seitlich nicht zugänglich ist. 
Dies sind neben Tunneln auch Talein­
schnitte und Brücken. Für die Neu­
baustrecke der Bundesbahn mußte in ver­
schiedenen Bereichen an die Sicherheit 
gedacht werden. So wurden zum Beispiel 
in die Züge Notbremsüberbrückungen ein­
gebaut, um im Schadensfall möglichst 
noch aus eigener Kraft den Tunnel verlas­
sen zu können. Die Anlagen selbst wur­
den gegenüber dem üblichen Standard im 
Querschnitt um beidseits 1,70 Meter brei­
te Fußwege vergrößert. Als Einsatzmittel 
werden schließlich die speziell konzipier­
ten Tunnelrettungszüge vorgehalten. 
Sefrin stellte die einzelnen Zugelemente 
in Verbindung mit Videoaufzeichnungen 
einer Übung vor. Der Sanitätstrakt hat 
eine Eingangsschleuse, in der die Sich­
tung stattfinden kann. Neben 2 ärztlichen 
Behandlungsplätzen gibt es 18 Liegeplät­
ze. Der Transportwagen, der durch die 
zweite, am Heck angekoppelte Lock pen­
deln kann, verfügt über 21 Liege-, 50 
Steh- und weitere Sitzplätze. Als 
Schwachpunkt hat sich bei Ubungen die 
Übergabe an den lokalen Rettungsdienst 

erwiesen. Im Rahmen der Konzeption der 
Tunnelrettung ist es vorgesehen, daß ent­
sprechend den Regelungen für sonstige 
Not- und Unfälle die Zuständigkeiten sich 
durch die politischen Grenzen bestimmen. 
Somit wurden unter Umständen überpro­
portional große Risiken in Gebiete hinein­
gebracht, die hierfür nicht vorbereitet 
waren. Es wurde deutlich, daß zukünftig 
hieran noch gearbeitet werden muß. 
Aus Insider-Sicht berichteten Dipl.-Ing. 
W. Kar! (Deutsche Bundesbahn) und E. 0. 
Disque (Motorola) über Kommunikations­
probleme in unterirdischen Verkehrsanla­
gen. Zu regeln gibt es dabei drei Bereiche. 
Das ist die bahnbetriebliche Kommunikati­
on über Draht und Funk sowie die kunden­
dienstliche Kommunikation . Neben diesen 
bzw. im Bedarfsfall darauf zurückgreifend 
wird die Kommunikation bei Schadenser­
eignissen geplant und aufgebaut. Dabei ist 
die Benutzung von Funk in Tunnelanlagen 
grundsätzlich möglich. Allerdings liegt bei 
den üblicherweise benutzten Frequenzen 
von 80 bzw. 160 MHz die Reichweite bei 
400 bzw. 800 Metern. Dadurch bedingt 
müssen Unterstützungsantennen im Vor­
feld eingeplant werden . Die Schnell­
baustrecken verfügen über ein orstunab­
hängiges Rettungsfunksystem . In den 
rund 11 000 m Tunnelstrecken ist gewähr­
leistet, daß bis zu 15 Gruppen parallel 
drahtlos kommunizieren können. Diese 
immense Anzahl ist notwendig, da Ret­
tungseinsätze stets im Zwei-Zug-Konzept 
geplant sind. Das bedeutet, daß ein Zug 
auf dem Gleis des verunfallten Zuges ein­
fährt und ein zweiter auf dem Parallelgleis 
versucht, auf gleiche Höhe vorzuziehen . 
Um die Verbindung in den Außenbereich 
sicherzustellen, ist für den mit 800 MHz 
im Innern auf vier Kanälen laufenden Ver­
kehr eine Überleitung in den BOS-Bereich 
vorgesehen. 
Die Österreich ische Bundesbahn stellte 
ihre Tunnelrettungsstrategie nicht nur 
durch den Vortrag von E. Feverer vor. Sie 

Motorbahnwagen dieses Typs werden in Österreich zur Tunnelrettung eingesetzt 
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hatte sich zudem der Mühe unterzogen, 
einige Schienenfahrzeuge vor dem Kon­
greßzentrum zu postieren. Dabei sind die 
Fahrzeuge so konzipiert, daß sie normal 
im Streckenbau und in der Streckenunter­
haltung eingesetzt werden können, wobei 
sich aber ihr Aktionsradius auf den unmit­
telbaren Bereich der zugewiesenen Tun­
nelanlage beschränkt. Das Einsatzprinzip 
ist im Unterschied zur Deutschen Bundes­
bahn nicht die Rettung im Tunnel, son­
dern das Herausziehen der Fahrzeuge 
oder der kompletten Einheit aus dem 
Röhrenbereich . Entsprechend sind die 
Rettungsmittel auch primär als Bergungs­
fahrzeuge ausgelegt. Um den Motorbe­
trieb auch im verqualmten Tunnel zu 
ermöglichen, werden zusätzlich auf einem 
Anhänger Preßluftflaschen mitgeführt. 
Allerdings scheinen Probleme, die mit 
dem Betrieb bei hohen Temperaturen ver­
bunden sind, noch nicht ausgeschaltet. 
Zum Abschluß des Kongresses gab es 
nach diesen Hauptvorträgen noch eine 
Reihe von Kurzbeiträ.gen. Aus der 
Schweiz, der CSFR, aus Osterreich, Frank­
reich und Deutschland nahmen Referen­
ten zu verschiedenen medikamentiven 
Aspekten, zur Volumensubstitution, aber 
auch zur HIV-Problematik Stellung. 
Interessante Aspekte eröffnete dabei 
Oberfeldarzt Dr. C. Sehrödl, der den in 
weiten Kreisen noch nicht hinlänglich 
bekannten Beitrag der Bundeswehr zur 
Luftrettung bei Massenanfall von Verletz­
ten vorstellte. Nachdem in Mendig bei 
Koblenz vor einigen Jahren als Versuch 
ein mittlerer Transporthubschrauber vom 
Typ CH-53 mit einer speziellen Sanitäts­
ausstattung versehen wurde, stehen 
heute drei Maschinen bei den Heeresflie­
gern bereit, U.U . kommt noch eine vierte 
hinzu. Diese Rettungsmittel sind ständig 
kurzfristig einsatzbereit. Sie bringen eine 
recht umfangreiche medizinische Versor­
gungsausstattung mit und können bei 
guter Versorgung bis zu 12 Patienten lie­
gend abtransportieren. Dies ist besonders 
dann angezeigt, wenn weit entfernt lie­
gende Krankenhäuser angeflogen werden 
müssen. Ramstein ist nur ein Beispiel für 
die bisherigen Einsätze. Es bleibt für die­
ses Muster der zivil-militärischen Zusam­
menarbeit nur zu hoffen, daß nicht gerade 
hier der Rotstift des Verteidigungsmini­
sters ansetzt. 
Als Parallelveranstaltung lief ein 2tägiger 
Blockkurs zur Grundausbildung in Kata­
strophenmedizin. Im wesentlichen zu­
sammengestellt von Dr. B. Mayer und 
Dipl.-Ing. B. Hersehe, wurde den Teilneh­
mern über den Stand der Vorkehrungen 
bei den Hilfsorganisationen sowie beim 
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Bundesheer berichtet. Dazu kamen Infor­
mationen zur organisatorischen Bewälti­
gung von Katastrophen sowohl im Kran­
kenhaus als auch am Unglücksort. Höhe­
punkt dieser Ausbildung war schließlich 
ein Planspiel, bei dem unter verschiede­
nen Blickwinkeln die Versorgung nach 
einem Terroranschlag auf einen Haupt­
bahnhof durchdiskutiert wurde. Mit ge­
schickter Bild- und Tonunterlegung wurde 
es den Teilnehmern ermöglicht, sich als 
ersteintreffender Notarzt oder als Leiten­
der Notarzt zu sehen, oder sich auch in 
den Sichtungs-, Behandlungs- und Trans­
portaufgaben gefordert zu fühlen . Insge­
samt sicherlich ein exzellenter Beitrag. 

Das Resümee nach drei Tagen : 
Die Organisatoren hatten sich große 
Mühe mit der Vorbereitung des Ersten 
Zentraleuropäischen Kongresses zur Kata­
strophenbewältigung gegeben. Sie haben 
Mut bewiesen, das Thema "Flüchtlings­
problematik " in den Katastrophenbereich 
zu ziehen . Diverse Beiträge haben gezeigt, 
daß die derzeitigen, insbesondere aber 
auch die zweifelsfrei noch kommenden 
Bevölkerungsbewegungen uns vor Proble­
me stellen werden, die nach katastro­
phenschutztypischen Schemata (Einsatz­
planung) von den im Katastrophenschutz 
üblicherweise eingesetzten Kräften 
(ehren- und hauptamtlich) unter den glei­
chen Mangel- und Ausnahmebedingungen 
gelöst werden müssen, wie das bei Natur­
katastrophen oder vergleichbaren Sc ha­
densereignissen der Fall ist. Gerade die 
Medizin, die auf den Patienten und nicht 
auf die Ursache schaut, wird hier die 
Rückbesinnung auf einfache, auch unter 
Primitivbedingungen machbare Methoden 
und anwendbare Medikamente erleben -
eben auf Katastrophenmedizin . 
Die Vorträge zeigten einheitlich einen 
hohen Standard. Aus diesem Grunde 
hätte man der Veransta ltung gerne mehr 
Zuhörer und vielleicht auch ein größeres 
Presseecho gewünscht. Vielleicht wirkte 
die Teilnahmegebühr als Barriere. Vermitt­
lung von Wissen und Können, länderüber­
greifender Erfahrungsaustausch, das 
waren die Ziele der Kongreßleitung. Sie 
dürfen als erfüllt gelten und fordern 
zugleich auf, dem ersten einen zweiten 
Kongreß folgen zu lassen. • 

EINLEITUNG: 

"Flüchtling: =vor Verfolgung oder wegen 
Gefahr für Leib und Seele 
außer Landes Gehender 
oder Ausgewiesener" 

So definiert der BROCKHAUS die Men­
schen, die in den letzten Monaten welt­
weit immer wieder für Schlagzeilen sorg­
ten. 
Verfolgung aus politischen, religiösen oder 
rassistischen Gründen ergibt sich in aller 
Regel nicht ohne Entwicklung. Bei auf­
merksamer Beobachtung der politischen 
Lage weltweit scheinen nach dieser Defi­
nition Flüchtlingsbewegungen vorhersag­
bar, zumindest mit gewisser Wahrschein­
lichkeit prognostizierbar. 
Einige Vorlaufzeiten der letzten Zeit sind 
in der Tabelle 1 aufgelistet. Zwar kann 
man sich dabei über die exakten Zeiträu­
me streiten, doch werden bei aufmerksa­
mem Studium der Zeitschriften in allen 
Fällen deutliche Signale im Vorfeld auffal­
len. 

Vorlaufzeiten 
Prager Botschaft einige Tage bis Wochen 
Jugoslawien einige Wochen bis Monate 
Kurden einige Wochen 
Albanien zunehmende Wahrschein­

lichkeit über Monate 

Oftmals scheint aber der mangelnde Glau­
be an radikale Veränderungen langjähriger 
Strukturen die Augen zu versch ließen, so 
daß letztendlich der Flüchtlingsstrom 
überraschend einsetzt. 
In der Bundesrepublik Deutsch land hat 
der Begriff "Flüchtl ing" nach dem Zwei­
ten Weltkrieg eine besondere Bedeutung 
bekommen. Mehrere Millionen Flüchtlin­
ge und Vertriebene aus den ostwärtigen 
Gebieten waren aufzunehmen und zu 
integrieren. Die Problematiken sind jedoch 
mit heutigen Flüchtlingssituationen nicht 
zu verg leichen. 
Damals hatten die Aufnehmenden und die 
Aufzunehmenden eine gleiche Sprache, 
eine gleiche Mentalität und ein relativ 
identisches Schicksal. Zwar sollen lands­
mannschaftliche Ressentiments nicht 
geleugnet werden - faul und fleißig 
waren auch da die Attribute der Vorurtei le 
-, jedoch vollzog sich das Zusammen­
rücken und Tei len relativ unauffäll ig. 



FLÜCHTLINGE KURZFRISTIGE 
BEREITSTELLUNG .. VON 
MASSENUNTERKUNFTEN 
Diefer Franke, Bad Neuenahr-Ahrwei/er 

Konsequenzen dieser Vorüberlegungen: 
Der Auftrag, kurzfristig eine größere An­
zahl von Betten bereitzustellen, sollte 
eigentlich nicht notwendig sein. Da 
Flüchtlingsströme keine Naturereignisse 
sind, sollte es im Rahmen von Vorplanun­
gen logisch und selbstverständlich sein, 
Überlegungen zur vorübergehenden 
Unterbringung größerer Personenmengen 
fremder Nationalität anzustellen. 

DIE PLANUNG: 
Der Auftrag, ein bestimmtes Objekt zur 
Aufnahme einer größeren Anzahl Obdach­
loser vorzubereiten, bedeutet im ersten 
Schritt, alle notwendigen Daten zusam­
menzustellen. Leider ist die Festlegung 
dessen, was notwendig ist, oft nicht von 
vornherein machbar. Deshalb sollen hier 
einige Checklisten die Erfassung erleich­
tern. 
So befinden sich bezüglich der Personen­
gruppe, die zu erwarten ist, einige Kriteri­
en in den folgenden Tabellen. 

Lagefeststellung 
Nationalität 

- Soziale Struktur 
- Geschlechtliche Verteilung 

Medizinischer Status 
- Grad der Eigenversorgung 
- Durchlaufene Stationen 
- Früheste Koordinationsmöglichkeit 
- Aufenthaltsdauer 

Ziel der Unterbringung 
- Auflagen für die Unterbringung 

Parallel ist das bestimmte Aufnahmeob­
jekt zu untersuchen . Hier ist es insbeson­
dere notwendig, rechtzeitig über die un­
mittelbare Unterbringung hinaus all die 
Aufgaben einzuplanen, die zum Beispiel 
sich aus der Logistik oder den Unterbrin­
gungszielen ergeben. 

Lagefeststellung 
Grundriß 
Größe der Räume 

- sanitäre Anlagen 
Küche 

- Gemeinschaftsräume 
Sicherheitseinrichtungen 

- Schutz des Objekts 
- Ausstattung der Räume 

lagerkapazität 
Kommunikationstechnik 

Als dritter Themenblock im Rahmen der 
Lagefeststellung müssen schließlich die 
Beschaffungsmöglichkeiten erkundet wer­
den. 

Lagefeststellung 
Mobiliar 
Wäsche I Bettwäsche 
Hygieneartikel incl. Babypflege 

- adäquate Nahrungsmittel 
Bekleidung 
Marketenderware 

- Erweiterung der Sanitäranlagen 
- landeswährung I Wechselgeld 
- Registrierungsformulare 
- Transportkapazität 

Aus dieser Darstellung ergibt sich, daß 
durchaus mehrere Gruppen gleichzeitig an 
der Planung arbeiten können. Wesentlich 
ist die genaue Definition der EinzeIaufträ­
ge und die Kontrolle durch regelmäßige 
Zusammenfassung der Zwischenergeb­
nisse. 
Nach dieser Lagefeststellung gilt es nun, 
eine Bewertung bzw. Beurteilung vorzu­
nehmen. 
Vorrangig ist es, die grundsätzliche Aus­
führbarkeit des Auftrags abzuschätzen. 
Dies gilt insbesondere für die zur Vorberei­
tung gewährte Zeit und für die Anzahl der 
Unterzubringenden. Notfalls muß hier 
rechtzeitig interveniert werden mit dem 
Ziel einer Auftragsnachbesserung. 
Die Analyse des Objekts führt zu einer 
Bestimmung der Aufnahmekapazität. Hier 
zeigt sich bereits die Verflechtung mit 
anderen Daten. Eine Unterbringung für 
nur eine Nacht gestattet es u. U. (keine 
Gebrechlichen, gesundheitliche Stabilität), 
sich mit Matratzen auf dem Boden zu be­
gnügen. Andere Umstände erfordern hin­
gegen gut zugängliche Betten, Tische, 
Stühle und eine größere Anzahl von Ein­
oder Zwei-Bett-Zimmern. Auf jeden Fall 
sind Auflagen der Gesundheitsverwaltung 
bezüglich der Hygiene einzuholen bzw. für 
diesen besonderen Fal l abzustimmen. 
Schauen wir uns die Einzelpunkte ausführ­
licher an: 

NATIONALITÄT 
Neben den Sprachproblemen, die Dolmet­
scher und mehrsprachige Ausschilderung 
bedingen, sind unter diesem Stichwort 
auch religiöse und ethnische Charakteristi­
ka subsumiert. Hier ergeben sich ggf. Auf­
lagen für die Unterbringung wie etwa 
Familiengröße, frühzeitige Trennung zwi-

schen Jungen und Mädchen, Möglichkei­
ten der Religionsausübung u. a. m. 

SOZIALE STRUKTUR 
Sie gibt Aufschluß über Familiengröße 
und -verständnis. Großfamilien geben ein­
ander mehr Hilfe und sorgen bei einer 
improvisierten Unterbringung für mehr 
Autonomie der Kleingruppen. Anderer­
seits ist zu berücksichtigen, ob viele 
Alleinstehende, jünger oder älter, zu 
erwarten sind, die bei der Unterbringung 
separiert werden sollten. 

GESCHLECHTLICHE VERTEILUNG 
Natürlich gibt auch die geschlechtliche 
Zusammensetzung der Gruppe Aufschluß 
über zu treffende Maßnahmen. Dies 
beginnt bei der Hygiene, führt über die 
Einplanung der Mitarbeit während des 
Aufenthalts bis hin zu Regelungen in der 
Hausordnung. 

MEDIZINISCHER STATUS 
Vielfach muß mit einem geschwächten 
Allgemeinzustand der Betroffenen gerech­
net werden. Hier ist prophylaktisch das 
Notwendige vorzubereiten. Parallel bedeu­
tet dies, in der Ernährung die begleiten­
den Maßnahmen zu veranlassen. Für die 
ärztliche Betreuung sollten Listen zusam­
mengestellt werden, aus denen die Ver­
gleichbarkeit der Medikamente der Hei­
matländer mit den im Westen gebräuchli­
chen erkenntlich wird. In vielen Fällen ist 
die Konzentration auch bei ähnlichen Wirk­
stoffen different, so daß die üblichen Ver­
schreibungen schon zu einer Überdosie­
rung werden können. 

GRAD DER EIGENVERSORGUNG 
In die Unabhängigkeit der Flüchtlinge soll­
te nur so weit eingegriffen werden, wie 
dies organisatorisch unbedingt notwendig 
ist. So kann z.B. die Versorgung der Klein­
kinder nach traditioneller Sitte einen 
geplanten Tagesablauf strapazieren, trotz­
dem bleibt aber auf längere Sicht die Mit­
wirkung der Flüchtlinge eine hilfreiche 
Unterstützung, sorgt für Beschäftigung 
und mildert ggf. den Schock durch die 
andersartige Kultur. Man hüte sich aber 
vor dem Extrem, bei dem in jedem Zim­
mer ein Spirituskocher steht, in der 
Gewohnheit, rund um die Uhr Tee zuzube­
reiten! 
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DURCHlAUFENE STATIONEN 
Es kommt vor, daß Flüchtlinge über meh­
rere Stationen weitergereicht werden. In 
diesen Fällen sollte man sich erkundigen, 
was auf diesem Weg sich bereits ereignet 
hat. So kann eventuell die Planung der 
Versorgung drastisch reduziert werden, 
wenn bereits eine jahreszeitgemäße Ein­
kleidung erfolgt ist. Ebenfalls ist dann zu 
erwarten, daß Artikel der Körperpflege 
ausgegeben wurden . Es muß allerdings 
auch erkundet werden, ob erteilte Verhal­
tensregeln mit denen in der vorzubereiten­
den Unterkunft kompatibel sind. U. U. 
beruhen sonst Mißverständnisse darauf, 
daß dies an anderer Stelle anders gelernt 
wurde. 

FRÜHESTE KOORDINIERUNGSMÖG­
LlCHKEIT 
Wenn die Flüchtlinge bereits am Tor ste­
hen, ist es für viele koordinierende Maß­
nahmen zu spät. Es muß das Ziel sein, 
den Betroffenen so früh wie möglich 
Informationen über ihren Aufenthaltsort 
zukommen zu lassen. Das betrifft die 
Unterkunft (Zimmer, Küche, Sozialräume, 
Sanitätsbereich usw.) ebenso wie die 
Hausordnung (Ruhezeiten, Besuchsrege­
lung, Wäschetausch usw.). Durch diese 
organisatorischen Vorbereitungen wird es 
möglich, die strapazierende Anreise psy­
chologisch zu verkürzen und zu entkramp­
fen . 

AUFENTHALTSDAUER 
Es versteht sich von selbst, daß dieser 
Punkt gerade bei provisorischen Unter­
künften von besonderer Bedeutung ist. 
Hier entscheidet sich, welche Perfektion 
erreicht werden muß. Eine Übernachtung 
erfordert weit weniger Aufwand als eine 
unbefristete Unterbringung. 

ZIEL DER UNTERBRINGUNG 
Die Unterbringung kann eine vorüberge­
hende sein, die aus Kapazitätsgründen 
einer endgültigen vorgeschaltet werden 
mußte oder eine langfristige, bei der Inte­
grationsmaßnahmen wie Sprachausbil­
dung oder ähnliches vorab absolviert wer­
den müssen . Je nachdem müssen mehr 
oder weniger Gemeinschaftsräume aufge­
boten werden . 

AUFlAGEN FÜR DIE UNTERBRINGUNG 
Derartige Auflagen können von der politi­
schen Seite kommen. Es sei hier an die 
albanischen Flüchtlinge in Italien erinnert. 
Eine andere Nebenbedingung kann durch 
die üblichen Einreisebestimmungen gege­
ben sein. So können ggf. Quarantäneaufla­
gen für Mensch und Tier zu berücksichti­
gen sein . 

Betrachten wir als nächstes einige Ein­
zelpunkte, die sich auf das Aufnahme­
objekt beziehen: 

GRUNDRISS 
Der Grundriß gibt Aufschluß über eine 
mögliche Einteilung in Einzel- und Ge-
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meinschaftsunterkünfte, zeigt die Lage 
von Aufenthaltsräumen und die wahr­
scheinlich am häufigsten benutzten 
Wege. Er enthält damit auch Angaben 
über mögliche Konzentrationen und zu 
treffende Sicherheitsmaßnahmen. Gleich­
zeitig ist er die Grundlage für die anzubrin­
gende Ausschilderung. 

GRÖSSE DER RÄUME 
In der Vorbereitung muß festgelegt wer­
den, welche Aufnahmekapazität die ein­
zelnen Räume haben. Somit muß ihre 
genaue Lage, die Anordnung von Türen 
und Fenstern und die dadurch gegebene 
Stellmöglichkeit für Betten und Stühle 
sowie gegebenenfalls auch die Lage der 
nächsten Dusch-, Wasch- und Toiletten­
räume bestimmt werden . Man sollte auch 
daran denken, bei der Belegungsplanung 
mögliche Fluchtwege und deren Kapazität 
zu prüfen . 

lAGE UND ANZAHL DER SANITÄREN 
ANlAGEN 
Es sollte eine gewisse Relation zwischen 
der Anzahl der Unterzubringenden und 
den zur Verfügung stehenden Toiletten, 
Duschen und sonstigen Waschgelegen­
heiten bestehen. Allerdings ist zu beden­
ken, daß die üblicherweise kalkulierten 
Zahlen durch eine größere Anzahl von 
Kleinkindern ebenso durcheinander gera­
ten können wie durch einen eventuell 
ernährungsbedingten Magen-Darm-Infekt, 
der bei ungewohnter Nahrung oder nach 
strapaziöser Reise über mehrere Statio­
nen nicht auszuschließen ist. Daher ist 
rechtzeitig zu eruieren, wo ggf. kurzfristig 
Mieteinrichtungen zu beziehen sind, die 
dann so plaziert werden müssen, daß die 
Wege kurz sind, gleichzeitig aber Belästi­
gungen vermieden werden. 

lAGE, GRÖSSE UND KAPAZITÄT DER 
KÜCHEN 
Kücheneinrichtungen sind nicht ohne wei­
teres auf einen 24-Stunden-Betrieb umzu­
stellen. Sie sind unter hygienischen 
Gesichtspunkten einer der kritischsten 
Punkte überhaupt. Daher sollten auf kei­
nen Fall hier irgendwelche Kompromisse 
gemacht werden . Wenn die hauseigene 
Küche nicht in der Lage ist, unter Berück­
sichtigung der Reinigungszeiten den 
Bedarf zu decken, muß von externen Stei­
len, d. h. von anderen Großküchen auch 
aus den kommerziel len Bereichen, Ver­
pflegung zugeführt werden. Ebenfalls 
müssen Alternativen gesucht werden, 
wenn die Speisesäle nicht ausreichend 
Gelegenheit geben, die Nahrung zentral 
einzunehmen. Die Verlagerung in die 
Gemeinschaftsunterkünfte sollte ebenfalls 
unter dem Gesichtspunkt der Seuchenpro­
phylaxe unterbleiben. Schließlich gehört 
zu diesem Punkt noch die Kontrol le, daß 
das zur Zubereitung und Ausgabe ein­
gesetzte (Aushilfs-)Personal die vorge­
schriebenen Gesundheitsbescheinigungen 
hat. 

lAGE UND GRÖSSE DER GEMEIN­
SCHAFTSRÄUME 
Schlechtes Wetter drückt nicht nur auf die 
Stimmung. Es verurteilt auch dazu, sich 
überwiegend im Gebäude aufzuhalten. 
Damit besteht die Notwendigkeit, Aufent­
haltsräume einzuplanen: Diese können 
ggf. auch genutzt werden für Informati­
ons- und Unterrichtsveranstaltungen. 
Gemeinschaftsräume sollten ferner die 
Möglichkeit zum Zeitschriftenstudium und 
zum Fernsehempfang geben. Schließlich 
sind Wickelzimmer einschließlich der per­
manenten Möglichkeit der Flaschen- und 
Warmwasserzubereitung einzuplanen. Für 
die etwas Größeren sind Spielmöglichkei­
ten im Trockenen zu bedenken. 

lAGE UND ART DER SICHERHEITSEIN­
RICHTUNGEN 
Die Bauvorgaben richten sich nach der 
üblichen Nutzung der Objekte. Wenn nun 
eine solche Anlage anderweitig Verwen­
dung finden soll, ist - ggf. von der 
zuständigen Verwaltung - zu prüfen, ob 
die Sicherheitseinrichtungen, wie Brand­
melder, Rundspruchanlagen, Fluchtweg­
kennzeichnungen usw. den geänderten 
Anforderungen genügen. Es sollte sich 
keiner hinterher vorwerfen lassen, leicht­
fertig - also fahrlässig - Menschen in 
Gefahr gebracht zu haben. 

SCHUTZ DES OBJEKTS 
Unter Umständen sind Flüchtlinge unter­
zubringen, denen seitens der Bevölkerung 
keine bzw. nur geringe Sympathie entge­
gengebracht wird. Vielleicht ist auch bei 
politisch Verfolgten damit zu rechnen, daß 
selbst nach der Flucht Anschläge auf Leib 
und Leben nicht auszuschließen sind . Und 
schließlich wissen wir, daß bei besonders 
spektakulären Fällen die Medien nahezu 
unerbittlich versuchen, ihrer Informations­
pflicht nachzukommen. Hierüber sind im 
Vorfeld Gedanken anzustellen und ggf. für 
eine Abschirmung und Zugangskontrolle 
zu sorgen. Da gleichzeitig in der Regel 
nicht der Eindruck erweckt werden soll , 
die Flüchtlinge seien interniert, muß die 
Öffentlichkeitsarbeit die Maßnahmen ent­
sprechend offensiv verkaufen . 

AUSSTATIUNG DER RÄUME 
Neben dem Mobiliar, dem im nächsten 
Absatz das Augenmerk gilt, sind weitere 
Fragen bei der Ausstattung zu klären . Dies 
betrifft z. B. die Beleuchtung, die von der 
üblichen Vollausleuchtung bei Arbeitsräu­
men eventuell auf eine reduzierte und 
selektive Beleuchtung für Nachtstunden 
geändert werden muß, um sowohl einen 
relativ ruhigen Schlaf als auch gleichzeitig 
ein gefahrloses Bewegen im Raum zu 
ermöglichen. Beachtung finden sollten 
auch Steckdosen. Wenn Kleinkinder unter­
gebracht werden, so müssen hier entspre­
chende Schutzkappen eingebaut werden . 
Überhaupt ist die Absicherung der elektri­
schen Anlage ein zu überprüfender Punkt. 
Wenn zuviele Tauchsieder angeschlossen 
werden, hat die beste Sicherung keine 

~ 



Chancen. Und wenn diese dann unfach­
männisch ersetzt wird, sind nachhaltige 
Folgen unausweichlich. Es sollten also 
Sicherungsautomaten Verwendung fin-
den, die Sicherungskästen müssen 
zugänglich bleiben. Bei eventuellen 
zusätzlichen Beheizungseinrichtungen ist 
zu prüfen, ob durch die Zweckentfrem­
dung als Trockner für die Handwäsche 
Brandgefahren entstehen. Nicht immer 
hilft eine Aufklärung. 

lAGERKAPAZITÄT FÜR MÖBEL, 
KÜCHENBEDARF, GEPÄCK 
Zimmer und Säle für die Massenunterbrin­
gung umzugestalten bedeutet in aller 
Regel, die vorhandenen Möbel durch 
andere zu ersetzen . Dies gilt selbst dort, 
wo üblicherweise pensionsähnliche Ein­
richtungen vorzufinden sind. Normale Bet­
ten lassen sich nun einmal nicht zu Eta­
genbetten umfunktionieren. Ebenso sind 
ggf. Schränke und Schreibtische zugun­
sten von Betten hinauszubefördern. Es 
muß also Lagerraum für das bisherige 
Mobiliar gefunden werden. Dieser kann 
allerdings auch abseits liegen. 
Wenn es um die Bevorratung von Ver­
brauchsgütern für die Küche geht, ist dies 
schon anders. Hier muß der Umschlag der 
Güter mög lichst personalschonend erfol­
gen. Die Anlieferung per LKW ist ebenso 
einzuplanen wie die art- und temperatur­
gerechte Lagerung. Gegebenenfalls müs­
sen Grossisten gesucht werden, die mit 
ihrer Lagerkapazität eine permanente Ver­
sorgung gewährleisten. 
3chließlich ist bei einer engen Belegung 
der Unterkünfte das mehr oder minder 
umfangreiche Gepäck der Flüchtlinge zu 
bedenken. Gegebenenfalls ist auch hierfür 
eine Einlagerungsmöglichkeit zu planen. 
Wenn dies der Fall ist, muß über die 
Hausordnung der Zugriff auf das Gepäck 
geregelt werden. Außerhalb der Zeiten ist 
die sichere Verwahrung erforderlich . 

ART UND VERTEILUNG DER KOMMU­
NIKA TIONSTECHNIK 
Rundsprechanlagen und Alarmeinrichtun­
gen sind auf den üblichen Gebrauch der 
Einrichtung ausgerichtet. Wenn eine 
anderweitige Nutzung erfolgt, muß über­
prüft werden, ob alle jetzt in Anspruch 
genommenen Bereiche von diesen Infor­
mationsmitteln erreicht werden. Ist dies 
nicht der Fall, gilt es abzuwägen, ob dies 
in Kauf genommen werden kann, ob 
Abhi lfe möglich ist oder ob sicherheitshal­
ber eine Nutzung derartiger Bereiche 
unterbleiben muß. Grundsätzlich gilt auch 
hier, daß der Sicherheit die oberste Prä­
misse einzuräumen ist. 
Zur Kommunikationstechnik zählen auch 
die öffentlichen Fernsprecher. Um dem 
wahrscheinlichen Bestreben der Flüchtlin­
ge gerecht zu werden, Freunde und Ver­
wandte zu informieren bzw. Kontakt auf­
zunehmen, sollte in Absprache mit der 
Post die Zahl der Münzfernsprecher ange­
messen erhöht werden. Dabei ist in dieser 
Situation auch daran zu denken, möglichst 
anrufbare Apparate zu instal lieren. 

Der dritte Themenblock beinhaltet schließ­
lich all die Dinge, die nicht vorhanden sind 
und damit einmalig oder kontinuierlich 
beschafft werden müssen. 

MOBILIAR 
An verschiedenen Stellen werden Einrich­
tungsgegenstände bevorratet. Die Kunst 
ist es hier wie bei logistischen Maßnah­
men meistens, diese Stellen und die 
zuständigen Verwalter zu kennen und auf 
das Material dann zugreifen zu können, 
wenn der Bedarf besteht. Benötigt wer­
den in der Regel Betten, die sich zu zwei 
oder drei Etagen aufstocken lassen. Dazu 
gehören auch die notwendigen Matratzen, 
Bettdecken, Kopfkissen und Bettwäsche. 
Vergessen darf man dann auf keinen Fall, 
die notwendige Transportkapazität zu kal­
kulieren. Und dabei sei der Hinweis 
erlaubt, daß 1 000 Betten mit Zubehör ein 
beachtliches Volumen darstellen. Je nach 
Art der Einlagerung sind zudem die Pakete 
kaum noch per Hand zu laden, sondern 
erfordern entsprechende Hublader bzw. 
Transporter mit Hebebühne. Fahrzeuge 
und Personal für Transport und Aufbau 
sollten also in ausreichender Anzahl zur 
Verfügung stehen. Auch dafür, das vor­
handene Mobiliar abzubauen und einzula­
gern. Denn normalerweise eignet sich das 
vorhandene kaum für die notwendige 
Erweiterung. 

WÄSCHE/BETTWÄSCHE 
Die Bettwäsche ist grundsätzlich bereits 
angesprochen. Der Vollständigkeit halber 
sei erwähnt, daß natürlich mindestens 
zwei Sätze vorhanden sein müssen. Dies 
ist abhängig davon, ob mit kurzfristigen 
Belegungswechseln gerechnet werden 
muß und in welchem Rhythmus eine 
Wäscherei für frische Wäsche sorgen 
kann. Hinzu kommen Hand- und 
Badetücher sowie für die Küche und das 
dort eingesetzte Personal Trockentücher 
und Bekleidung. 

HYGIENEARTIKEL INCL. BABYPFLEGE 
Wenn in einem Belegungsobjekt plötzlich 
die Zahl der sich dort Aufhaltenden dra­
stisch erhöht, muß in vielen Bereichen der 
Vorrat an Verbrauchsgütern erhöht wer­
den. Dies betrifft Toilettenpapier ebenso 
wie Einmalhandtücher und Seife. U.U. 
müssen die Ankommenden mit Zahnbür­
sten, Zahnpasta und weiterem Wasch­
zeug ausgestattet werden. Wenn Kleinst­
kinder zu erwarten sind, so müssen Win­
deln der verschiedenen Größen, Creme 
Öl usw. beschafft werden oder zumindest 
kurzfristig abrufbar sein, sobald die Eigen­
mittel verbraucht sind. Die Vorbereitung 
betrifft schließlich auch noch Babywannen 
und Töpfchen. Im weitesten Sinne gehört 
hier zu den Vorbereitungen auch das Ein­
richten einer Krankenstation bzw. zumin­
dest eines Zimmers. Es ist ferner ein 
Raum als Erste-Hilfe-Zimmer einzurichten. 

ADÄQUATE NAHRUNGSMITIEL 
Unter diesem Stichwort läßt sich verschie­
denes ansprechen. Hier ist ebenso alters-

gerechte Babynahrung gemeint wie natür­
lich auch eine auf religiöse oder landes­
spezifische Gepflogenheiten ausgerichte­
te Verpflegung. Man kann gerade in dieser 
Situation sicher keine Patienten mit Ma­
gen-Darm-Problemen gebrauchen. Weil dies 
aber gerade bei Flüchtlingen, die in der 
letzten Zeit vielleicht nur unregelmäßig 
Essen bekamen und unter besonderer 
Anspannung standen, keinesfalls auszu­
schließen ist, sollten entsprechende Tees 
und Schonkost bereitstehen. Zusätzlich 
sollte die Möglichkeit vorbereitet werden, 
permanent (warme) Getränke zu erhalten . 

BEKLEIDUNG 
Grundsätzlich kann bei der Bevölkerung 
positives Verhalten erwartet werden, auch 
wenn in den Medien meistens nur konträ­
re Äußerungen zu hören sind. Das bedeu­
tet, daß in der Regel Spenden der unter­
schiedlichsten Art erwartet werden dür­
fen. Bei Bekleidung ist damit die Notwen­
digkeit verbunden, ankommende Spenden 
zu sortieren, für die Weitergabe auszule­
gen und die Verteilung vorzunehmen. 
Wenn in der Anfangsphase keine Spen­
den zur Verfügung stehen, muß je nach 
Situation die Beschaffung durch Kauf, 
durch Sozialämter oder caritative Organi­
sationen in die Wege geleitet werden . 
Spenden bedeuten aber auch eine beson­
dere Verantwortung. Wer aus huma­
nitären Gründen Unterstützung gibt, darf 
mit Recht erwarten, daß seine Spende im 
besten Sinne verwendet wird. Unter 
Umständen sollten deshalb andere Orga­
nisationen wie z.B . die Kirchen mitbeteiligt 
werden . Dadurch wird nach außen die 
Transparenz und Kontrolle verdeutlicht. 

MARKETENDERWARE 
Wenn das zu belegende Objekt über eine 
Kantine oder einen Kiosk verfügt, sollte 
nicht vergessen werden, den Betreiber 
vorzuwarnen . Er wird garantiert mit einem 
Ansturm auf Zigaretten und Alkoholika 
rechnen müssen. Die Anspannung der 
Flucht muß abgebaut werden, wenn die 
erste Ruhe eingekehrt ist. Im weiteren 
werden von der Ansichtskarte bis zur Zei­
tung, vom Pflaster bis zu Nadel und Faden 
viele Kleinigkeiten gesucht werden und 
deshalb vorzuhalten sein . 

ERWEITERUNG DER SANITÄREN 
ANlAGEN 
Bei der Lagefeststellung wurde nachge­
schaut, ob die Anzahl der Toiletten 
Wasch- und Duscheinrichtungen den Not~ 
wendigkeiten entspricht. Wenn sich Defi­
zite ergeben, muß unbedingt Abhilfe 
geschaffen werden . Miettoiletten sind 
unproblematisch zu erhalten, allerdings 
sind die Kosten nicht gering. Duschmög­
lichkeiten können seitens des Katastro­
phenschutzes geschaffen werden. Alter­
nativ sollte über die Einbeziehung der an 
Sport- und Schwimmbäder angegliederten 
Duscheinrichtungen nachgedacht werden . 
Hier kann gegebenenfalls auch der Alarm­
plan des Gesundheitsamtes oder der 
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Kreisverwaltung als Informationsquelle 
dienen. 

GELD IN lANDESWÄHRUNG/ WECH­
SELGELD 
In vielen Fällen wird es das erste Bestre­
ben der Flüchtlinge sein, Angehörige und 
Freunde in der Heimat oder im Zielland 
über den glücklichen Ausgang des Unter­
nehmens zu informieren. Dafür werden 
neben ausreichenden Telefonapparaten 
insbesondere die notwendigen passenden 
Münzen benötigt. Auch für die in den 
nächsten Tagen anstehenden Beschaffun­
gen muß ausreichend Geld zur Verfügung 
stehen. Es ist daher mit einer Bank oder 
Sparkasse abzuklären, ob eine Wechsel­
stube vorübergehend eingerichtet werden 
kann . Dies wird auch notwendig sein, 
wenn finanzielle Integrationshilfen auszu­
zahlen sind . 

REGISTRIERUNGSFORMUlARE 
Wer ein Flüchtlingslager in einer solchen 
außergewöhnlichen Situation betreibt, 
muß auch mit zah lreichen Anfragen rech­
nen, bei denen Verwandte oder Freunde 
wissen wollen, ob bestimmte Personen 
unter den Ankommenden sind . Es ist 
daher quasi reiner Selbstzweck, wenn 
man versucht. möglichst schnell eine 
Liste der untergebrachten Personen zu 
haben. Die Datenverarbeitung hilft dabei, 
einen schnellen und selektiven Zugriff zu 
halten. Datenschutzaspekte dürfen aller­
dings nicht außer acht gelassen werden . 
Je nachdem, aus welchem Land die 
Flüchtlinge kommen, gibt es teilweise 
bestimmte Registrierungsvorgaben. Es 
lohnt sich, im Vorfeld abzuklären, ob man 
bezüglich der Daten davon profitieren 
kann oder ob man selbst versuchen sollte, 
möglichst frühzeitig durch eine Befragung 
mit einem selbstgefertigten Vordruck 
zurechtzukommen. 

TRANSPORTKAPAZITÄT 
Transporte werden in vielfältiger Hinsicht 
notwendig. Zum einen sind es Fahrten im 
Zusammenhang mit der Einrichtung der 
Behelfsunterkunft. Hier geht es insbeson­
dere um Materialheranführung und damit 
also um Lastkraftwagen oder Kleintrans­
porter. Letztere sind auch während der 
Belegung immer wieder von Nöten. 
Zum zweiten ist der Personentransport zu 
bedenken. Das bedeutet. daß in aller 
Regel mit der Organisation der Anreise 
begonnen werden muß. Wenn es sich um 
eine eigenorganisierte Fahrt handelt, müs­
sen entsprechende Parkplätze ausgewie­
sen sein . Erfolgt der Antransport per 
Eisenbahn, so ist es ratsam, bereits durch 
die Regelung des Pendelverkehrs zwi­
schen Bahnhof und Unterkunft für ein suk­
zessives und damit bewältigbares Anrei­
sen zu sorgen. Während des Aufenthalts 
sind je nach Lage des Objekts eventuell 
Fahrten zur nächstgelegenen Stadt zu 
organisieren . Es sollte rechtzeitig geklärt 
werden, ob bei all diesen Transporten 
Behinderte berücksichtigt werden müs­
sen. 
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Wenn all diese Punkte analysiert sind, 
somit also eine Beurteilung der Lage 
erfolgt ist, wird es Zeit, die notwendigen 
Maßnahmen zu veranlassen bzw. umzu­
setzen. 
Die Einsatzleitung legt fest, welche Maß­
nahmen in welcher Reihenfolge durch 
wen zu treffen bzw. zu kontrollieren sind . 
Oder, um es mit dem korrekten Terminus 
zu sagen, sie stellt den Einsatzplan auf. 
Dabei ist es auch wichtig, die Schnittstel­
len zu erkennen und Regelungen für die 
Gewährleistung der Bruchfreiheit zu erlas­
sen . Dies kann die Bestimmung von Infor­
mationspflichten sein oder der Vorbehalt 
der zentralen Entscheidung. 
Die Führungsorganisation ist zum Beispiel 
aufzuteilen in folgende Abschnitte : 

Führungsorganisation 

Elnsatz- H Stab 
leitung Sekretariat 

1 ÖA 

Anreise Registrierung 
Einweisung 

2.1 2.2 

I I 
Unterkunft Verpflegung Versorgung 

2.3 2.4 2.5 

Dieses Bild gibt die Vorbereitungsgliede­
rung wieder. Die Einsatzleitung als koordi­
nierendes Gremium wird unterstützt 
durch einen Stab, der natürlich im wesent­
lichen von den nachgeordneten Ebenen 
gestellt wird . Darüber hinaus gehören ihm 
fachkundige Berater an, die je nach Pro­
blem hinzuzuziehen sind (z.B. Medizin, 
Hygiene, Materialbeschaffung). 
Unterhalb der Einsatzleitung können fol­
gende 5 Abschnitte gebildet werden: 

2.1 Anreise 
Die Aufgaben beziehen sich auf die 
Abstimmung des Antransports der Flücht­
linge. Hier wird der Kontakt gehalten mit 
Polizei, Bahn, Fluggesellschaften etc. Um 
dies am Beispiel der DDR-Aussiedler im 
Herbst 1989 deutlich zu machen, hier eini­
ge Abstimmungspunkte, die für ein Auf­
nahmeobjekt zu treffen waren . 
Die Anreise erfolgte per Bundesbahn. Der 
Zug hatte eine für die Nebenstrecke 
außergewöhnliche Länge, so daß bei der 
Benutzung des üblichen Gleises der Bahn­
steig zu kurz gewesen wäre und zudem 
das Parallelg leis hätte überquert werden 
müssen . Um die Verletzungsgefahr auszu­
schalten, die sich dadurch ergeben hätte, 
wurde der Zug in Absprache mit der DB 
für die letzten 10 km auf das Gegengleis 
geleitet und fuhr quasi im Linksverkehr 
den längeren Bahnsteig an. Das bedeute­
te u.a., daß alle automatischen Schranken 
und Signale per Hand bedient werden 
mußten. Die Schaltkontakte lagen ja in der 
verkehrten Reihenfolge. Ferner wurde am 
Bahnhof ein Verpflegungspunkt eingerich­
tet. Dies erfolgte in Absprache mit dem 

Abschnitt 2.2, der ein so gestaffeltes Ein­
treffen in der Unterkunft gefordert hatte, 
daß die Belegung der Zimmer ohne War­
tezeit ermöglicht wurde. Gleichzeitig gab 
dieser verlängerte Aufenthalt am Bahnhof 
der politischen Prominenz die notwendige 
Auftrittsbühne. Die letzte Transportetappe 
wurde in Bussen zurückgelegt. Die 
genaue Route war mit den Fahrern und 
der Polizei so abgestimmt, daß keine Ver­
zögerungen eintreten konnten. 

2.2 Registrierung/Einweisung 
Dieser Einsatzabschnitt hat dafür zu sor­
gen, daß die Flüchtlinge möglichst frühzei­
tig unter Berücksichtigung der Erfordernis­
se auf die Unterkunftsplätze verteilt wer­
den. Das heißt. es ist so früh es geht zu 
ermitteln, wieviel Einzelpersonen, Paare, 
Familien, jüngere und ältere Menschen 
anreisen . Dann muß eine entsprechende 
Verteilung auf die Zimmer, Schlafsäle und 
Notunterkünfte erfolgen und den Betroffe­
nen mitgeteilt werden . Mit dem Einsatz­
abschnitt Unterkunft ist eine Markierung 
bzw. Ausschilderung abzusprechen und 
möglichst durch Handzettel oder Lageplä­
ne anschaulich zu machen. Ideal ist es, 
wenn die Anreise bereits für erste Infor­
mationen genutzt werden kann . Eine 
lange Fahrtstrecke ist geeignet, erste ver­
trauensbildende Maßnahmen in die Wege 
zu leiten und gleichzeitig die entsprechen­
den Daten der Registrierung zu erheben. 
Die Einweisungsphase beinhaltet auch 
noch die ersten 24 bis 48 Stunden nach 
der Ankunft . Hier sollte je nach Situation 
eventuell an die psychologische Seite 
gedacht werden . 

2.3 Unterkunft/Einrichtung 
Das Herrichten der Unterkunft dürfte die 
physisch umfangreichste Aufgabe sein . 
Wenn aufgrund der Beurteilung der Lage 
festgelegt wurde, in welcher Form das 
Aufnahmeobjekt ausgestattet werden soll, 
geht es darum, all die vielen notwendigen 
Kleinigkeiten zu beschaffen . Das bedeu­
tet, möglichst an hand eines Auszuges aus 
dem Katastrophenschutzplan des Kreises 
zusammenzustellen, an welchen Stellen in 
der näheren Umgebung entsprechendes 
Mobiliar und sonstiges Material eingela­
gert ist. Es ist abzuklären, unter welchen 
Modalitäten dieses auszuleihen ist. Das 
heißt, daß u.U. Verträge oder Vereinbarun­
gen zu schließen sind . Der Antransport 
muß organisiert werden, da in der Regel 
die Lager nicht über entsprechende Last­
kraftwagen verfügen . Je nach Art der 
Lagerung (Einzelstücke, Paletten) sind 
unterschiedliche Fahrzeuge indiziert. 
Wenn möglich, so llte man sehen, ob sich 
bei entfernteren Lagern durch die Ein­
schaltung dortiger Hilfskräfte die Anliefe­
rung organisieren läßt. Dies spart auf 
jeden Fall Zeit. 
Dieser Abschnitt muß sich auch darum 
kümmern, die aus den zu belegenden 
Unterkünften zu entfernenden Möbel­
stücke einzulagern . Dazu sind neben ent­
sprechenden Hallen oder Garagen wieder­
um Arbeitskräfte und Fahrzeuge, gegebe-
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nenfalls auch Umzugskartons oder ähnli­
ches notwendig. 

2.4 Verpflegung 
Einige Aufgaben sind bereits bei der Lage­
feststellung angesprochen worden. Ziel ist 
es, die vorhandenen Einrichtungen so zu 
nutzen und zu erweitern, daß die Verpfle­
gung für eine größere Anzahl von Perso­
nen für eine längere Zeit zubereitet und 
ausgegeben und von diesen Personen 
zentral eingenommen werden kann. Es ist 
abzuschätzen, welche maximale Kapazität 
unter Gewährleistung der Hygienevor­
schriften durch die vorhandene Küchen­
technik erreicht werden kann. Dann muß 
festgestellt werden, ob das dafür benötig­
te Personal rekrutierbar ist. Wenn diese 
Daten von der Gruppe beurteilt sind, kön­
nen die notwendigen Maßnahmen umge­
setzt werden; als da sind Festlegung der 
Schichten, Aufstellen eines gestaffelten 
Ausgabeplanes, ggf. Bestellung von 
zusätzlicher Verpflegung in kommerziellen 
Großküchen, Kapazitätserweiterung durch 
Feldkochherde, Ordern von Geschirr, Auf­
stellen zusätzlicher Tische und Stühle. 

2.5 Versorgung 
Dieser Bereich ist sehr komplex. Zwar fällt 
u.U. nicht so viel körperliche Arbeit.an wie 
bei dem Kollege des Abschnitts 2.3, doch 
sind hier zahlreiche organisatorische Maß­
nahmen zu leisten. Die Versorgung, aus 
der die Verpflegung ausgenommen 
wurde, umfaßt alle Verbrauchsgüter von 
der Babywindel bis zur Sanitätsstation und 
'/om Waschmittel bis zur Kfz-Instandset­
zung. Je nach Lage muß eine Basisaus­
stattung für die Flüchtlinge bereitgestellt 
werden. Das wären Waschzeug, Seife, 
Zahnbürste und Zahnpasta. Teilweise sind 
entsprechende Firmen und die Kranken­
kassen hierfür als Spender zu gewinnen. 
Bekleidung wird teilweise von Sanitätsor­
ganisationen eingelagert. Ansonsten sind 
Spendenaufrufe erfolgversprechend. Aller­
dings muß dann mit entsprechendem per­
sonellen Aufwand sortiert und ausgeson­
dert, zur Ausgabe aufgelegt und immer 
wieder aufgeräumt werden . Hierfür sind 
Hilfskräfte über die Sanitätsorganisatio­
nen, die Kirchen, aber auch z.B. über die 
Frauenarbeitskreise der Parteien zu 
bekommen. Bei der Versorgung mit Baby­
nahrung und -pflegeartikeln sowie bei der 
Unterhaltung einer Sanitätsstation ist es 
ratsam, mit einem Krankenhaus Kontakt 
aufzunehmen. Sich dort an bestehende 
Geschäftsverbindungen anzuhängen ist 
nicht nur preiswerter, sondern sichert 
auch einen 24-Stunden-Service. Ferner 
sollte mit der zuständigen Kassenärztli­
chen Vereinigung das Problem der Betreu­
ung gerade in der Anfangsphase bespro­
chen werden. Dies geht nicht ohne die 
Krankenkasse, da bei Flüchtlingen in der 
Regel nach einem anderen Ab­
rechnungsmodus verfahren wird . 
Sind Flüchtlinge mit eigenen Fahrzeugen 
zu erwarten, sollte man sich vorsichtshal­
ber darauf einstellen, kleinere Instandset­
zungen unmittelbar vornehmen zu kön­
nen, um Verkehrsprobleme auf dem 

Gelände zu vermeiden und kurzfristige 
Weiterleitungen zur endgültigen Unter­
bringung zu gewährleisten. 
Wenn mit diesem Schema der Führungs­
organisation die Vorbereitungen gut gelau­
fen sind, ist es angezeigt, das Bild für die 
Zeit der Unterbringung nicht wesentlich zu 
verändern. Allerdings entfallen einige der 
insbesondere für 2.1 und 2.2 beschriebe­
nen Aufgaben. Das bedeutet, daß hier 
eine Zusammenfassung erfolgen kann. 
Das Bild wäre damit folgendes: 

Führungsorganisation 

EInsatz- Stab 
leitung - Sekretariat 

1 ÖA 

I 
Betreuung Unterkunft 

2.1 2.2 

I 
Verpflegung Versorgung 

2.3 2.4 

2.1 Betreuung 
Dieser Einsatzabschnitt ist für die Flücht­
linge die Zentralstelle. Hier gibt es Infor­
mationen, hier wird der Tagesablauf gere­
gelt und hier werden die in der Vorberei­
tungsphase von den Gruppen Unterkunft 
bzw. Versorgung in die Wege geleiteten 
Maßnahmen wie Sanitätsversorgung und 
Kinderbetreuung weitergeführt. Dieses 
"Lagerbüro" hat damit in enger Abspra­
che mit den weiteren Abschnitten zu 
arbeiten. Es soll es den Untergebrachten 
dadurch erleichtern, sich einzugewöhnen, 
daß sie nur mit wenigen Personen unmit­
telbar konfrontiert werden. Daß darüber 
hinaus viele Personen im Unterstützungs­
bereich aktiv sind, steht dieser Absicht 
nicht entgegen. Es wird aber sehr schnell 
damit klar, daß die Zahl der Entschei­
dungsträger begrenzt gehalten wird. 

2.2 Unterkunft/Unterhaltung 
Der Unersetzlichste ist gerade in dieser 
Situation der Hausmeister, der jede Ecke 
kennt und für jede Steckdose die Siche­
rung findet. Während der Unterbringungs­
phase muß sein Aufgabenbereich rund 
um die Uhr abgedeckt sein. Ferner muß 
gegebenenf?lls vorbeugend der War­
tungs- und Uberprüfungsrhythmus erhöht 
werden. Damit sind in diesem Bereich 
nun die Handwerker tätig. 

2.3 Verpflegung 
Im wesentlichen gelten noch die Aufga­
ben, wie sie oben beschrieben worden 
sind. Allerdings ist jetzt weniger die Pla­
nung gefragt als vielmehr die routinemäßi­
ge Abwicklung des Betriebs und die Kon­
trolle, ob die Maßnahmen mit dem Erfolg 
greifen, wie dies die Absicht war. 

2.4 Versorgung 
Hier gilt ähnliches. Die Hauptaufgabe ist 
es nun, als Einkäufer all das termingerecht 

bereitzustellen, was die übrigen Abschnit­
te benötigen. Bei korrekter Planung im 
Vorfeld sind hier also nur noch permanent 
die Listen abzuarbeiten. 

RESÜMEE: 

Zu Beginn wurde festgestellt, daß dieses 
Thema eigentlich keines sein dürfte. Und 
doch ließen sich viele Punkte finden, die 
bei einer solchen Planung noch zu beden­
ken sind. 
Dem Schema, das hier verfolgt wurde, lie­
gen die Gedanken des in vielen Bereichen 
üblichen Führungsvorgangs zugrunde. 

Führungsvorgang 

Auftrag/Lagefeststellung 

Lagebeurteilung 

Ermittlung der Handlungsmöglich­
keiten 

Optimierung 
Einsatzplan/Maßnahmenkatalog 

Kontrolle 

Das bedeutet, auf der Basis eines Auf­
trags die Ausgangssituation umfassend zu 
betrachten, die charakterisierenden Daten 
zu erheben und zu analysieren und 
schließlich die möglichen Maßnahmen 
aufzulisten. Hieraus wird dann der Einsatz­
plan zusammengestellt. In ihm ist exakt 
festzulegen, welche Einzeimaßnahme von 
wem auszuführen bzw. nachzuhalten ist. 
Eventuell sind hierin Prioritäten und Rei­
henfolgen abzustimmen. Als wesentlich­
ste Aufgabe der Einsatzleitung verbleibt 
bei einer vernünftigen Planung dann noch 
die Kontrolle. Doch das ist nur der Ideal­
fall . Die Realität zeigt auch hier immer 
wieder neue Formen der Murphy'schen 
Gesetze. 
Der eigenen Erfahrung folgend, seien hier 
drei Erkenntnisse angeführt. Und erstaun­
licherweise kommen nach solchen Projek­
ten immer wieder Äußerungen, wie sie in 
der vierten These zusammengefaßt sind. 
Vielleicht kann hier der Zusatz zukünftig 
Betroffenen im Fall des Falles Trost spen­
den. 

Murphy in diesem Fall 

Nichts ist unmöglich. nichts ist un­
denkbar 
- nur kommen wir oft nicht drauf. 

Pannen warten geduldig auf den 
ungünstigsten Zeitpunkt 
- sie sind die einzigen. die ihn genau 
kennen. 

Unfähigkeit ist ansteckend 
- Gleichgültigkeit auch. 

Die Früchte ernten immer die anderen 
-aber wer mag auch schon immer 
Obst. 

• 
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MEDIZINIS,HE BEHAND· 
LUNGSMOGLICHKEITEN 

BEI CHEMIE-GROSS· 
SCHADENSEREIGNISSEN 

Der Aufschwung der Chemie Ende des 
19. Jahrhunderts in unseren hochtechni­
sierten Staaten hat uns einerseits mehr 
Luxus und Komfort, andererseits jedoch 
neue Gefahren gebracht, die uns so nicht 
mehr bewußt werden. Die täglichen Mel­
dungen von Schadensereignissen neh­
men wir schon als selbstverständlich hin. 
Großschadensereignisse chemischer Art 
haben deutlich zugenommen, sei es 
durch menschliches Versagen oder tech­
nische Mängel. 
Potentiell bekannte und entsprechend 
gekennzeichnete Entstehungsorte finden 
wir in chemischen Industrieanlagen, auf 
dem Transportweg, in Depots und Großla­
bors . Weitere Entstehungsorte finden 
sich - unbewußt und unbeabsichtigt 
oder durch natürliche Vorgänge sich ent­
wickelnd - in Gruben, Silos, Mülldeponi­
en, Entsorgungsanlagen und vor allem bei 
Bränden. 
Die Tatsache, daß mittlerweile 60 % aller 
Feuerwehreinsätze sog. Chemieeinsätze 
sind - hierbei sind die Einsätze der 
Werksfeuerwehren der chemischen Indu­
strie nicht eingerechnet - und die Tatsa­
che, daß in Ballungsgebieten bis zu 60 % 
der Gefahrguttransporte über die Straße 
erfolgen (nach SEFRIN) ist besorgniserre­
gend. Ein enormer Bestandteil unseres 
täglichen Lebens besteht aus syntheti­
schen Produkten, sei es im Haushalt, am 
Arbeitsplatz oder unserem Lieblingsfort­
bewegungsmittel - dem Auto. 

Bei Chemieunfällen gilt das "Motto": 
NICHTS IST UNMÖGLICH! Aus völlig un­
giftig eingeschätzten Grundsubstanzen 
zur Herstellung synthetischer Verbrauchs­
güter, wie z.B. Düngemittel oder che­
misch-synthetischen Produkten des alltäg­
lichen Lebens, können durch Feuer, evtl. 
mit Explosion, Hitze und Wasser hochgif­
tige, entzündbare, explosive und korrodie­
rende Gefahrstoffe entstehen, die von der 
Substanz her primär unbekannt sind. 
Gerade Brandgase sind in ihrer Zusam­
mensetzung und in ihrer Rauchentwick­
lung nicht zu unterschätzen. 
Bei der atmosphärischen Ausbreitung von 
Schadstoffen ist vor allem bei der Berech­
nung des gefährdeten Areals der Pro­
blemwert 2,5 zu beachten. 
Die Freisetzung von giftigen Substanzen 
bei Unfällen oder Bränden kann sowohl 
regional als auch überregional auf direk­
tem oder indirektem Wege zum Teil 
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Abb. 7: 

Brendrauch 
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lebensbedrohliche Verletzungen von Men­
schen und Schäden im Bereich unseres 
Biotops verursachen. Plötzlich und uner­
wartet werden Rettungsdienste und 
Sanitätsdienste mit chemischen Groß­
schadensereignissen und deren gefahr­
stoffspezifischen Problemen konfrontiert 
und ein entsprechend spezifisch-takti­
sches Vorgehen abverlangt. Besonders 
gefährlich erscheint die sog. anaerobe 
Pyrolyse, bei welcher Gefahrstoffe frei 
werden können, wie z.B. Kohlenmonoxid, 
Schwefelwasserstoffe, Phosgen und 
Zyanverbindungen, die das Einsatzrisiko 
der Rettungsdienste einerseits erhöht 
und die Handlungsfreiheit andererseits 
einschränkt. 
Meist findet sich nicht eine Monosub­
stanz am Schadensherd, woraus ein mo-

Abb.2: 

SCHADSTOFFAUSBREITUNG 
IN DER ATMOSPHÄRE 

Problentert 2.5 beachten(-erretcht Schadstoff 
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nomorphes Schädigungsmuster der Be­
troffenen resultieren würde, sondern ein 
Konglomerat verschiedenster Giftsubstan­
zen. Diese addieren sich nicht in ihrem 
Zusammenwirken, sondern potenzieren 
sich, so daß es zu einem polymorphen 
Schädigungsmuster der Betroffenen 
führt. Die Zeitdauer, die Konzentration 
und das mehr oder minder agressive bzw. 
penetrierende Verhalten der Schadstoffe 
sind anfänglich unbekannt und erschwer­
den somit unter Berücksichtigung des 
polymorphen Schädigungsmusters die 
Beurteilung des Ausmaßes der akuten 
Vergiftung und der evtl. hieraus zu er­
wartenden Spätfolgen bei den Betroffe­
nen. 
Das hier gezeigte Versorgungs-Schema 
nach RÖDING beim Massenanfall von 
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Abb. 5: 

ZIELSETZUNG: 

1.IJIiIximaie nijgliche Herabsetzung der Schädigung durch 
GI fte am fl'enschen 

2.Erzielung eines grö6tnijgllchen kollektiven Schutzes 

3.,,"xi ... le " inderung der Selbstgefährdung der Einsatz­
-kräfte und sanit schnellste Herstellung der Handlungs-
-freiheit 

Verletzten wird gerade durch die genann­
ten schadstoffspezifischen Probleme er­
heblich verändert. Durch die evtl. erforder­
liche Vorschaltung taktischer Maßnahmen, 
wie z.B. Schleusung, auf die noch einzu­
gehen ist, kann der zeitliche Ablauf der 
Versorgung erheblich verlängert werden. 
Die Zielsetzung und Strategie des ret­
tungsdienstlichen sowie sanitätsdienstli­
chen Handeins richtet sich in erster Linie 
auf eine maximal mögliche Herabsetzung 
der Schädigung durch Gifte am Men­
schen und eine Elementarhilfe. Gleichzei­
tig muß ein schnellst- und größtmöglicher 
kollektiver Schutz gefährdeter Personen 
angestrebt werden. Weiter muß eine 
sofortige Eindämmung der Schadensquel­
le und eine Wiederherstellung der Hand­
lungsfreiheit durch Minderung der Selbst­
gefährdung der Einsatzkräfte bei der 
Schadensbewältigung gewährleistet sein. 
Entscheidend ist die zuverlässige Gefahr­
stoffidentifikation beim Massenanfall Gift­
stoffgeschädigter. Das Vorgehen in der 
Gefahrenzone ist von den physikalisch­
chemischen und humantoxischen Eigen­
schaften der Schadstoffe abhängig. Die 
rasche Gefahrstoffidentifikation wird letzt­
endlich entscheiden können, ob man kon­
servativ oder aggressiv versorgt. 
Konservativ bedeutet, vor der eigentli­
chen Detoxikation und Gifteliminierung 
Dekontaminieren - sprich Schleusung -
der Geschädigten. 
Aggressiv bedeutet, bereits die Versor­
gung vor Ort, die nach Möglichkeit zur 

Abb. 6: 

PERSÖNLICHE SCHUTZAUSSTATIUNG FÜR EIN­
SATZKRÄFTE 
KörpervolIschutzanzug mit Preßluftatmer " 
evtl. Festsauerstoffgerät (Fa. DRAGER, Lubeck) 
ORSA 5-Diffusionssampler (zum späteren Schad­
stoffnachweis ! !) 
CO,-Feuerlöscher, Rettungsdecke 
Warngeräte: z.B. Combiwarn C (Explosionsge­
fahrl), 
Comopac (Kohlenmonoxid!!. Sulfipac (Schwefel­
wasserstoff!). evtl. Toxiwarn N (Mehrfachwarn-
gerät) _ 
2 Verbandspäckchen, Dreieckstuch und Medika­
mente: 
Auxiloson-Spray. Methylenblau-Pillen, EntgIftungs­
puder. Kohle-Kompretten, Diazepam-Tbl., Tramal­
Fertigspritze. Na-Bikarbonat 
evtl. : Pyridostigminbromid, Atropen- und Combo­
pen-Autoinjektor (HI-6-Autoinjektor) 

Verkürzung insbesondere des Zeitlimits 
unter entsprechendem persönlichem 
Schutz der Einsatzkräfte anzustreben ist. 
Die Schadenswirkung ist zu unterteilen in 
a) primäre Schäden, wie Gefahrstoff­

ausbreitung durch die Luft (Einat­
mung, Hautschäden) und 

b) sekundäre Schäden, die durch Lösch­
wasser oder sog. "Abregnen" der 
Gefahrstoffwolken über dem Boden 
entstehen. 
Der Abfluß führt zur Verunreinigung 
des Grundwassers oder beim Ablauf 
durch Abwässerkanäle zu besonderer 
Belastung der Kläranlagen. Dadurch ist 
letztlich nach einer gewissen Latenz­
zeit durch ein sog. "Recycling" eine 
Schädigung von Mensch und Biotop 
zu befürchten. 

Abb. 7: 
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Allgemein und dennoch wichtig bei che­
mischen Großschadensereignissen sind 
folgende Maßnahmen: der Einsatz von 
behördlichen Sicherungskräften zur Absi­
cherung des Schadensareals und zur Ver­
kehrslenkung, die nur im Einbahnstraßen­
system erfolgen sollte. 
Ausführungen hierzu sind dem Buch von 
REBENTISCH "Handbuch der medizini­
schen Katastrophenhilfe" zu entnehmen, 
das die Gesetzesgrundlagen und die Kom­
munikationsmöglichkeiten zu staatlichen 
Organen aufzeigt. 
Gefährlich sind bei Explosionsgefahr die 
Sauerstoffpreßluftflaschen, welche zwi­
schen Fahrer und Beifahrer in einem Kran­
kenwagen gehaltert sind. Eine Druckwelle 
oder eine Kollision (wie schon selbst 
erlebt) kann zum Abbrechen des Druck­
minderers führen. Abgesehen von dem 
raketenartigen Abdriften des Preßluft­
behälters oder Freiwerdens enormer 
Mengen von Sauerstoff mit glimmenden 
oder schwelenden Wirkorten können sich 
unvorhergesehene Interaktionen ergeben. 
Bei der Dekontamination sollen kontami­
nierte Personen nicht abgebürstet, son­
dern mit einem Sprühstrahl abgeduscht 
werden. Bei liegenden Patienten sind Git­
tertragen zu empfehlen. Im Rahmen der 
medizinischen Versorgung sollte eine spe­
zifische Antidotgabe nur bei gesicherter 
Schadstoffanalyse gegeben werden. Die 
Spürmethoden mit Spürpapier oder 
Spürröhrchen der Fa. Auer oder Fa. Drae-

ger sind sehr zeitaufwendig und weisen 
häufig Querempfindlichkeiten auf, so daß 
letztendlich eine gewisse Unsicherheit 
über das Vorhandensein von gewissen 
Schadstoffen entstehen kann. 
Wichtig ist, daß kein Lufttransport aus der 
Wirkzone von seßhaft-kontaminierten 
Patienten erfolgt. 
Das rettungs- und sanitätsdienstliche Vor­
gehen bedarf vor den bereits gezeigten 
drei Ts (Triage, Transport und Treatment) 
natürlich zunächst der Elementarhilfe -
der Aufrechterhaltung vitaler Funktionen 
unter symptomatischen Behandlungs­
maßnahmen vor Ort durch Rettungs­
trupps, was als absolut vorrangig und 
selbstverständlich anzusehen ist. 
Allerdings unterliege)) die vor Ort mit Voll­
Körperschutz und schwerem Atemgerät 
usw. eingesetzten Rettungskräfte physi­
schen Erschwernissen: Aufgrund der Voll­
schutzbekleidung entstehen eine Minde­
rung der Handlungsfreiheit und eine ein­
geschränkte Wahrnehmungsfähigkeit. Eine 
extreme psychophysische Belastbarkeit 
kann durch mangelnde Kommunikation 
verstärkt werden, insbesondere dann, 
wenn an der Schutzbekleidung keine Funk­
tions- und Fähigkeitskennzeichnung ange­
bracht ist. Ganz allgemein sollte jeder, der 
im Rettungs- oder Sanitätsdienst tätig ist, 
zur Verbesserung der Kommunikation 
eine entsprechende Kennzeichnung tra­
gen, aus der seine Funktion vor Ort und 
seine eigentliche Qualifikation bzw. Fähig­
keit außerhalb der Gefahrenzone deutlich 
sichtbar hervorgehen. 
Letztendlich ist es am Schadensort Aufga­
be des Leitenden Notarztes, mit der tech­
nischen Einsatzleitung abzustimmen, in­
wieweit man diese Nachteile in Kauf 
nimmt, um die Vorteile der Sofortbehand­
lung vor Ort und somit die Verkürzung des 
Zeitfaktors zum Wohle des Geschädigten 
zu nutzen. 
Bei chemischen Unfällen treten direkte 
und indirekte resorptionsbedingte Schä­
den, vor allem im respiratorischen 
System, auf, das wohl den höchsten Stel­
lenwert bei chemischer Gefahrstoffschä­
digung hat. Gefolgt von den Konjunktiven 
und dem Hals-Nasen-Rachenraum stehen 
diese beiden Organsysteme im Vorder­
grund und bedürfen unbedingt entspre­
chender Schutzmaßnahmen. Nicht nur 
über die Einatmung von giftigen Substan­
zen kommt es zu einer direkten Schädi­
gung des respiratorischen Systems, son­
dern durch Resorption zu einer indirekten 
Schädigung der lebensnotwendigen Orga­
ne. Hierbei hat insbesondere das Blut als 
"Carrier" eine zentrale Bedeutung. Wei­
terhin führt die Blockade des Hämoglo­
bins als Sauerstoff träger zu den einzelnen 
Organsystemen zu einer zunehmenden 
Hypoxämie der Gewebe, welche letztend­
lich ein multifaktorielles Schockgesche­
hen entstehen lassen kann (mit letaler 
Folge). falls nicht durch entsprechende 
medizinische Maßnahmen entgegenge­
wirkt wird. 
Bei entsprechender Exposition und bei 
Verdacht der Entwicklung eines "toxi-

~ 
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schen Lungenödems" durch Inhalations­
noxen muß immer eine Prophylaxe mit 
Corticoiddosieraerosolen erfolgen! 
Eine frühzeitige Corticoidinhalation direkt 
nach Exposition kann dies vermeiden, 
jedoch nicht, wie vom Hersteller dieses 
Corticoidsprays empfohlen, durch Aufset­
zen des Mundstücks direkt an den Mund, 
sondern unter Verwendung eines Spa­
cers. Falls ein solcher nicht vorhanden 
sein sollte, kann man sich dadurch behel­
fen, daß man mit weitgeöffnetem Mund 
tief ausatmet und den Sprayer zur Erzeu­
gung einer Corticoidwolke ca. 10-15 cm 
gegen den Wind vor den Mund gehalten 
und mit Absprühen inhaliert! Nur so 
gelangt der Wirkstoff in die Lungen und 
nicht in den Magen, wie in dem ein­
drucksvollen Bild von NEWMAN szintigra­
phisch dargestellt. 
Im angefügten Tabellarium sind die wich­
tigsten Antidote mit Dosierungsangabe 
und adjuvante Medikamente aufgelistet. 
Weltweit gibt es zahlreiche Literaturhin­
weise, Vergiftungsinformationszentralen 
und Datenbanken, jedoch ist über die 
medizinische Versorgung beim chemi­
schen Massenanfall kaum etwas zu fin­
den. Dies liegt wohl daran, daß jährlich 
nahezu 5000 neusynthetisierte chemische 
Substanzen in die Produktion eingehen 
und mittlerweile monatlich weltweit ca. 
10 000 chemische Substanzen in Labors 
neu synthetisiert werden. Es liegt deshalb 
auf der Hand, daß chemische Großscha­
densereignisse oder Katastrophen von 

Abb.8: 

Abb.9: 

a b 
Szintigraphie eines nuklidmarkierten Dosier· 
-aerosols konventionell(a) und mit Nebulator"(b) 
(n. NEWMAN) 

vorneherein mit vielen Fragezeichen 
behaftet sind und entsprechende Erfah­
rungswerte und -muster im Gegensatz zu 
nuklearen Schadensereignissen oder in­
fektiösen Massenerkrankungen nicht vor­
liegen. Die meisten in der Literatur 
beschriebenen oder in Datenbanken regi­
strierten Vergiftungen sind in der Regel 
suicidale, accidentelle oder arbeitsplatz­
spezifische Einzelvergiftungen. 
Bei Großschadensereignissen besteht 
eine Disproportion von Ist und Soll oder 
anders gesagt eine Disproportion der per­
sonellen und materiellen Kapazität 
gegenüber dem entsprechenden Bedarf. 
Hieraus resultiert die Bildung eines 
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'~?~ ~,------I----';' 
KollIquation 
Koagulation 

FIUsslgkelluerlust 

I 
IMagendarmtralct I 

Ösophagusuerätzung 
Ileus, Perforallon-/ 

Peritonitis 
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BewußlsselnselntrUbung 
leber Nieren 
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Führungsstabes, der sich aus den ver­
schiedensten Bereichen zusammensetzt 
zur Lageerkundung, Beurteilung und 
Bewältigung. In bezug auf die Gesetzge­
bung und die zivil-militärische Zusammen­
arbeit möchte ich auf die entsprechenden 
Aussagen von REBENTISCH hinweisen. 
Die medizinische Versorgung muß in ver­
schiedenen Etappen erfolgen: 
Die 1. Versorgungsebene ist der Raum 
vor Ort, dem eigentlichen Schadensplatz 
bzw. der Wirkzone. Hier müssen durch 
Selbstschutz und Nächstenhilfe die vitalen 
Funktionen der Betroffenen aktiviert und 
durch organisierte Hilfe von außen stabili-

Abb.10: 

HAUPTAUfGAB!:N DER [fAPP[IM!St:N VERSORGlJNGSEBENEN 

I .EBENEIIIII Scha<!ensplatzl: 
ElEIOTARHILFE. BEGINN ANTIoo-rnEHANOLUNG I nach Sy~t""enl 
SCHNELLSTE HE~STELLUNG TRANSPORTFÄHIGKEITI aus Wi rkzonel 

2.ERENE(crn Rand der Nirkzone) : 

OEKONTAIIIMTIONI falls Gi ftstoffe seßhaft!) 
TRI AG E ,OOKIJIIENTATION 
GEZIELTE ANTlOOTBEHANOLUNG bzw.GIFTNEUTRALISATlON 
WEITERE TRANSPORTSTABIUSIERUNG und gezielter TRANSPORT 
-6oden/Luft· lentpr. VLSfRLSI 

3.EBENE(regionale und überregionale stationäre 
8ehandlungszentren) : 

INTENSIVTHERAPIE 
EXTRAKORPORALE GlffiU/IlMTlON 
VERSORGUNG KOIIBINATIONSGESCHÄOIGTER 

II .EBENEU\edizinische Spezialzentren) : 
HYPERBARE 0iKNW:R. AROS-ZENTREN, VERBRENNUNGSZENTREN ,uso . 

siert werden. Nützlich ist es, Verhaltens­
maßregeln über die Medien zu verteilen. 
Allerdings muß man bei Medieninforma­
tionen bedenken: einerseits kann es zu 
Panikreaktionen und Fluchtbewegungen 
vom Schadensort weg zu vermeintlich 
sicherem Areal kommen, andererseits 
motiviert es neugierige "Gaffer", aus 
sicherem Areal zum gefährdeten Gebiet 
zu streben. 

Abb. 11: 

AUFGABEN DES NOTARZTES All MI RKORT 

I .Mle<lerherstellung VITALER FUNKTIONEN und Sicherung 

2.UnverzOglich not.endige medizinische SOFORTPtASSNAlflEN 
(z. B. Sauerstoffgabe,Kort i koidinhalat ion, Venenzugang und 

BI utasse rvat ion, AugenspU I ung. Grobdekontaminat ion I provoz, 
Erbrechen und Mageni nhaltasservatlon,Blutst i llung, usw. ) 

3.Schnellste Herste llung der TRANSPORTFÄHIGKEIT aus Wirkzone! 



Beides behindert die organisierte Hilfelei­
stung und die Rettungsarbeiten. Bei 
SChaulustigen oder .. Gaffern", die bei 
Unglücksfällen aller Art mehr und mehr zu 
einer Belastung für die Hilfskräfte wer­
den, bestehen nach meiner Überzeugung 
gesetzgeberische Lücken, um diese von 
den Sicherheits- und Ordnungskräften 
vom Schadensort - auch gegen ihren 
Willen - fernzuhalten oder mit ordnungs­
polizei lichen Mitteln zu verbringen. 
Die 2. Versorgungsebene ist der Haupt­
verbandsplatz oder die Geschädigtensam­
meiste Ile (Verletztensammelstelle), der je 
nach Seßhaft igkeit von Schadstoff mehr 
oder minder eine Schleusungseinrichtung 
mit evtl. zugeschalteter provisorischer 
Entsorgungseinrichtung angeschlossen 
sein muß. In dieser wird die giftige 
Dekontaminationsflüssigkeit und kontam i­
niertes Materia l bis zur endgültigen Ent­
sorgung vorübergehend aufgefangen, um 

Abb.12: 

WI CHTIG VOR DER SICHTUNG (TRI AGE) 

, • Erstellung Grobdiagnose und Elementarhilfe 
(suprema lex ) 

2.Ei ndäomJng der Gefahrstoffquel l e und deren Wirkung 

3. Zuver lßss ige Gefahrstoffldenti fl zierung 

" ERKE: "KEMLER"-und"UN"-Nunmern stnd und biet ben nur 
ANHALT SPUNKTE! 

Deshalb !!.1.&.!:l1.lg: l\S-fIOb i 1 vor Ort imlt Anschluß an 
CD-R~ oder R-TEC-Datenbanken) 

Fernschädigungen über Abwässerkanäle, 
Kläran lagen, Flüsse und Grundwasser ein­
zudämmen. 
Im Bereich der 2. Versorgungsebene folgt 
die Sichtung mit Erstellung der Grobdia­
gnose, weitere Stabilisierung der Vital­
funktionen, Beginn der Giftelimination 
oder der sog. Dekorporation mit spezie l­
len Gegengiften und die erweiterte De­
kontamination, wie z.B. die Wunddekonta­
mination bei Kombinationsgeschädigten . 
Letztlich muß auch die exakte Dokumen-

Abb. 13: 

AUFGABU MS I!OIARlIES 
{arn Rande c1er Gefahrenzone} 

1.En.elterte STABIliSIERUNG VITAlER fUNKTIONEN 

2. i R t A G [ 

3.l\edillnisc~ SOFOflTMSSNAttEN.erwelterte DEKONTMINATION 
bei KOIblnat lonsoeschldivten(l. a. "'vnc!dekontamlnel lon l 

Gabe von unspezlflschen·antldOtlhnllch .... lrkenden P'edik~ttn 
eotspr. kli nischer S~t'*'tlk Gefahrstoffgeschldigter ••• 
falls GiftstoffanaJyse noch nicht bekannt I falls be't800t: 
Gabe speIl fischer Gegengl fte 
HERSTElLUNG TRANSPORTFAHIGKE IT 

It .Arbeitsmedizinische Be treuung und Oberwachuno der Elnsatz­
-krlfte(am WI rkort tätig) 

S.~tzln.-rachllche Beratung des Technischen EInsauleiters 

~rke : EVAKUIERUNG kann nur .lt lustillllJng des !NB erfolgen! 

Abb. 14: 

Taktisch- logistisches Modell zur Uersorgung 
Gefahrstoffgeschädigter im Rahmen eines Massenanfalls 

(bei seßhaften Schadstoffen) im NBC Bereich 

Icontaminle rt 

le ilde lcontamlnlerl 

uOlld ek.onlamlnlert 

tation und Anlegung eines Patienten be­
gleitzettels mit 2 Durchschlägen - einer 
beim leitenden Notarzt, einer beim Patien­
ten und einer für das Transportziel -
erfolgen. 
Nach Herstellung der Transportfähigkeit 
erfolgt der unmittelbare Transport mit 
Krankentransportwagen (KTW) oder mit 
Rettungshubschraubern oder mittleren 
Transporthubschraubern in Krankenhäuser 
und Spezialkliniken je nach Dringlichkeit 
und Schweregrad des Krankheitsbildes) . 
(siehe Schema-Abb. 14). 

ZUSAMMENFASSUNG: 
Bei chemischen Großschadensereignis­
sen bedürfen Gefahrstoffgeschädigte und 
insbesondere Kombinationsgeschädigte 
einer besonderen Behandlung, die an den 
Notarzt und die Einsatzkräfte ungeahnte 
Herausforderungen, Belastungen und Er­
fahrungen stellen . Solche Schadensereig­
nisse sind von vorneherein mit vielen Fra­
gezeichen behaftet. Den Wettlauf mit der 

Abb. 15: 

FORDERUNGEN 

I .BI LDUNG von hochfleXIblen EINSATZGRUPPEN 

2.FLACHENDECKENDE STATlONIERUNG(nahe chemiSCh-i ndustri eller 
ßALLUNGSZE NTREN I 

I.BILDUNG von SPEZIALTEMS m, t hochlrob,lem GERXT(" S-/1ob,I. 
RTH, 'HH, Konta I nersys terne) 

q. ZENTRALE ERF ASSUNG SPEZ I ALBETTENKAPAZ nXT , VERBESSERUNG 
~OIll1UNIKATlON ZlvmIURLS---VLSI 

S.ERWEITERUNG CHEIIISCH/TOXIKOLOGISCHER DATENBANKEN 

Zeit auf der einen Seite und die Dauer der 
chemischen Analyse auf der anderen 
Seite zur spezifischen und optimalen 
Behandlung Gefahrstoffgeschädigter kann 
zusätzlich ein weiterer zeitraubender Fak­
tor - nämlich die Schleusung mit Dekon­
tamination - erschweren. 

Abb. 16: 

ElVfEHlE!!SVERTI MlIRIAI. - yod l'EDIwt:NIEMBEVORMTUMG 
«ur /'\enschen In ChemISCh-Industriellen Ballungsgebieten) 

1.ftater lal:Tapepflaster und schwer entf181111tJare Folien. 
Rettungsdecken,Schwillllt-bzw. Taucherbri lien. 
WasserbehIlI ter ,lCObelspri tze,t02-Feuerlöscher, 
Festsauerstoffgerl t,ABC- Schutlll8ske ci t Fi 1 ter, 
Rettungshauben(fa lls kein luftschutzr8lJl In un· 
-1Iittelbarer !.JIIgebunol , Yerbandskasten (OIN 1316t1-B) 

y ----lOx.Lungenödelrorophy)axe ij ----Augen-und Schlellnhautdeko 
"SI~~~R:~~H;bS-H?~tti~:n~g~~Rb 

----AdsOrpt ,ont21 ftneutrall sat Ion) 
----Haut-und Wunddekontamlnat Ion 

PARAFFIN-LOSUNG - AdSOfptton hpopt'1I1er G.tte 

E I "fACHE SELBSTSCHUTZNASSNAIftN GEFAHRSTQfFEXPO!! I ERTER 

10TUren und Fenster schlie6en,evtLmlt Tapeband abdichten 
2.0ffene Feuer löschen, Rauchverbot . Radio( regional )abhOren 
3.l i egedecken. Plast i k fo 1 i en. Wasservorräte . Sei fe, Hautschutz­

-sa lben. HandtOcher. Schwim-naucherbri Ilen ,Feuerlöscher usw. 
in hOher gelegene StOCkwerke deponieren 

4.Si ch selbst in höher gelegene StOCkwerke begeben und 
RUHE bewahren! 

~ 
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MEDIZI N ISCH E BEHAN DLU NGSMOGLICH KElTEN 
BEI CHEMIE-GROßSCHADENSEREIGNISSEN 

Hieraus ergibt sich als Forderung die Bil­
dung von hochflexiblen Einsatzgruppen 
mit flächendeckender Stationierung. Die­
se Spezialteams (Fachärzte, Toxikologe, 
ABC-Abwehr-Experte, Meteorologe, Che­
miker etc.) mit hoch mobilem Gerät -
nach Möglichkeit im Container-System -
müssen in Verbindung mit dem Hauptver­
waltungsbeamten (Leiter der unteren Ka­
tastrophenschutzbehörde) und den Ord­
nungskräften zum Einsatz kommen. Der 
Nachweis von Spezialbetten, wie in der 
Transplantationsmedizin oder Verbren­
nungsmedizin bereits praktiziert, ist ge­
nauso notwendig wie die Verbesserung 
der Kooperation zwischen den Leitstellen, 
um die Patienten in spezielle Behand­
lungszentren schnellstmöglich zu verle­
gen . Die Erweiterung von chemisch-toxi­
kologischen Datenbanken ist eine weitere 
Notwendigkeit. 

TABELLARIUM 

Zur Prävention sollten Gesundheits- und 
Selbsterziehungsprogramme, die bereits 
in der Schule beginnen, eingeführt wer­
den. Warum sollten nicht schon Erste 
Hilfe, Nächstenhilfe und die Fähigkeit zu 
Selbstschutzmaßnahmen in den Lehrplan 
der Schulen aufgenommen werden, wie 
dies in anderen europäischen Staaten 
geschieht. 
Auch die Bundeswehr kann durch die 
Ausbildung von Soldaten, insbesondere 
bei Wehrpflichtigen, einen Schutzauftrag 
übernehmen . 
Damit sind zwar die Gefahren vor chemi­
schen Großunfällen nicht reduziert, aber 
die Bevölkerung informiert über die 
Gefährdung und ihre Folgen - auch im 
Sinne dessen: "Wer die Gefahr kennt, ist 
nicht schutzlos ." 

Abb.17 

STELLE""".T DE' TOXIKlOU!G.AItALYSE lJ'1 SCHAOSTOfFGESCHADIGTEN 

(~~~:~ n~h W ~~~ ~ ~h~~ 1 äe~~ f~ ~~~~~~~p~~ge ~~~~?~ ~~ ~ r ~~~~~~n~~:~ ) 
.. URIN: IdentHlzierung(hohe Konzentatlon von 

Schadstoffen uM derer MetabolIte) 

• PlASIIA und 

BLUT: 

>GEF AHRSTDFF AUFNA~ : LUMQen >0 rophe rYMQx>KonJun' t I Yen >Heut I 

selten per Os!-bel oralerGefanrstofraufnatvne Ist zu beachten 

P\ageninhal t 8sservieren vor Neutral i sation!P\agenspOlung! 

• HAAR : 

1. ALLGEMEINE DEKONTAMINATIONSMITTEL bzw.NEUTRALISATIONSMITTEL 

* Augenpufferbad mit Augenwanne 

* Bleicherde(Fullererde) 

* Chloramin 

* Chloroxidsauerstoffkomplex 

* Kaliumpermanganat-Lösung 1% 

* Magnesiumoxid-Calciumhypochlorid 

* Medizinische Kohle 

* Natriumhydrogencarbonat 8,4% 
* Natiumhypochloritlösung 1% 

* Paraffinöl 

* POlyethylenglykollösung 

(OPHTHOPUR-Augenbad-F a. Wi nzer- D) »> ', C:l;·!ltALL.iA'l'HJJ' 

H 
(BENTONIT SF-Fa.Serva-D) »> ,\\J:>II"Yl'lüH 

n 
(CHLORAM IN T-Fa.Merck -D) >>> NEUTHALISA'l'ION 

,j, ( 

(OXOFERIN-Lsg.-Fa. Gist-Brocades-D) » >WUNUDEKONTANINATION 
(KA LIUMPERMANGANAT -DAB) »> WUNDDEKüITA~INATION 

(ENTGIFTUNGS~UDER Bw-D) »> NEUTRALISATION-Cave!: nicht in 
R Wunden 

(KOHLE- PULVIS-F a-Köhler-D) »> ldHVERSALADSO HlJENS 

(NATR I UMHYDROGENCARBONAl8, 4{..F a. Braun- D) »>NEUTHALISATION­
n 

(MILTON-Lsg .-Fa. \~ick-D) »> iVUl 'DDEIONTAI'lJI"ArrON 

(OLEUM PARAFFINUM-DAB l »>ADSOUUENS LIPOPHILER SUUSTANZEN 
R H 

(LUTROL, ROTI CLEAN-F a . BASF -DI A/CH) »> HAUTDEKONTA1'lINATION 

* Tenside(anionische) (z .B.Sei fe ,Lösung von"REI in der Tube") »> HAUTDEKONTAmNATION 
R 

* Ipecacuana-Saft (ORPEC-SIRUP-Fa.Croma-A/D/CH) »> Ei'JETIKut-I -Cave ! :NaCL-Lsg . 
11 

** Speziell zur Augendekontamination: nach Lidanaesthesie mit Lidocain 2% einlegen einer 

"MEDIFLOW"-Linse und DauerspOlung mit "Ringer"-Lösung unter Zusatz von Karboanhydrase­

-herrmern(z. O.Pilocarpinl{ ) 

2.S P E Z I FIS eHE A N T I D 0 TE: 

(getrennt von Medikamenten deponiert mitzunehmen !!!) 

* Atropin 2 mg-Autoinjektor (ATROPEN-IN~-Fa.Duphar-NL) »> CHOLINESTERASEliEMMER 
Bester therapeutischer Indikator:beginnend trockene Schleimhäute, Rückgang Salivation 

* Atropinsulfat 100 mg/l0 ml (ATROPIN 100-Amp~-F a.KÖhler-D) »> CHOLINESTERASEHEMMER 

0,015-0,05-0,5-1,0-10 mg/kg-IV/INF 
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* Atropin-Obidoxim-Autoinjektor 
R (COMBOPEN-INJ.-Fa.Duphar-NL) ») ORGANOPHOSPHATE,nicht SOMAN 1 

1 bis max.2 Amp.nach vorheriger ATROPIN-AUTOIN~EKTORGABE 

* Atropin l%-Augentropfen (HOMATROPIN-POS-Fa.Ursapharm-D) ») 
schmerzhafte Miosis bei Cholinesterasehemmern oder Losten 

*(Benactycin-Ampullen> 

* Bispyridinium-Oxim HI-6 500 mg 

(nicht mehr im Handel) ») ANTICHOLIERGIKUM.(Antipsychotikum) 

(HI-6 BINARY-AUTOINJ~-Fa.Astra-Meditec-S) ») SOMAN 11 und 

reaktiviert bereits"gealterten"Soman-ChE-Komplexl andere ORGANOPHOSPHATE 

* Deferoxamin 500 mg/5 ml Amp. (DESFERAL~AMPULLEN-Fa.Ciba-D/CH) »> Eisenvergiftung 

*(Dimercaprol(BAL)-Amp/Salbe 3% > (SULFACTIN-Fa.Degussa-D--nicht mehr im Handel) »>LEWISITE 

* DMAP(4-Dimethylaminophenol) (4-DMApR250 mg/5 ml-Amp.-Fa.Köhler-D) »> CYAN-und SCHWEFEL-
METHÄMOGLOBINBILDNERII -10-15 mg/kg -IV,danach sofort WASSERSTOFFVERGIFTUNG 
Na-THIOSULFAT IV/INF 

R 
* DMPS(Dimercaptopropan)100 mg (DIMAVAL-Kps/Amp.-Fa.Heyl-D/CH) ») ARSENVERGIFTUNG-nicht 

wirksam bei Arsenwasserstoff.3 mg/kg-PO/IV.(Sonstige:Quecksilber-,Blei-,Gold-und Chromvergiftung) 

R 
* DPTA(Diethylentriaminpentaacid) (DITRIPENTAT 1 g/5 ml-Amp.-Fa.Heyl-D/CH) ») ZINK-und BLEIVERG. 

R 
* D-Penicillinamin 300 mg-Kps/Amp. (METALKAPTASE-Kps/Amp.-Fa.Köhler-D) »>BLEI-,ZINK-,GOLD-,KOBALD-,QUECK­

5-10 mg/kg-IV/PO 
-SILBER-und KUPFERVERGIFTUNG 

* EDTA-Lösung 
R 

(CHELINTOX-Fa.Hausmann-CH) »>URAN-,PLUTONIUM-und SCHWERMETALLVERGIFTUNG 

10-20 mg/kg-INF 
R 

* Ethanol-95%-Ampullen (ALKOHOL -Amp. 95%-Fa. Braun-D) ») I'IETHANOL-und ETHYLENGLYKOLVERGIFTUNG 
Infusion 5%-bis 500 mg/kg/q h 

* Kaliumpermanganat-Lsg.l% 
l%-Lösung/PO 

* Natriumthiosulfat 10%-Amp/lnf. 
schnellstens 500 ~/INF-IV 

* Obidoximchlorid 250 mg/l ml 
3-5 mg/kg-IM/IV 

* Physostigminsalicylat 2 mg/5 ml 

(KPMn-l%-Lsg.-DAB) ») orale GLYKOL-und ALKALOIDVERGIFTUNG 

R 
(NATRIUMTHIOSULFAT-Amp/lnf.-Fa.Köhler-D) ») LOSTE,BRANDGASE und CYAN­

VERGIFTUNG(nach DMAP-Gabe f) 

R 
(TOXOGONIN-Amp.-Fa.Merck-D) ») ORGANOPHOSPHATE,nicht SOMAN 1 

R 
(ANTICHOLIUM-Amp.-Fa.Köhler-D) »> ATROPIN,TAD-VERGIFTUNG,medikamentös­

IV/INF entspr.Klinischer Symptomatik,beachte Halbwertszeitll 
R 

-induziertes ZAS 

* Pralidoxim-sulfomethylat 200 mg (CONTRATHION-Amp.-Fa.Specia-Fl »> ORGANOPHOSPHATE außer SOMAN 

3-5 mg/kg-IV 

* Pyridostigmin-bromid 30/10 mg 
0,3-0,5 mg/kg-PO/8 h 

R 
(PYRIDOSTIGMIN-Drg.-Fa.Duphar-NLI 

MESTINON 10-Tbl-Fa.Roche-D/CH/Fl »> medikamentöse Prävention bei 
ORGANOPHOSPHATEXPOSITION 

R 
* Toluidinblau 300 mg/lO ml-Amp. (TOLUIDINBLAU-Amp.-Fa.Köhler-Dl »> REDOXINDUKTION bei METHÄMOGLOBINÄMIE 

langsam IV-bis zu leicht bläulichem Hautkolorit 1 
(Aniline,Phenole,Nitro-u.Nitroseverbind.) 

3.A D J U V A N T E M E D I KAM E N TE: 

R . 
* Adrenal in-Amp. (SUPRARENI N-Amp. -Fa. Hoechst-D/CH/A) >>> Anaphylaxiie ,Laryngo-und 

R -Bronchospaslllus 
* Calcium-Gluconat- . 20%-Amp. (CALC IUM 1 0/20%-Amp. -Fa. Sandoz -CH/D) »>nuorverätzung, Heanimation 

* Corticoide: R Universalprophylaktikum-und 
Dexamethason-Spay (AUXI LOSON- DA-F a. Thomae- DICH I A) »> Therapeutiltulll bei inhala ti ven Noxen 

Dexamethason 100 mg-Amp. (FORTECORTIN-Fert igamp~ -Fa. Merck-D) ») Schock, toxisc~les . Lungenödem 
Ana.phylaxl.e 

Methylprednisolon 1 g-Amp.(URBASON-SOLUBILE 1000-Amp.-Fa.Hoechst-D) »> item 

* Diazepame: 
Tabletten 2/5/10 mg 
Tropfen 
Ampullen 10 mg/2 ml 
Rektiolen 5/10 mg 

R 
(DIAZEPAM-Tbl. 2/5~1 0 mg-Gener i ka) >>> Sedativum, Antil<onvulsivum, 

(VALIQUID-0,3-Lsg.-Fa.Roche-CH/D/A/F) »> 
(VALIUM 10 MM-Am~~-Fa.ROche) »>ßegleitmedikation bei Ketamin-Narl<ose 

(DIAZEPAM-RECTAl-Fa.Desitin-D) »> 

NY + %V, 4/1992 37 



•• 

MEDIZINISCHE BEHANDLUNGSMOGLICHKEITEN 
BEI CHEMIE-GROßSCHADENSEREIGNISSEN 

* Dopamin 50 mg-Amp./inf 

* Dobutamin 250 mg-Amp. 

* Epinephrin-Dosierspray 
* Flumazenil-Amp. 

* Glukose 40%/20ml-Amp. 

R 
(DOPAMIN-Amp. -Fa.Guilini-D) »> Schock 

(DOBUTREX-Amp~- Fa.Lilly-D/CH) »> Schock 
R 

(ADRENALIN-MEDIHALER-Fa.Kettelhack-Riker-D) »> Dron~ho-und Laryngo-
R Spasmus 

(ANEXATE-Amp.-Fa.Roche-CH/D/A) »)Antidot bei Den~odiazepinen--(cave: 
chrnn:l.scher Abusus! ! ! ) 

R .) (GLUKOSTERIL-40%-Amp.-Fa.FresenlUS-D »> Hypoglykämie 

R 
* Hydroxylethyl-6%-Lsg.250 ml (HAES-STERIL 6%-Inf.-Lsg.-Fa.Fresenius-D) »> Hypovolämie 

* Ketamin-Amp.100 mg 

* Lidocain 2%/10 ml 

(KETANEST-l00 mg-Amp~Fa.Parke-Davis-D) »> Ana~gesic,Narkotil<um in Komb. 
nl:l.t D:l.azepam 

(LIDOCAIN 2%-Amp~ -Fa. Pfr immer-D/CH/A) >>> Loltalaniisthotilmm,Antiarrhytm. 

* Magnesium-Aluminium-Suspension mit R Verätzungen des oberen, Verdauungs-
Oxetacain (TEPILTA-SUSPENSION-Fa.Wyeth-D) »> traktesiMund,Ph~rynx,OsOPhagUs) 

* Metamizol-Amp. 

* Naloxon-Amp. 

(loka analget:l.sch !) 
R 

(BARALGIN-Amp.-Fa- Albert-Roussel-D/CH/A) »> Analgetikum 
R 

(NARCANTI-Amp.-Fa.Du Pont-D/A/CH) »> Antidot bei ~lorphiaten 

R Giftneutralisation 
*Natriumhydrogencarbonat 8,4% 
* Oxybuprocain O,4%-Tropfen 

(NATRIUMHYDROGENCARBONAT-Amp./Inf.-Fa.Braun-D) »>Metabol.Azidoe 

(NOVESINE-A{ -Fa.Dispersa-D) >>> Konjunktivalaniisthesie 

* Propanolol-Amp. (DOCITON-Amp~Fa.Rhein-Pharma-D) »> ß_Blocker,Antiarrhytmikum 
R 

* Ringer-Lactat-Inf.-Lsg 500 ml 

* Scopolamin-Amp. 

(RINGER-LAKTAT-INF.-Fa.Fresenius-D) »)Schockprophylaxe,Burn desease 

(BUSCOPAN-Amp~ -Fa. Böhr i nger-D) »> Spasmoli tikum 

- (SAB-SIMPLExR-Fa.Parke-Davis-CH/D/A) »> Entschiiumer * Simethicon liquidum 

* Tramadol 100 mg-Amp. 
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AUFBAU EINES "DIENSTES DER 
MEDIZINISCHEN .. SOFORTHILFE11 

IN AUSSERGEWOHNLICHEN 
SITUATIONEN IN DER 
EHEMALIGEN UdSSR (111) 
Edgar Rudolf Steiner, Berlin, und Bernd Domres, Tübingen 
Fortsetzung aus 3/91 und Schluß 

VORBEMERKUNG DER REDAKTION 

In der Zeit seit dem Erscheinen des zwei­
ten Teiles der Publikation " Aufbau eines 
,Dienstes der medizinischen Soforthilfe' in 
außergewöhnlichen Situationen in der 
UdSSR" in Heft 3/91 dieser Zeitschrift 
haben sich bedeutende politische und 
gesellschaftliche Veränderungen in Osteu­
ropa vollzogen. Zu ihnen zählt auch die 
staatliche Auflösung der ehemaligen 
UdSSR, an deren Stelle die GUS getreten 
ist. Die Veröffentlichung des dritten und 
letzten Teiles des Artikels erfolgt nach ein­
gehenden Konsultationen über die ent­
standene Situation aus folgenden Grün­
den: 
1. Mit der Publikation wird die Informati­

on über die Verordnung des Minister­
rates der ehemaligen UdSSR zum Auf­
bau des genannten Dienstes abge­
schlossen und damit gewährleistet. 
daß der Leser der Zeitschrift einen 
Gesamtüberblick über ihren Inhalt 
erhält. 

2. Die Staaten der GUS und insbesonde­
re Rußland treten die Nachfolge der 
Gesetzgebung über das Gesundheits­
wesen an und sind entschlossen, auch 
die Festlegungen der Verordnung zum 
Aufbau eines Dienstes der medizini­
schen Soforthilfe in außergewöhnli­
chen Situationen unter den veränder­
ten Bedingungen zu realisieren. Über 
den hierbei erreichten Stand wird im 
weiteren zu berichten sein. 

3. Das Gesundheitswesen der GUS im 
allgemeinen und der Aus- und Aufbau 
des Rettungswesens und der medizi­
nischen Katastrophenhilfe im besonde­
ren bedürfen der Hilfe und Unterstüt­
zung anderer Länder in vielfältiger 
Form. Die Publikation bildet hierfür 
eine Anregung und Orientierung. 

M it dieser Publikation wird die Infor-
mation über den Inhalt der Dokumente 
zum Aufbau eines "Dienstes der medizini-
schen Soforthilfe" in außergewöhnlichen 
Situationen in der Sowjetunion, die im Mai 
1990 vom Ministerrat der UdSSR und vom 
Minister für Gesundheitswesen der 
UdSSR erlassen wurden, abgeschlossen. ' 

Dargelegt werden im einzelnen: 
- das Verzeichnis der Ausstattung und 

Geräte, die in den Jahren 1991-1995 
für die Ausrüstung des Dienstes der 
medizinischen Soforthilfe bereitzustel­
len sind; 
die AufgabensteIlung an Ministerien 
und Behörden zum Bau und zur 
Rekonstruktion von Gebäuden für den 
Dienst der medizinischen Soforthilfe in 
den Jahren 1991 bis 1995; 
die vorläufige Ordnung über das AII­
unionszentrum der medizinischen 
Soforthilfe und 
die vorläufige Ordnung über die spe-

Anlage Nr. 2 

zialisierten medizinischen Brigaden der 
ständigen Einsatzbereitschaft. 

In den nachfolgenden Ausführungen wur­
den Ausdrucksweisen und Formulierun­
gen der Dokumente bewußt beibehalten, 
um dem Leser einen Eindruck von dem 
typischen, nicht nur in Deutschland anzu­
treffenden "administrativen Sprachstil " zu 
vermitteln. 

1. Verzeichnis der Ausstattung und 
Geräte, die in den Jahren 1991-
1995 für die Ausrüstung des Dien­
stes der medizinischen Soforthilfe 
bereitzustellen sind 

Lfd.-Nr. Bezeichnung ME 1991 1992 1993 1994 1995 Lieferant Abnehmer 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

B 

9 
10 

der Erzeugnisse 
und Materialien 
I. lenkbare Container - luftlandesystem für das Absetzen von Personen und lasten 
Funkfeuer für Satz 2 Min. für funk- Min. für 
das lenkbare techno Ind. Flugzeugind. 
Container-Luft- der UdSSR der UdSSR 
landesystem 
UKGD 
Bordsysteme Satz 
für das lenkbare 
Container-Luft­
landesystem 
UKGD 
Boden- und Satz 
Bordfunkanlagen 
für das lenkbare 
Lastfallschirm­
gelände- bzw. gleit-
system UPGS-500 
Personal- Stück 10 
computer 

Stromquellen Satz 
verseh. techno 
Parameter 

2 

4 

16 

11 . Mobile laboratorien für die Kernstrahlungs-Schnellmessung 
Kraftfahrzeuge Stück 3 6 6 6 3 
SIL-131 mit 
Metallaufbau 
vom Karosserie-
typ KM-131 
Kraftfahrzeuge Stück 3 6 6 6 3 
UAS-3962 -01 
Radiometer StOck 4 6 6 4 4 
MKS-01R 

Spurgeräte Satz 2 3 3 2 2 
Spektrometri- Satz 1 1 2 
sehe Gamma-Quellen (DSGI) 

Min. für funk- Min. für 
techn. lnd. Flugzeugind. 
der UdSSR der UdSSR 

Min. für funk- Min. für 
techno ind. Flugzeugind. 
der UdSSR der UdSSR 

Staatl. Komitee " 
für Rechen­
technik und 
Informatik 
der UdSSR 
Min. für elek­
trotechn. 
Geräte der 
UdSSR 

Min. für Fahr­
zeug- und 
Landmasch.­
ind. der 
UdSSR 

Min. für 
Atomenergie 
der UdSSR 

Dritte Haupt­
verw. des 
Min. für Ges. 
wesen der 
UdSSR 

~ 
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Anlage Nr. 3 

Lfd. Nr. Bezeichnung ME 1991 1992 1993 1994 1995 Lieferant Abnehmer 
der Erzeugnisse 
und Materialien 

11 Dosimeter Stück 20 30 30 20 20 Min. für 
DRG-D1Gl funktechn. Ind. 

der UdSSR 

12 Monokristalle Stück 10 15 15 10 10 Min. für 
Natriumjodid chem. und 
63x63 mm erdölverarb. 
Durchmesser Ind. der UdSSR 

13 Funkgerät Stück 10 10 10 10 10 Min. für 
.. Angara-l" Post- und 

Fernmelde-
wesen der 
UdSSR 

14 Funkgerät Stück 10 15 15 10 10 
lR21W 

15 Bildschirmge- Stück 20 30 30 20 20 Min. für 
räte MS 6205 elektron. Ind. 

der UdSSR 

111. Rechentechnik für die Ausrüstung der Zentren der medizinischen Soforthilfe 
16 Elektronische Staatl. Komitee 

Rechenmaschinen für Rechentechnik 
der Serie ES ER 1) und Informatik 

der UdSSR 
Min. für funktechn. 
Ind. der UdSSR 

- Typ ES-l046 Stück - Min. für 
Ges.wesen 
der UdSSR 

- Typ ES-l046 2 8 Dritte Haupt-
verw. des Min. 
für Ges.wesen 
der UdSSR 

- Typ ES-l007 Stück - Min. für Ges.-
wesen der 
UdSSR 

- Typ ES-l007 Stück 3 3 Dritte Haupt-
verw. des Min. 
für Ges.wesen 
der UdSSR 

- Typ ES-l068 Stück - 4 

- Typ ES-l066 Stück 2 
17 Personalcomputer Staatl. Komitee 

für Rechentechnik 
und Informatik 
der UdSSR 

- Typ .. Elek- Stück 20 Min. für 
tronika-85" Ges. wesen 

der UdSSR 

- Typ ES-1841 Stück 75 200 210 210 210 Staatl. Komitee Dritte Haupt-
und ES-1842 für Rechen- verw. des Min. 

techno und Inl. für Ges.-
der UdSSR wesen 

der UdSSR 

18 Bildschirmanlagenj-stationen 
- Typ Es-7920.03 Stück 3 2 
- Typ ES-7920.03Stück - 1 Min. für 

Ges. wesen 
der UdSSR 

19 Datenfernver- Stück Dritte Haupt-
arbeitungssystem verw. des Min. 
Typ ESTEL 4.2 für Ges.wesen 
(Rep. Bulgarien) der UdSSR 

20 Spezialerzeug- Stück 8 8 Min. für 
nisse 65s096 funktechn. Ind. 
und 65s096M der UdSSR 

IV. Aufblasbare Zelte für den Aufbau von mobilen Hospitälern 
21 Gummierte Stück 50 50 50 50 50 Min. für chem. Min. für 

Außenhaut für und erdölver.- Kohleind 
Zelte (Ballen) arb. Ind. der der UdSSR 

UdSSR 

22 Spezial kleidung Stück 1000 3,3 3,3 3,3 3,3 Ministerrat 
für das Personal der RSFSR 
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(Anlage Nr. 2 der Verordnung des Minister­
rates der UdSSR Nr. 339 vom 7. 4. 1990) 

2. AufgabensteIlung an das Mini­
sterium für das Gesundheitswesen 
der UdSSR, das Ministerium für 
Atomenergie der UdSSR, das Mini­
sterium für Transportwesen der 
UdSSR, den Ministerrat der RSFSR, 
den Ministerrat der Ukrainischen 
SSR, den Ministerrat der Usbeki­
schen SSR und die Hauptverwal­
tung für Spezialbauten des Mini­
steriums für Montage und Spezial­
bauwesen der UdSSR zum Bau und 
zur Rekonstruktion von Gebäuden 
für die Organisation und Sicher­
steIlung der Arbeit des Dienstes 
der medizinischen Soforthilfe in 
den Jahren 1991-1995 
(Anlage Nr. 3 der Verordnung des 
Ministerrates der UdSSR Nr. 339 
vom 7. 4.1990) 

3. Vorläufige Ordnung 3) über das 
Allunionszentrum der medizini­
schen Soforthilfe 
(Anlage Nr. 6 zum Befehl des Mini­
sters für Gesundheitswesen der 
UdSSR vom 14. 5. 1990) 

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
1.1. Das Wissenschaftlich-praktische AII­
unionszentrum der medizinischen Sofort­
hilfe, im weiteren "Zentrum" genannt, ist 
eine Institution, der die Organisation der 
Arbeit, die wissenschaftlich-methodische 
Leitung und die Koordinierung der Tätig­
keit aller zum Dienst der medizinischen 
Soforthilfe gehörenden Einrichtungen bei 
der Bekämpfung und Überwindung der 
medizinischen und hygienischen Folgen 
von außergewöhnlichen Ereignissen und 
Situationen (Naturkatastrophen, techni­
sche Katastrophen, folgenschwere Hava­
rien, Massen- und Gruppenerkrankungen 
sowie -intoxikationen unterschiedlicher 
Ätiologie, radioaktive und chemische Ver­
unreinigungen des Territoriums usw.) 
obliegt. 
1.2. In außergewöhnlichen Situationen 
werden dem Zentrum das Spezialisierte 
wissenschaftlich-praktische Zentrum der 
medizinischen Soforthilfe, die Regional­
zentren und alle zum Dienst der medizini­
schen Soforthilfe zählenden medizini­
schen Behandlungs- und prophylaktischen 
Einrichtungen operativ unterstellt. 
1.3. Das Zentrum richtet sich in seiner 
Tätigkeit nach den Gesetzen der UdSSR, 
den Anweisungen der Kommission für 
außergewöhnliche Situationen beim Mini­
sterrat der UdSSR, den Befehlen und Wei­
sungen des Ministers für Gesundheitswe­
sen der UdSSR und anderen gesetzlichen 
Bestimmungen und Vorschriften (Geset­
zes- und normativen Akten) . 
1.4. Das Zentrum erarbeitet Vorschläge 
für die Realisierung der internationalen 
Zusammenarbeit in Sachen der Bereit­
schaft zur Arbeit unter außergewöhnli­
chen Bedingungen und der Erweisung 
medizinischer Hilfe bei der Überwindung 
der medizinischen und hygienischen Fol-
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Lfd. Nr. Aufgabenstellung/Baumaßnahmen 

Rekonstruktion von Gebäuden (Häuser 30 und 32) 
des Wissenschaftlich-praktischen Aliunionszen­
trums der medizinischen Soforthilfe am Institut für 
Chirurgie "A.v.Visnevskij" der AMW der UdSSR 
in Moskau 

2 Bau einer Klinik mit 180 Betten für das Verbren­
nungszentrum in Moskau 

3 Bau einer Klinik mit 250 Betten für das Spezialisierte 
wissenschaftlich-praktische Zentrum der medizini­
schen Soforthilfe (im System der Dritten Hauptver­
waltung des Ministeriums für Gesundheitswesen 
der UdSSR) in Moskau 

4 Bau eines Toxikologischen Zentrums mit einer 
Fläche von 5 000 qm - Anbau an das Gebäude des 
Allunionsforschungsinstituts für präventive 
(prophylaktische) Toxikologie und Desinfektion 
des Ministeriums für Gesundheitswesen der UdSSR 
in Moskau 

5 Bau von Lagern für materiell-medizinische und 
materiall-technische Mittel im Bereich der Flug­
plätze der Stadt Moskau für das Wissenschaftlich­
praktische Allunionszentrum der medizinischen 
Soforthilfe am Institut für Chirurgie 
"A.V. Visnevskij" der AMW der UdSSR und für das 
Spezialisierte wissenschaftlich-praktische Zentrum 
der medizinischen Soforthilfe (im System der 
Dritten Hauptverwaltung des Ministeriums für 
Gesundheitswesen der UdSSR) 

6 Bau eines Klinikgebäudes mit 200 Betten für das 
Regionalzentrum der medizinischen Soforthilfe 
in Nowosibirsk 

7 Bau eines Lagers für materiell-medizinische und 
materiell-technische Mittel für das Regionalzentrum 
der medizinischen Soforthilfe in Nowosibirsk 

8 Bau eines Klinikgebäudes mit 200 Betten für das 
Regionalzentrum der medizinischen Soforthilfe 
in Chabarowsk 

9 

10 

Bau eines Lagers für materiell-medizinische und 
materiell-technische Mittel für das Regionalzentrum 
der medizinischen Soforthilfe in Chabarowsk 

Bau eines Klinikgebäudes mit 200 Betten für das 
Regionalzentrum der medizinischen Soforthilfe 
in Taschkent 

11 Bau eines Lagers für materiell-medizinische und 
materiell-technische Mittel für das Regionalzentrum 
der medizinischen Soforthilfe in Taschkent 

12 Bau eines Klinikgebäudes mit 400 Betten für das 
Regionalzentrum der medizinischen Soforthilfe 
in Kiew 

13 Bau eines Lagers für materiell-medizinische und 
materiell-technische Mittel für das Regionalzentrum 
der medizinischen Soforthilfe in Kiew 

14 Bau eines Produktionsgebäudes mit einer Fläche 
von 12 000 qm für das Experimentalwerk der 
Wissenschaftlichen Allunionsproduktionsvereini­
gung für Nahrungsmittelkonzentratindustrie und 
spezielle Nahrungsmitteltechnologie der Aliunions­
akademie der Landwirtschaftswissenschaften 
in Moskau 

Anmerkungen: 

Generalauftragnehmer 

Hauptverw. für 
Spezialbauten 
des Min. für 
Montage und 
Spezialbauwesen 
der UdSSR 

Min. für Atom­
energie der UdSSR 

Hauptverw. für 
Spezialbauten 
des Min. für 
Montage und 
Spezialbauwesen 
der UdSSR 

Nach den 
Festlegungen 
des Ministerrates 
der RSFSR 

Nach den 
Festlegungen 
des Ministerrates 
der RSFSR 

Nach den 
Festlegungen 
des Ministerrates 
der Usbek. SSR 

Nach den 
Festlegungen 
des Ministerrates 
der UdSSR 

Min. für 
Transportmittelbau 
der UdSSR 

(1) Die Finanz- und Investitionsmittel zur Realisierung der Vorhaben dieser Verordnung werden dem 
Ministerium für Gesundheitswesen der UdSSR zur Verfügung gestellt. 
(2) Der Umfang der Bauarbeiten und die Termine für dIe Fertigstellung und Inbetriebnahme der einzelnen 
Objekte sind in den Jahresplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft festzulegen. 

gen in derartigen Situationen. 

11. AUFGABEN DES ZENTRUMS 
2.1. Realisierung des gesamten Komple­
xes an Maßnahmen zur medizinischen 
Soforthilfe für Geschädigte in außerge­
wöhnlichen Situationen, die zu einer Mas­
senschädigung der Bevölkerung geführt 
haben. 
2.2. Vervollkommnung der strategischen 
und taktischen Leitung der Arbeitsorgani­
sation sowie Koordinierung der Tätigkeit 
der verschiedenen Ministerien und Behör­
den, wissenschaftlichen und praktischen 
Einrichtungen des Gesundheitswesens in 
allen Fragen der Erweisung medizinischer 
Soforthilfe und der Beseitigung der medi­
zinischen und hygienischen Folgen außer­
gewöhnlicher Situationen. 
2.3. Sammlung von Informationen sowie 
Aufbereitung und Analyse von Materialien 
über außergewöhnliche Situationen im 
Lande, die mit dem Tod von Menschen 
und anderen schädigenden Folgen für ihre 
Gesundheit verbunden sind . 
2.4. Durchführung von wissenschaftlichen 
~ntersuchungen zu Fragen der Prognosti­
zlerung von außergewöhnlichen Situatio­
nen sowie der Vorwarnbereitschaft zur 
Arbeit unter derartigen extremen Bedin­
gungen. 
2.5. Wissenschaftliche Ausarbeitung und 
praktische Einführung von modernen 
Methoden der Diagnostik und Therapie 
von akuten Erkrankungen, Traumen, Into­
xikationen und unklaren Zuständen. 
2.6. Erarbeitung von Vorschlägen für die 
internationale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Vorwarnbereitschaft, die 
gemeinsame Wissenschaftskooperation 
und die Hilfeleistung bei der Überwindung 
der medizinischen und hygienischen Fol­
gen von außergewöhnlichen Situationen. 

111. FUNKTIONEN DES ZENTRUMS 
3.1. Treffen dringender konkreter Ent­
scheidungen und Erteilen von Weisungen 
zur Einbeziehung der erforderlichen Kräfte 
und Mittel in die Organisation der Einwei­
sung einer hochqualifizierten medizini­
schen Hilfe für die Geschädigten. 
3.2. Einleiten von Sofortmaßnahmen zur 
Erstellung einer Prognose über die Folgen 
außergewöhnlicher Situationen und Ausar­
beiten von Empfehlungen für die optimale 
Minderung der Auswirkungen auf die 
Gesundheit der Bevölkerung vor Ort 
gemeinsam mit den Organen des Gesund­
heitswesens. 
3.3. Durchführung von Forschungsarbei­
ten sowie Koordinierung der wissen­
schaftlichen Untersuchungen von medizi­
nischen Forschungsinstituten und Einrich­
tungen der AMW der UdSSR, die im Inter­
esse der erfolgreichen Lösung von Aufga­
ben des Zentrums durchgeführt wurden. 
3.4. Gewährleistung der ständigen Ein­
satzbereitschaft der spezialisierten medizi­
nischen Brigaden zur sofortigen Verlegung 
und Arbeit in Territorien (Gebieten) des 
Entstehens außergewöhnlicher Situatio­
nen. 
3.5. Anlegen und Aufrechterhalten eines 
Mindestvorrates an notwendigen Diagno-
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stika, Medikamenten, Geräten und Aus­
stattung sowohl für die Sicherstellung der 
Arbeit des Zentrums als auch der speziali­
sierten medizinischen Brigaden der stän­
digen Einsatzbereitschaft. 
3.6. Durchführung der medizinischen 
Behandlung von Schwerkranken bzw. 
deren Einweisung in profilierte Spezialkli­
niken sowie Analyse der Langzeitfolgen 
von überstandenen Krankheiten, Traumen 
und Intoxikationen. 

IV. RECHTE UND PFLICHTEN 
4.1. Das Zentrum hat das Recht: 
4.1.1. Pläne für die Durchführung von For­
schungen zur Vervollkommnung der 
medizinischen Hilfeleistung für die Bevöl­
kerung in außergewöhnlichen Situationen 
und zur Überwindung der schädigenden 
Auswirkungen auf die Gesundheit zu erar­
beiten. 
4.1.2. Forschungsthemen anderer wis­
senschaftlicher medizinischer Einrichtun­
gen, die diese im Interesse der Aufgaben­
erfüllung des Zentrums bearbeiten, zu 
koordinieren und abzustimmen. 
4.1.3. selbständig die eigene Tätigkeit auf 
dem Gebiet der Finanzierung, der sozialen 
Planung, der Bauvorhaben und Reparatu­
ren, der materiell-technischen Versorgung 
und des Absatzes sowie von Arbeit und 
Lohn im Rahmen des zugewiesenen Bud­
gets zu planen und zu realisieren. 
4.1 .4. Materialien, die für die Erfüllung der 
Aufgaben und die Wahrnehmung der 
übertragenen Funktionen notwendig sind, 
in den bestätigten Formen von Einrichtun­
gen des Ministeriums für Gesundheitswe­
sen der UdSSR und anderen in die Arbeit 
einbezogenen Ministerien und Behörden 
anzufordern . 
4.1.5. in entstandenen außergewöhnli­
chen Situationen Weisungen und Aufträ­
ge zur Organisation sJer medizinischen Hil­
feleistung und zur Uberwindung der Fol­
gen von Havariesituationen zu erteilen. 
4.1.6. Empfehlungen und methodische 
Anleitungen zu den einzelnen Bereichen 
der eigenen Tätigkeit herauszugeben. 
4.2. Das Zentrum ist verpflichtet: 
4.2.1. die Erfüllung der bestätigten For­
schungspläne, der Pläne der finanziellen 
und ökonomischen Kennziffern und der 
Ausbildungspläne zu sichern. 
4.2.2. neue, progressive und rationelle 
Arbeitsmethoden sowie effektive Mittel 
der Diagnostik und Therapie auszuarbei­
ten, zu studieren, zu verallgemeinern und 
einzuführen. 
4.2.3. dem Ministerium für Gesundheits­
wesen der UdSSR auf der Grundlage der 
zugänglichen Informationen Vorschläge 
für die Planung und Organisation von 
Maßnahmen zu unterbreiten, die auf die 
Vervollkommnung der medizinischen Hil­
feleistung in außergewöhnlichen Situatio­
nen gerichtet sind. 
4.2.4. den Struktureinheiten des Dienstes 
der medizinischen Soforthilfe methodi­
sche und konsultative Hilfe zu gewähren. 
4.2.5. ständig die Einsatzbereitschaft der 
spezialisierten medizinischen Brigaden 
und ihrer Ausrüstung für die Arbeit in 
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außergewöhnlichen Situationen aufrecht­
zuerhalten. 
5. Die Kontrolle, die Überprüfung und die 
Beurteilung der Tätigkeit des Zentrums 
sind durch die Hauptverwaltungen des 
Ministeriums für Gesundheitswesen der 
UdSSR entsprechend ihrer Zuständigkeit 
zu realisieren. 
6. Die Reorganisation und die Abwicklung 
des Zentrums sind mit Befehl des Mini­
sters für Gesundheitswesen der UdSSR 
durchzuführen. 
4. Vorläufige Ordnung über die spezia­
lisierten medizinischen Brigaden der 
ständigen Einsatzbereitschaft 
(Anlage Nr. 7 des Befehls des Ministers 
für Gesundheitswesen vom 14.5. 1990) 
1. Die spezialisierten medizinischen Bri­
gaden der ständigen Einsatzbereitschaft 
sind auf der Basis von Republik- und 
großen mehrprofiligen Gebiets- bzw. 
Kreiskrankenhäusern sowie von Medizini­
schen Instituten und wissenschaftlichen 
Forschungseinrichtungen zur medizini­
schen Hilfeleistung für Geschädigte (Kran­
ke) bei Havarien, technischen Katastro­
phen, Naturkatastrophen und Massener­
krankungen zu organisieren (aufzustellen). 
2. Die Brigaden sind mit Spezialisten ver­
schiedenen Profils aufzufüllen, die in der 
Lage sind, den Geschädigten (Kranken) 
spezialisierte medizinische Hilfe nach 
modernen wissenschaftlichen Erkenntnis­
sen auf hohem Niveau zu erweisen. 
3. Die Zusammensetzung der Brigaden 
und ihr Profil sind von den Leitern der 
Organe des Gesundheitswesens unter 
Berücksichtigung der geographischen, 
ethnischen, ökologischen und anderen 
Bedingungen festzulegen. 
4. Die spezialisierten medizinischen Bri­
gaden der ständigen Einsatzbereitschaft 
unterstehen den übergeordneten Zentren 
der medizinischen Soforthilfe. 
5. Die Ausrüstung der Brigaden mit medi­
zinischer Ausstattung, Geräten, Instru­
menten, Medikamenten und anderen Mit­
teln für die Arbeit in Gebieten außerge­
wöhnlicher Situationen ist durch die Leiter 
der medizinischen Einrichtungen nach den 
Weisungen der Organe des Gesundheits­
wesens vorzunehmen. 
6. Die Personalliste der Brigaden ist durch 
den Leiter der medizinischen Einrichtung 
zu bestätigen. 
7. Zur Gewährleistung der ständigen Ein­
satzbereitschaft der spezialisierten medizi­
nischen Brigaden ist durch die Leiter der 
medizinischen Einrichtungen in Abstim­
mung mit den Gewerkschaftsorganen für 
die Spezialisten, die zum Personalbestand 
der Brigaden gehören, Hausbereitschafts­
dienst außerhalb der Arbeitszeit festzule­
gen. 
8. Die Hauptaufgaben der spezialisierten 
medizinischen Brigaden sind dringliche 
qualifizierte und spezialisierte medizini­
sche Hilfeleistung für Geschädigte (Kran­
ke); organisatorische, konsultative und 
koordinierende Hilfe für das medizinische 
Personal vor Ort; Sicherstellung des 
Zusammenwirkens mit den jeweiligen 
Einrichtungen und Diensten. 

ZUSAMMENFASSENDE SCHLUSSBE­
MERKUNGEN 
Der Umfang der Baumaßnahmen und der 
Ausrüstungsvorhaben für den Dienst der 
medizinischen Soforthilfe in außerge­
wöhnlichen Situationen in der ehemaligen 
UdSSR unterstreicht die bereits in den 
vorangegangenen Publikationen getroffe­
nen Festlegungen, daß es sich hier um 
- ein anspruchsvolles Programm zur 
Oganisation der medizinischen Hilfelei­
stung bei Katastrophen der verschieden­
sten Art nach neuesten wissenschaftli­
chen Erkenntnissen und modernen Maß­
stäben sowie 
- ein breites Feld echter internationaler 
Kooperation und Zusammenarbeit im Rah­
men der humanitären medizinischen Aus­
landshilfe, ihre Förderung und Entwick­
lung handelt. 
Der Aufbau des Dienstes der medizini­
schen Soforthilfe verlangt in erster Linie 
große Anstrengungen von den Nachfolge­
Staaten der Sowjetunion selbst. Das wird 
angesichts der gegenwärtigen innenpoliti­
schen und ökonomischen Situation nicht 
unproblematisch sein. Eben diese Lage 
erfordert deshalb nachgeradezu und erst 
recht die aktive Solidaritätshilfe und Unter­
stützung anderer Länder mit entsprechen­
dem "know how". Hier ist auch die BRD 
gefragt. Dabei geht es nicht schlechthin 
um die formale Fortsetzung von Kontak­
ten und Anfängen einer bescheidenen 
Wissenschafts kooperation aus der Zeit 
der ehemaligen DDR. Vielmehr ist eine 
neue, höhere Stufe der Zusammenarbeit 
in Wissenschaft und Praxis sowie des 
Technologietransfers notwendig. 
Unter diesem Aspekt soll die Publikation 
nicht nur eine Information über ein bei­
spielgebendes Programm sein, sondern 
zugleich ein Aufruf und eine Orientierung 
zur Mitwirkung an dessen Realisierung, 
zur Mitarbeit beim Aufbau eines länder­
übergreifenden weltweiten Systems der 
organisierten humanitären medizinischen 
Auslandshilfe. 

Die Autoren werden den weiteren Prozeß 
der Umsetzung der Dokumente und der 
Entwicklung des Dienstes der medizini­
schen Soforthilfe sowie des Gesamtsy­
stems der medizinischen Katastrophenhil­
fe in den Nachfolgestaaten der UdSSR 
aufmerksam verfolgen und darüber berich­
ten. 

11 Siehe Hefte 3/90 und 3/91 dIeser ZeItschrift 
2) Einheitliches System der Elektronischen Rechen­
technik im ehern. RGW (Rat für gegenseitige Wirt­
schaftshi/fe) 
3) Die Regionalzentren haben eine analoge Struktur 
und erfüllen die gleichen Aufgaben und Funktionen in 
Ihren Temtorien. 
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MATERIJLLE GRUNDLAGEN DER 
ERNAHRUNGSVORSORGEIM 

VEREINTEN DEUTSCHLAND (TEIL 1) 

1. EINLEITUNG 

In den Heften 111/88 und IV/88 Zivilverteidi­
gung 5) ist ausführlich über die Beein­
trächtigungen der Versorgung mit Nah­
rungsmitteln in Katastrophen- und Notsi­
tuationen berichtet worden. Dabei zeigte 
sich, daß die potentiellen Gefahren, die 
unserer Nahrungsmittelversorgung dro­
hen, eine ganze Palette von in sich abge­
stuften Einwirkungsmöglichkeiten mit 
sich bringen können. Angefangen von 
kriegerischen Auseinandersetzungen zwi­
schen den Weltmächten, bei denen es 
zum Einsatz von Atomwaffen hätte kom­
men können, über internationale Krisen 
mit begrenzten regionalen militärischen 
Konflikten bis hin zu Naturkatastrophen 
und Großkatastrophen technischer Art, 
spannt sich ein weites Netz von Gefähr­
dungen für Mensch, Umwelt und Ernäh­
rungsbasis. 
Inzwischen konnten zwar Spannungen 
zwischen den Weltmächten in den zurück­
liegenden Jahren erheblich abgebaut wer­
den, aber neue Gefahrenherde bestehen 
in der Golfregion und im Mittelmeerraum. 
I)ie brutalen kriegerischen Auseinander­
setzungen auf dem Balkan und weiterbe­
stehende Instabilitäten im Gebiet der 
früheren Sowjetunion beunruhigen nicht 
nur die unmittelbaren Nachbarstaaten. 
Mit dem 1965 erlassenen Ernährungssi­
cherstellungsgesetz (ESG) 11. das im 
Rahmen der Notstandsgesetzgebung 
1968 novelliert wurde, sind die rechtlichen 
Grundlagen für die Sicherstellung der 
Ernährung geschaffen worden, um allen 
Anforderungen für Zwecke der Verteidi­
gung gerecht zu werden 41. 6) und 7). 
Zur Bewältigung friedenszeitlicher Ver­
sorgungskrisen, für die bislang im ESG 
Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts­
verordnungen mitenthalten waren, ist auf 
Initiative des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
im Zusammenwirken mit den Bundeslän­
dern 1990 mit dem Ernährungsvorsorge­
gesetz (EVG) 31. eine eigenständige 
Rechtsgrundlage entstanden. Hiermit be­
steht ein leichter handhabbares Rechtsin­
strumentarium, um auf Bedrohungssitua­
tionen der menschlichen Ernährung durch 
Naturkatastrophen, Tierseuchen größeren 
Ausmaßes, massiven Störungen der Welt­
märkte, Unfällen in großtechnischen Anla­
gen - wie das Reaktorunglück 1986 in 
Tschernobyl - und politisch-m ilitärische 
Krisen, die den Bestand und die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland nicht 
bedrohen, flexibel und situationsbezogen 
reagieren zu können. 
Friedenszeitliche Versorgungskrisen be­
stehen, wenn in wesentlichen Teilen des 

Ulrich Werschnitzky und Johannes Pfeiffer, Frankfurt/M. 

Bundesgebietes die Versorgung mit 
lebenswichtigen Erzeugnissen der Land­
und Ernährungswirtschaft mit marktge­
rechten Maßnahmen nicht, nicht rechtzei­
tig oder nur mit unverhältnismäßigen Mit­
teln zu beheben ist. Die materiellen 
Grundlagen der Ernährungsvorsorge im 
vereinten Deutschland und Vorsorgemaß­
nahmen in Bund und Ländern, an denen 
das Bundesamt für Ernährung und Forst­
wirtschaft mitwirkt, sollen im vorliegen­
den Beitrag näher dargestellt werden. 

2. AUSGANGSLAGE 

Nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelte 
sich die Landwirtschaft im geteilten 
Deutschland äußerst unterschiedlich. 
Während in der damaligen SBZ mit der 
Bodenreform und der Zwangskollekti­
vierung die Grundlage für die sozialisti­
sche Großraumlandwirtschaft gelegt 
wurde, die vornehmlich in landwirtschaft­
lichen Produktionsgemeinschaften (LPG) 
und Volkseigenen Gütern (VEG) erfolgte, 
entwickelte sich die Landwirtschaft in 
Westdeutschland im wesentlichen tradi­
tionell weiter. Kernstück blieben bäuerli­
che Familienbetriebe. Die Anzahl der 
Betriebe verringerte sich zwar in einem 
lang andauernden Strukturanpassungspro­
zeß gegenüber 1949 von 1,7 Mio auf 0,6 
Mio Betriebe erheblich, aber ihre Durch­
schnittsgröße stieg nur von 8 auf rund 
19 ha LF an. Demgegenüber bewirtschaf­
teten 1989 die ausschließlich auf reine 
Pflanzenproduktion ausgerichteten LPGen 
durchschnittlich 4 500 ha LN, die betref­
fenden VEG rund 5000 ha LN. Daneben 
bestanden LPG und VEG, die sich aus­
schließlich auf die tierische Produktion 
spezialisierten, sowie 199 gärtnerische 
Produktionsgenossenschaften und weite­
re 221 Genossenschaften der Binnenfi­
scherei, Pelztierzucht und zwischenbe­
triebliche Einrichtungen. 
Obwohl in der ehemaligen DDR gegen­
über der BR Deutschland mit 14 AK/100 
ha LN mehr als doppelt soviel Arbeitskräf­
te und mit 0,37 ha LN / E Einwohner eine 
doppelt so große Nährfläche zur Verfü­
gung standen, konnte der Bedarf an Nah­
rungsmitteln häufig nur lückenhaft ge­
deckt werden. Jahreszeitliche und regio­
nale Versorgungsengpässe waren ständi­
ges Charakteristikum der sozialistischen 
Planwirtschaft. Ein chronischer Devisen­
mangel behinderte den notwendigen Aus­
gleich durch Importe von Agrarerzeugnis­
sen. 
Lag der Vorkriegs-Leistungsstand der 
deutschen Landwirtschaft bei Erträgen 
und tierischen Leistungen in Mittel­
deutschland um 5 bis 15 % höher als in 

Westdeutschland, so hatte sich das Bild 
nach 40jähriger DDR-Wirtschaft völlig 
umgekehrt. Hektarerträge und tierische 
Leistungen blieben dort zwischen 20 und 
60 % hinter dem Level der BR Deutsch­
land zurück, obwohl der Aufwand von 
ertragssteigernden Betriebsmitteln zum 
Teil erheblich höher war. So wurden dort 
z.B. mengenmäßig je Hektar 17 % mehr 
Stickstoff und 80 % mehr Pflanzenbe­
handlungsmittel eingesetzt. Auch der 
höhere Futtermitteleinsatz von Getreide 
und Getreidesubstituten mit 900 kg je 
Kopf der Bevölkerung war um ein Drittel 
höher als in der BR Deutschland (600 
kg/Kopfl. was auf eine erheblich geringere 
Effizienz in der tierischen Produktion hin­
deutet. 
Einen Überblick über Ertrags- und Auf­
wandsdaten, Pro-Kopf-Verbrauch und 
Selbstversorgungsgrad bei den wichtig­
sten landwirtschaftlichen Erzeugnissen in 
den beiden Teilen Deutschlands vor der 
Wende gibt Abbildung 1 (5. 44). 
Mit dem Fall der innerdeutschen Grenze 
im November 1989 stieg in der ehemali­
gen DDR augenblicklich die Nachfrage 
nach Erzeugnissen aus der BR Deutsch­
land und dem westlichen Ausland sprung­
haft an, so daß auch auf allen Stufen der 
dortigen Land- und Ernährungswirtschaft 
Produktions- und Absatzstaus eintraten. 
Die Lage verschlechterte sich weiter im 
Sommer 1990 mit der Währungsunion, 
zumal nun Ausfuhren aus dem ehemali­
gen DDR-Gebiet in osteuropäische Länder 
nahezu völlig versiegten. Die Landwirt­
schaft reagierte hierauf mit einem drasti­
schen Abbau der Tierbestände bis zu 
50 %. Da im Bereich der Ernährungswirt­
schaft die Qualität der Erzeugnisse und 
die Produktvielfalt mit denen der BR 
Deutschland nicht konkurrieren konnten 
- viele Betriebe waren technisch überal~ 
tert und wiesen eine geringe Arbeitspro­
duktivität auf -, wurde vielfach die Pro­
duktion eingestellt oder erheblich gedros­
selt. So erklären sich die starken Produkti­
onsrückgänge bei Kondensmilch bis zu 
90 %, bei Magermilchpulver um 30 % 
bei Butter um 50 % und bei Käse u~ 
75 %. Ähnliche Rückgänge verzeichneten 
Fleisch, Eier und Kartoffeln, wofür die 
geringe Wettbewerbsfähigkeit der 
ernährungswirtschaftlichen Betriebe und 
das Verhalten der dortigen Verbraucher 
verantwortlich gewesen sind. So ergab 
sich, daß das eigene Aufkommen an 
ernährungswirtschaftlichen Erzeugnissen 
den Verbrauch der Bevölkerung im Bei­
trittsgebiet bei weitem nicht mehr deckte. 
Mit Ausnahme von Zucker wurden die 
entstandenen Versorgungslücken durch 

~ 
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Lieferungen aus den westlichen Bundes­
ländern und Importe aus dem westlichen 
Ausland geschlossen, um den Bedarf der 
Bevölkerung an qualitativ hochwertigen 
Nahrungsmitteln zu decken. Milch, 
Schlachttiere und Getreide flossen als 
Rohstoff zur industriellen Be- und Verar­
beitung in die alten Bundesländer und 
gelangten von hier als hochwertiges Nah­
rungsmittel wieder in das Beitrittsgebiet 
zurück. 
Inzwischen sind mit Unterstützung der 
Bundesregierung alle Anstrengungen 
unternommen worden, um die land- und 
ernährungswirtschaftliche Erzeugung 
im Beitrittsgebiet dem Bedarf an qualitativ 
hochwertigen Nahrungsmitteln schrittwei­
se zu nähern - ein Prozeß, der eine 
gewisse Zeit, Kapital, aber auch Fachwis­
sen erfordert. 

3. VERSORGUNGSSITUATION 
IM VEREINTEN DEUTSCHLAND 

3.1 INlANDSERZEUGUNG UND 
SELBSTVERSORGUNGSGRAD 
Im vereinten Deutschland sind 80 Mio 
Einwohner zu versorgen . Hierfür steht der 
deutschen Landwirtschaft 1991 eine land­
wirtschaftlich genutzte Fläche von 17,1 
Mio ha zur Verfügung, das sind über 21 ar 
je Kopf der Bevölkerung. Die Erzeugung 
auf dieser Fläche einschließlich der Erzeu­
gung aus importierten Futtermitteln deckt 
den Nahrungsverbrauch 1990/91 zu 99 %; 
ohne die tierische Erzeugung aus Import­
futte rmitteln beträgt der Selbstversor­
gungsgrad 89 %. Hinter diesen Gesamt­
zahlen verbergen sich jedoch bei einer 
Reihe von Erzeugnissen Überschüsse, die 
allerdings zur Substitution von Defizitpro­
dukten nicht herangezogen werden kön­
nen. Überschüsse sind bei Getreide 
(+14 %). Zucker (+ 51 %) sowie Milch 
und Milcherzeugnissen (+ 35 %) zu 
verzeichnen, während erhebliche Ver­
sorgungsdefizite bei Hülsenfrüchten 
(- 71 %). Gemüse (- 59 %). Obst 
(- 80 %). Fischen (- 64 %), Eiern 
(- 20 %). Nahrungsfetten (- 10 %) sowie 
bei Fleisch (- 14 %) die Versorgungssitua­
tion kennzeichnen. Ausfälle oder Unter­
brechungen von Importen in Krisenzeiten 
hätten erhebliche Störungen der Verbrau­
chermärkte zur Folge. Preissteigerungen 
wären kaum auszuschließen, so daß len­
kende Eingriffe des Staates erforderlich 
würden, um eine sozialgerechte Versor­
gung aller Bevölkerungsschichten zu 
gewährleisten . 

3. 1 . 1 PFlANZLICHE 
NAHRUNGSMITIEL 
Die Erzeugung von pflanzlichen Nahrungs­
mitteln ist stark von natürlichen Stand­
ortfaktoren abhängig. Bodenqualität, 
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Abb. 1: Versorgungssituation der BR Deutschland und der ehemaligen DDR 
(Durchschnitt der Jahre 1983/88 bzw. 1986/88) 
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UberS1cht 1: versorgungssituation bei pflanzlichen Erzeugni •• en nach Bunde.'andern 1880/81 
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BR DeutSchland entnalten 

Höhen- und Hanglage sowie klimatische 
Voraussetzungen sind für den Anbau der 
verschiedenen Kulturpflanzen maßgeblich , 
Daraus ergibt sich, daß in den einzelnen 
Regionen bestimmte Kulturpflanzen 
schwerpunktmäßig angebaut werden , So 
zum Beispiel Zuckerrüben auf schweren 
bis mittelschweren Niederungsböden wie 
in der Magdeburger Börde, Hildesheimer 
Börde und Köln-Aachener Bucht sowie in 
Unterfranken (Würzburg/Ochsenfurt) und 
in Niederbayern (Donaumoos) , Hier sind 
auch die Zuckerfabriken angesiedelt, die 
die Rüben zu Zucker verarbeiten und die 
Lagerhaltung sowie Vermarktung des 
Zuckers übernehmen. Der Kartoffelanbau 
bevorzugt dagegen leichte, sandige 
Böden . Hauptanbaugebiete sind Branden­
bung, Lüneburg-Hannover und in Bayern 
die Kreise Neuburg und Straubing. In die­
sen Regionen ist auch die kartoffelverar­
beitende Industrie ansässig, von dort 
gelangen die Kartoffeledelerzeugnisse 
über den Markt in die übrigen Regionen, 
Auch bei Getreide sind Anbauschwer­
punkte festzustellen, so läuft der Weizen­
anbau im wesentlichen mit dem Anbau 
von Zuckerrüben parallel, der Roggenan­
bau mit dem von Kartoffeln , Bei Getreide 
fallen jedoch die Standorte von Erzeugung 
und Verarbeitung oft auch auseinander, 
Die Mühlen liegen vorwiegend an den 
Hauptwasserstraßen bzw, Seehäfen. Hier­
her gelangt das Getreide zur Vermahlung, 
von wo es dann als Mehl zum Teil wieder 
in die Erzeugungsregionen zurückfließt. 
Übersicht 1 bietet einen komprimierten 
Überblick über die Versorgungssituation 
bei pflanzlichen Nahrungsmitteln, auch in 
den neuen Bundesländern. 
In den einzelnen Regionen der BR 
Deutschland ergeben sich unterschiedli­
che Versorgungsniveaus. Für die wich-

tigsten pflanzlichen Erzeugnisse sind die 
Ergebnisse in Abbildung 2 dargestellt. Sie 
bilden für die Versorgungsplanung in 
einem Krisenfall eine wichtige Grundlage, 
um Bund und Ländern Vorsorgemaßnah-

men zu ermöglichen , Die Datengrundlage 
mit einer regionalen Gliederungstiefe bis 
auf Kreisebene wird im Auftrag des Bun­
desministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten (BMU fortlaufend vom 
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Bundesamt für Ernährung und Forstwirt­
schaft (BEF) erarbeitet und so die notwen­
digen Planungsdaten gewonnen, wie sie 
das ESG und EVG verlangen. 
Bei Zucker werden große Überschüsse 
in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Bayern und in den neuen Bundesländern 
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen­
Anhalt erzeugt. Die übrigen Länder sind 
auf Zulieferungen aus diesen Überschuß­
regionen angewiesen. Überschüsse in 
Höhe von 1,5 Mio t werden exportiert 
oder gehen in den Bestand. Bei Kartof­
feln hat von den alten Bundesländern nur 
Niedersachsen Überschüsse, während die 
neuen Länder zum Teil erhebliche Über­
schüsse aufweisen, die für den Bedarf in 
den Zuschußgebieten verfügbar sind . Um 
den Kartoffelverbrauch in der BR Deutsch­
land völlig zu decken, sind Importe von 
0,8 Mio t, rund 13 % des Verbrauchs, 
erforderlich. 
Die Versorgung mit Brot hängt von der 
Erzeugung von Brotgetreide und der Ver­
mahlung in den Mühlenbetrieben ab 
(Abbildung 3). Der Getreidebedarf der 
Mühlen kann oft aus der Erzeugung im 
jeweiligen Land, so in den Stadtstaaten, in 
Nordrhein-Westfalen, in Baden-Württem­
berg und dem Saarland nicht gedeckt 
werden. Getreidelieferungen aus den übri­
gen Bundesländern oder Getreideimporte 
sind nötig. 1990/91 wurden jedoch in der 
BR Deutschland 4,7 Mio t mehr Brotge­
treide erzeugt als vermahlen, hiervon 

Abb. 3: Versor­
gung der Mühlen 
mit Brotgetreide 
in den Ländern 
und Regierungs­
bezirken 1990/91 

stammen allein 3,1 Mio t aus den neuen 
Bundesländern. Allerdings ist dort die Ver­
mahlung stark zurückgegangen und deckt 
den Mehlverbrauch der dortigen Bevölke­
rung nur noch zu 73 % . Die Fehlmenge in 
der Mehlversorgung wird durch die alten 
Bundesländer abgedeckt. Die Versorgung 
mit Mehl nach Ländern und Regierungs­
bezirken zeigt Abbildung 4. 
Da bei pflanzlichen Erzeugnissen die Pro­
duktion nur während einer kurzen Ernte­
periode erfolgt, spielt die Vorratshaltung, 
auf die noch näher eingegangen wird, 
eine große Rolle. 

3.1.2 TIERISCHE NAHRUNGSMITIEL 
Auch in der tierischen Erzeugung treten 
Produktionsschwerpunkte deutlich her­
vor. Die Rinderhaltung, das heißt die 
Milch- und Rindfleischerzeugung ist stär­
ker an das örtliche Futteraufkommen 
gebunden und nahezu flächendeckend 
vertreten; in den nördlichen und südlichen 
Grünlandgebieten tritt sie entsprechend 
stärker hervor. 
Konzentrationsschwerpunkte in der 
Schweine- und Geflügelmast sowie Eier­
erzeugung sind die Gebiete Weser-Ems 
und das Münsterland und der Bezirk Det­
mold. Hier wird in starken Maße flächen­
unabhängige Veredelungswirtschaft be­
trieben . Die erforderlichen Futtermittel 
stammen zum großen Teil aus Importen, 
vorwiegend eiweißreiche Futtermittel wie 
Sojaschrote. 

Quelle , BEF 

Abb. 4: Versor­
gung mit Mehl 
nach Ländern 
und Regie­
rungsbezirken 
1990/91 
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Die fleischverarbeitenden Betriebe, Ver­
sandschlachtereien und Fleischfabriken, 
sind vornehmlich in den Hauptproduk­
tionszonen angesiedelt, von wo aus die 
Verbraucherregionen beliefert werden. 
Schlachthöfe sind nicht zuletzt auch aus 
umweltpolitischen Gründen in den letzten 
Jahren mehr und mehr aus den städti­
schen Ballungsgebieten verbannt worden 
und in die ländlichen Erzeugergebiete 
abgewandert. 
Unter den Ländern mit Fleischüberschüs­
sen steht Niedersachsen an erster Stelle 
(Übersicht 1, s. S. 45). Von 1,0 Mio t Über­
schuß entfallen allein auf den Regierungs­
bezirk Weser-Ems 0,83 Mio t. Weitere 
Überschüsse liefern Brandenburg, Schles­
wig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern 
und Bayern. Sie versorgen die übrigen 
Bundesländer mit. In der Bundesrepublik 
Deutschland fehlen zur Versorgung der 
Bevölkerung 1991 etwa 0,2 Mio t Fleisch, 
1992 werden es voraussichtlich etwa 1,0 
Mio t Fleisch sein, das sind 14 % des Ver­
brauchs. Diese Menge wird durch Importe 
gedeckt. Die Versorgungssituation in den 
Ländern und Regierungsbezirken geht aus 
Abbildung 5 (s. H. 1/93) hervor. 
In den neuen Bundesländern ist im Zuge 
der Marktanpassung und Umstrukturie­
rung die Fleischerzeugung allein im letzten 
Jahr um 38 % zurückgegangen, wobei 
Sachsen und Sachsen-Anhalt mit 50 und 
56 % am stärksten betroffen waren. In­
zwischen ist jedoch wieder eine Stabilisie-

b:S:'l bis 50 
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UOerSlcht 2: versorgungssltuatlon Oe, tterlschen Erzeugnissen nach Bundeslanoern 1991; oei Fleisch 1992 vorausOerechnet 

.---------------------.------------------------+------------------------.------------------------.------------------------. 
I I Nahrungs'ette 1991 I) I PI.tliCh 1992 vor.uSb . I Mt Ich(Nahrung) 1991 I EI.r 1991 I 
I Lana .---------.-------- - .----.------- -- .-- -- - --- -.----.---------.---------.----.---------. --- ------.--- - . 
I IErzeugunglverbrauChl IErzeugunglverbraucnl IErzeugunglverbraucnl l&rzeugunglverbrauChl 
1 1 I"e, 25.7 1 1 I"e, 66.8 1 1 I"e, 243 1 1 I"., 242 1 I ! _________ !~~~~~~~ __ ! ! _________ !~~~~~~~ __ ! ! _________ !~~~~~~~ __ !! !St./KoPt I 
1 1 1000 t 1 1000 t 11·3)1 1000 t 1 1000 t 1.3)1 1000 t 1 1000 t 1 Y.3)I-~~~-;;~-I-~~~-;;~ - i '1.3)1 
+------ --- --------- ---.---------.---------.----.---------.---------.----.--- -- ----+---------+-- -- +---------.---------+ ---- + 

6000 Baden-Wurtt.mb. 228.0 253,4 80 412.8 883.8 48 2 398,0 80 1 103.8 2 "00.8 46 

9000 Bavern 166.0 284,6 57 1 065.4 I 008 .7 108 8 803.5 2 785,5 244 1 822.3 2 786.4 85 

11000 Ber 1 in 0.4 66.6 o 7.5 299,5 8.4 637 .8 10,4 839.3 

12000 Brandenburg 87 . I 68,6 10 I 338.8 218,7 155 704.0 829,9 112 729,' 630.2 118 

.000 Bremen 1 . 1 17,8 6 2.0 59 , 5 20 , 8 188,7 12 4.0 168,8 

2000 HamDurg 189,8 42 , 7 ...... 8) 2.> .... s . .. 1 I , 9 5.0 .03,7 

6000 Hessen 3<4, 1 1.'.1 23 219,3 1507.2 43 , 097,. 1 .09.8 78 8.3,15 1 408,9 46 

13000 Mecklenb . -vorpo. 59.1 .9.8 , '9 248.0 183.2 151 470,. 124 8114,0 470,3 145 

3000 Ntedersachsen 317, .. 180,1 187 I 851 . 7 846.5 255 4 722.0 1 786.0 263 4 562.1 1 805.8 253 

5000 Nordrhein-Westf . 560,9 .48,6 123 I 070.1 I 518,2 70 2 57 1,0 4221,9 81 I 928,4 4 2.0.8 45 

7000 Rhelnland - Pfalz 70,9 98.8 73 128,7 33 I, I 39 782,0 913 , 2 83 428,3 919 . 9 47 

10000 Saarland 1.2 27,8 4 12,8 83,3 14 92,2 281,2 35 &8,8 282,3 22 

1"000 Sacnsen 15",9 123,3 128 18 1,8 401,840 723,0 1 185 ,9 82 1 057.3 I 18",5 91 

I~OOO Sachsen-Anhalt 68,7 7".2 I 17 1155,4 242.0 84 458.0 70 1.5 815 819.0 702.15 117 

1000 Schlesw-Holste,n 130,8 87,8 '93 351,2 229.5 15' 2 018,0 840.8 3115 551.8 641 .8 86 

'6000 Thurlngen 42.<4 67,5 83 138.8 220,8 82 470,0 838, I 74 589,2 638.3 68 ------ --- ------ --------------------------------------------------------------------------------------------- - ----------------_ . 
50000 BR OeutsChland 2 102 •• 2 056.0 '02 5 983, I 8 950,0 88 23 193.0 19 440,0 119 14 977.0 .9 494.0 77 

I) Butter, Schl.chtfette und p'lanzl1Che Oie und Fett. 1n Retnfett 
2) Erzeugung tur Nahrungszwecke (onne futter, Industrte und sonstige verwendung) 
3) Deckung des verDrauchs in % durCh dl. jewei "ge Inlandserzeugung 
4) in Rohstoffwart 
5) ohne 1% Verluste sowie Ohne Brutaler 
8) Mengen aus verarbeitung ortsansa •• ig.r Olmuhlen eingerechnet 

rung auf dem jetzt erreichten Niveau bzw. 
ein leichter Aufwärtstrend festzustellen. 
In der Erzeugung von Milch ist Bayern mit 
Fl,8 Mio t führend . 30 % an der gesamten 
Erzeugung in der BR Deutschland entfal­
len auf Bayern . Zusammen mit Nieder­
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Baden­
Württemberg und Schleswig-Holstein 
werden in diesen fünf Ländern 79 % der 
deutschen Milch erzeugt. Die Überschüs­
se an Milch fließen aus diesem Ländern in 
die Zuschußgebiete. Von den neuen Bun­
desländern erbringen z.Zt. nur Branden­
burg und Mecklen~urg-Vorpommern gerin­
ge Uberschüsse (Ubersicht 2). 
Trotz aller Bemühungen zur Dross~lung 
der Milchproduktion ergibt sich ein Uber­
schuß an Milch von 3,8 Mio t. Diese Men­
gen gehen in den Export, vorwiegend in 
Form von Milcherzeugnissen oder in die 
Bestände der EG-Intervention in Form von 
Magermilchpulver. 
Da die Milch nicht im Rohzustand, das 
heißt direkt von der Kuh zum Verzehr 
gelangt, kommt der Be- und Verarbei­
tung in den Molkereien eine wichtige 
Funktion zu, die auch für die weitere 
Marktbeschickung eine zentrale Aufgabe 
wahrnehmen. Aus der regionalen Gegenü­
berstellung von Milcherzeugung und -ver­
arbeitung in den Molkereien werden die 
Warenströme zwischen Erzeugungs- und 
Verarbeitungsregionen deutlich. So bezie­
hen zum Beispiel die Stadtstaaten und die 
dichtbesiedelten Länder Nordrhein-West­
falen und Baden-Württemberg erhebliche 
Rohmilchmengen aus den übrigen Län­
dern. Auch überwiegt in diesen Ländern 
die Verarbeitung zu Frischmilcherzeug­
nissen, während in den marktfernen Län-

dern die Verarbeitung zu Käse und Milch­
dauerwaren dominiert. 
Die Versorgung mit Nahrungsfetten 
stützt sich auf pflanzliche und tierische 
Nahrungsfette, wobei vom Verzehr etwa 
57 % auf pflanzliche Fette und 43 % auf 
tierische Fette, darunter die Hälfte Butter, 
entfallen. Der Fettverbrauch wird 1991 zu 
etwa 90 % aus der Inlandserzeugung 
gedeckt, was auf die kräftige Zunahme 
der inländischen Erzeugung von pflanzli­
chen Fetten zurückzuführen ist. Hierfür ist 
die züchterische Entwicklung von Raps zu 
sog ... Doppelnullraps .. ursächlich, welcher 
frei ist von Erucasäure sowie Glukosinola­
ten . Das Öl kann somit zur Margarinepro­
duktion und das Schrot als Eiweißfutter­
mittel genutzt werden . 
Die regionale Versorgungssituation mit 
Nahrungsfetten insgesamt ist gekenn­
zeichnet durch Überschüsse in den nord­
deutschen Ländern und zwar in Schles­
wig-Holstein mit 63 000 t, Hamburg 
147000 t und Niedersachsen mit 
127 000 t; geringe Überschüsse liefern 
auch die neuen Bundesländer Mecklen­
burg-Vorpommern, Sachsen und Sachsen­
Anhalt mit insgesamt 53 t . Alle übrigen 
Länder weisen Versorgungsdefizite auf 
und sind auf Zulieferungen der Über­
schußr.egionen und auf Importe angewie­
sen (Ubersicht 2). Eine gewisse Bedeu­
tung kommt in der Fettversorgung auch 
den Beständen zu, die etwa 18 % des 
Jahresverbrauchs abdecken, wozu noch 
näher eingegangen wird. 
Die Versorgung der Bevölkerung in der BR 
Deutschland mit Eiern erfolgt 1991 zu 
Dreiviertein aus inländischer Erzeugung. 
Hauptproduzent ist Niedersachsen, auf 

das mit 4,6 Mrd Eiern nahezu ein Q,rittel 
der Inlandsproduktion entfällt (Uber­
sicht 2). Weitere Überschüsse kommen 
aus den neuen Bundesländern Mecklen­
burg-Vorpommern, Brandenburg und 
Sachsen-Anhalt. Trotz nennenswerter Eie­
rerzeugung von jeweils fast 2 Mrd Eiern 
sind Nordrhein-Westfalen und Bayern 
ebenso wie die Stadtstaaten mit unbedeu­
tender Eigenproduktion auf erhebliche 
Zufuhren angewiesen (Übersicht 2). • 
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WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG - DIE SCHUTZKOMMISION 

SCHNELLE GC-M.$-ANAL YSE 
BEI .. CHEMIEUNFALLEN UND 
BRANDEN 
VORTRAG AUF DER JAHRESTAGUNG DER SCHUTZKOMMISSION DES BMI IN WÜRZBURG 

Gerhard Matz, Hamburg-Harburg 

1. VON DER ARBEIT 
DER SCHUTZKOMMISSION 
ZUM BMFT· 
FORSCHUNGSVORHABEN 

In den Jahren 1988 und 1989 hat sich die 
Ad-hoc-Arbeitsgruppe "Chemieuntälle und 
Katastrophenschutz" der Schutzkommis­
sion des Bundesministers des Inneren mit 
der Frage auseinandergesetzt. auf welche 
Weise bei großen Chemieunfällen und 
Bränden möglichst schnell über die Art 
und Menge der freigesetzten Stoffe 
Kenntnis gewonnen werden kann. Ziel ist 
gewesen, die Maßnahmen aufzuzeigen, 
die notwendig sind, um eine rechtzeitige 
Warnung vor einer auftretenden Gefahr zu 
ermöglichen und, falls toxische Stoffe frei­
werden, die Möglichkeit zu schaffen, 
durch Analyse der Stoffe schnell Gegen­
maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung 
einleiten zu können. 
Im Raum schwebte die Frage, ob es sinn­
voll sei, das bestehende Strahlenmeßnetz 
Wadis durch Sensoren tür chemische 
Stoffe zu ergänzen, um flächendeckend 
eine rechtzeitige Warnung zu gewährlei­
sten. Da jedoch die von Chemikalien aus­
gehende Gefahr sehr viel kleinräumiger ist 
und von Transportwegen, Lager- und Pro­
duktionsstätten ausgeht, die Analyse der 
Stoffe zudem sehr viel aufwendiger ist als 
im Falle der Radioaktivität, wurde anstelle 
des stationären, flächendeckenden Meß­
netzes folgende zweistufige Lösung vor­
geschlagen: 
1. Objektorientierte bzw. mobile Sensorik 
zur Alarmierung und Entwarnung und 
2. Mobile Hochleistungsanalytik zur Stoff­
identifizierung. 
Zu beiden Teilproblemen sind die prinzipi­
ell verwendbaren Komponenten zusam­
mengetragen worden und sollten im Rah­
men von Forschungsvorhaben der Schutz­
kommission untersucht werden. 
Der erste Problemkreis wird bisher nicht 
in geschlossener Form mit den Zielen der 
Schutzkommission bearbeitet. 
Die Tatsache, daß mit dem mobilen Mas­
senspektrometer MM1, das die Bundes­
wehr für ihren Spürpanzer Fuchs zur 
Kampfstoffdetektion entwickelt hat. ein 
Hochleistungs-Analysensystem prinzipiell 
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für die zweite Aufgabe zur Verfügung 
steht, und das Interesse der für den Zivil­
schutz Zuständigen und der Feuerwehren 
an diesem System haben dazu geführt, 
daß nach einer kleinen Anfrage im Bun­
destag zu diesem Thema ein Forschungs­
vorhaben, vom BMFT gefördert, Ende 
1989 an gestartet wurde. Im Verbund zwi­
schen der Technischen Universität Ham­
burg-Harburg, der Bremer Herstellerfirma 
des Massenspektrometers Bruker-Fran­
zen Analytik und den Feuerwehren sollen 
in den kommenden drei Jahren die Ver­
wendbarkeit des Meßsystems erforscht 
werden und Verfahren der Proben nahmen 
und Analyse entwickelt werden, die für 
den speziellen Einsatz optimiert sind. 

2. ZIELE DES 
FORSCHUNGSVORHABENS 

Als die Analysentechnik, die mit der Auf­
gabe der Identifizierung von toxischen 
organischen Stoffen mit dem besten 
Nachweisvermögen bekannt ist, gilt die 
Gaschromatographie-Massenspektrome­
trie. Aus dem siebenjährigen Betrieb des 
mobilen Massenspektrometers bei der 
Bundeswehr, Forschungsvorhaben im 

Abb. 1: Chemika/ienanalyse 
mit dem mobilen Massen­
spektrometer im 
Meßfahrzeug 

Rahmen der Altlastenanalytik und die 
Zusammenarbeit mit der Hamburger Feu­
erwehr bei diversen Chemieunfällen und 
Bränden haben sich die Erfahrungen ent­
wickelt, aus denen die Ziele für das For­
schungsvorhaben abgeleitet wurden. In 
Hamburg kann das Meßsystem, in einem 
Geländewagen untergebracht (s. Abb. 1), 
schnell per Funk zu den Einsätzen der 
Feuerwehr gebracht werden. 
Die vielschichtige Problematik der schnel­
len Identifikation und Quantifizierung von 
Schadstoffen vor Ort im Fall eines Che­
mieunfalles, unter dem besonderen 
Aspekt der Qualifikation der Einsatzkräfte, 
der Schnelligkeit der Probennahme und 
Analyse unter Streß, soll durch folgende 
Themenkreise untersucht werden mit 
dem Ziel, Lösungen für den routinemäßi­
gen Einsatz zu finden: 

ZIEL 1 - SICHERE PROBENNAHME -
ERPROBUNG IN GANZ 
DEUTSCHLAND 

Die Probennahme ist das A und 0 der 
Analytik; bei ihr werden die Fehler 
gemacht, die durch nichts wieder gutzu­
machen sind. Es muß also eine "sichere" 

~ 
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Übersicht der Analysenverfahren 

Mobiles Massenspektrometer MM1 Abb.2: 

Probenahme entwickelt werden, die von 
"gut ausgebildeten analytischen Laien " , 
als Probennehmer kommen die Einsatz­
kräfte der Feuerwehr in Frage, so auszu­
führen ist, daß repräsentative Proben 
gewonnen werden. 
Luft-, aber auch Boden- und Wasserpro­
ben müssen analysiert werden können; 
das bedeutet, daß definierte Volumina von 
der richtigen Stelle genommen werden 
müssen. Die Unfallsituation führt dazu, 
daß die Einsatzkräfte unter Streß arbeiten 
und somit Verfahren benötigen, die ein­
fach und ohne Verwechslung fehlerfrei 
ablaufen können . 

Analyseverfahren 

wie gereinigte Probenahmegeräte, wieder 
an den Absender zurückgeschickt. 
Diese Vorgehensweise bietet die größt­
mögl iche Gewähr dafür, daß die Proben­
nahme und jede Weiterentwicklung vom 
Anwender intensiv und praxisorientiert 
geprüft wird . Vorschläge zu Änderungen 
können schnell realisiert werden, so daß 
nach Ablauf von drei Jahren eine optimier­
te Probennahme zur Verfügung stehen 
wird . 
Zudem kommen auf diese Weise eine 
große Menge von Daten über alle größe­
ren Schadensfälle zusammen, die vom 
Rechner weiterverarbeitet werden kön­
nen. Dies kann z. B. zu Korrelationen zwi­
schen Brandgut, Löschart und Schadstof­
fen führen . Der Phantasie der Auswertung 
dieser Daten sind noch keine Grenzen 
gesetzt. 
Wichtig sind aber die Informationen aus 
den Analysen : bei der Vielfalt der unter-

schiedlichen Fälle kommt eine sehr inter­
essante Stoffbibliothek zusammen, die als 
Eingangsgröße für die automatische Aus­
wertung der Analysen dienen soll. 

ZIEL 2 - SCHNELLE 
"AUTOMATISCHE" ANALYSE 

Prinzipiell kann eine große Palette von 
Analyseverfahren mit dem Meßsystem 
ausgeführt werden (s . Abb. 2) . Im Rah­
men des Vorhabens sollen Verfahren stan­
dardisiert werden, die die beste Gewähr 
für schnelle zuverlässige Aussagen liefern . 
Für die zunächst notwendige gaschroma­
tographische Trennung der unter Umstän­
den sehr komplexen Stoffgemische ste­
hen mehrere Sonden zur Verfügung, 
deren Trenneigenschaft durch die Wahl 
von Kapillaren und deren Beschichtung 
optimiert wird . 
Die Auswertung soll in ca . 15 Minuten 
abgeschlossen sein, je ca . 5 Minuten für 
Probennahme, Analyse und Auswertung . 
Das ist für einfache Fälle jetzt schon mög­
lich, da das mobile Massenspektrometer 
MM1 (s . Abb. 3) sowohl von der Analytik 
als auch vom robusten Aufbau, der relativ 
einfachen Bedienung und hohen Zuverläs­
sigkeit des Meßsystems unter allen 
Umweltbedingungen die Voraussetzungen 
dafür liefert. 
Komplexe Stoffgemische führen jedoch zu 
Ergebnissen (s. Abb. 4), den Gaschroma­
togrammen und Massenspektren, deren 
Interpretation zur Zeit den hochqualifizier­
ten Analytiker benötigt. Neue Entwicklun­
gen sind daher in folgenden Punkten not­
wendig, um die Analyse weitgehend auto­
matisch ablaufen zu lassen: 

Die Feuerwehren (s . Liste der Teilnehmer) 
als potentielle Probennehmer haben sich 
aus eigenem Interesse an diesem Vorha­
ben bereiterklärt, bei allen Ereignissen, bei 
denen mit der Freisetzung von toxischen 
Stoffen zu rechnen ist, für das For­
schungsvorhaben Proben zu nehmen. 
Dazu sind speziell ausgestattete Proben­
nahmekoffer, nach einer Einweisung in 
die Probennahme, an alle Teilnehmer ver­
teilt worden . 

Abb. 3: Mobiles Massenspektrometer MM1 

Liste der an der Probennahmeaktion teil­
nehmenden Feuerwehren : 
Berlin Bremen Bremerhaven 
Frankfurt Halle Hamburg 
Hannover Karlsruhe Köln 
Leipzig Lübeck Mainz 
München Rostock Saarbrücken 
Brandschutz- und Katastrophenschutz­
schule Heyrothsberge 
ForschungssteIle für Brandschutztechnik 
der TU Karlsruhe 

Die Luftproben werden auf einem speziel­
len Adsorbens, "Tenax" , das sich in dicht 
schließenden Kartuschen befindet, mit 
einer Handpumpe gesammelt. Boden und 
Wasserproben kommen in Glasflaschen. 
Sofort nach der Probennahme werden die 
Proben nach Hamburg gesendet, zusam­
men mit formatierten Probenberichten für 
Brände bzw. Chemieunfälle, in denen alle 
interessanten Daten zum Schadensfall 
aufgeführt sind . Im Labor der TUHH ange­
kommen, werden die Proben sofort analy­
siert und die Analysenergebnisse, ebenso 
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W ISSENSCHAFT UND FORSCHUNG - DIE SCHUTZKOMMISION 

- Probenaufbereitung: 
durch die Verwendung von internen Stan­
dards soll die Quantifizierung und Kontrol­
le der Analysenqualität optimiert werden 
- Auswerteprogramme: 
durch Korrekturen, z. B. Subtraktion aller 
nicht toxischen Stoffe, die im Feldversuch 
als typische Stoffe erkannt worden sind, 
Kalibrierungen, Berücksichtigung der Re­
tentionszeiten und beschleunigte Biblio­
theksuche soll die Analysengeschwin­
digkeit bei gesteigerter Güte erreicht wer­
den 
- Spezielle Bibliotheken: 
die Ergebnisse aus dem Feldversuch sol­
len in die neu zu erstellenden Bibliotheken 
einfließen, so daß fallbezogene Bibliothe­
ken schnell sicher durchsucht werden 
können 
- Datenbanken: 
sowohl Stoffdatenbanken als auch Spek­
trendatenbanken, z. B. die NIST {50 000 
Stoffe} und Wiley {120 000 Stoffe} sollen 
schnell durchsucht werden können, 
sowohl direkt im Rechner als auch durch 
Datenfernübertragung 
- Datenfernübertragung: 
per Mobiltelefon soll vom Einsatzort der 
Kontakt zu Experten ermöglicht werden. 
Aufgrund der kleinen Anzahl von analyti­
schen Experten können diese nicht bei 
allen Fällen am Ort zur Verfügung stehen. 

Im Prinzip ist es aber möglich, daß 
bestimmte Experten, die mit Modem und 
Auswerterechner ausgestattet sind, in 
Rufbereitschaft stehen und jederzeit als 
Gutachter gerufen werden können. Die­
ses System soll exemplarisch in Hamburg 
aufgebaut werden. 

ZIEL 3 - MIT DEM HUBSCHRAUBER 
SCHNELL ZUM EINSATZORT 

Da ein derartiges mobiles GC-MS-System 
aus Kosten-, aber auch Personalgründen 
nicht flächendeckend eingesetzt werden 
kann, soll das gesamte analytische 
System per Hubschrauber zum Einsatzort 
verfrachtet werden können. Es ist denk­
bar, daß eines von ca. 15 Meßsystemen, 
die über Deutschland verteilt sein könn­
ten, innerhalb von ca. 30 Minuten am Ein­
satzort ist. 
Hierzu sind Modifikationen des Meßsy­
stems und Erweiterungen zu entwickeln, 
die die Flugtauglichkeit und Zulassung des 
GC-MS im Hubschrauber betreffen. 

3. ERSTE ERGEBNISSE -
AUSBLICK 

Der Feldversuch mit realen Proben von 
den Feuerwehren, der seit April 1992 
läuft, hat zu einer Probenhäufigkeit von 
2NVoche geführt. Wenn dieser Trend 
anhält, wird in zwei Jahren eine aussage­
kräftige Datensammlung zur Verfügung 
stehen. Eine erste große Revision ist für 
Ende 1992 vorgesehen, nach der eventu­
ell Änderungen in das System eingeführt 
werden sollen. 
Zie l ist, in einer Übung 1994 das gesamte 
System bei einem fiktiven Chemieunfall 
zu demonstrieren und es erscheint reali­
stisch, daß ein solches System bei Che­
mieunfällen und Bränden in ganz Deutsch­
land Ergebnisse innerhalb einer Stunde 
liefert. 
Für Europa ist in Brüssel geplant, soge­
nannte Task Forces für bestimmte Kata­
strophenfälle, z. B. Waldbrände, Che­
mieunfälle usw. einzurichten . Aus Ham­
burg kommt dazu der Vorschlag, eine 
europäische "Task Force Chemie", deren 
Komponenten in Hamburg komplett vor­
handen und erprobt sind, einzurichten und 
für den europaweiten Einsatz bereitzuhal­
ten. 
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1 Schwefeldioxid 
2 Benzol 
3 Toluol 
4 Pyridin 
5 Xylol 
6 Styrol 
7 Benzaldehyd 
8 Phenol 
9 Naphthalin 
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11 Biphenyl 
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Abb. 4: Analysen­
beispiel einer Rauch­
gasprobe, 11 Stoffe 
sind identifiziert 
Oben: Massen­
spektren 
Unten: Chromato­
gramm 



BEGRIFFE IN DER ZIVILEN NOTFALLVORSORGE (IV) 
EIN FACHLEXIKON (SCHLUß) 

Friedhelm Vogelbusch, Haan bei Düsseldorl 

Hiermit werden die in den vier Ausgaben der NV + ZV (1/92 - IV/92) veröffentlichten Fachbegriffe abgeschlossen 

KATASTROPHENSCHUTZ IN ARBEITS­
STÄnEN 
> Betrieblicher Katastrophenschutz 

KRISEN * 7 
können grob in Versorgungs-, Wirtschafts-, 
und politische Krisen unterteilt werden, 
wobei selbstverständlich die Übergänge 
fließend sein können. Krisen kündigen 
sich i.d. Regel über lange Zeit an, treten 
doch meist überraschend ein, erstrecken 
sich über große Flächen und dauern über 
lange Zeiträume an. 

NUKLEARES EREIGNIS * 10 
Jedes einen Schaden verursachende 
Geschehnis oder jede Reihe solcher auf­
einander folgender Geschehnisse dessel­
ben Ursprungs, sofern das Geschehnis 
oder die Reihe von Geschehnissen oder 
der Schaden von den radioaktiven Eigen­
schaften oder einer Verbindung der radio­
aktiven Eigenschaften mit giftigen, explo­
siven oder sonstigen gefährlichen Eigen­
schaften von Kernbrennstoffen oder radio­
aktiven Erzeugnissen oder Abfällen oder 
von den von einer anderen Strahlenquelle 
innerhalb der Kernanlage ausgehenden 
ionisierenden Strahlungen herrührt oder 
sich daraus ergibt. 

PFLICHTAUFGABEN ZUR ERFÜLLUNG 
NACH WEISUNG 
Nach den Gemeindeordnungen und Kreis­
ordnungen der Bundesländer können Auf­
gaben, die sich aus Bundes- und Landes­
gesetzen ergeben, Gemeinden bzw. Krei­
sen als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung übertragen werden. Bei dieser 
Aufgabenart besteht im allgemeinen mehr 
Gestaltungsfreiheit, als bei der Auftrags­
verwaltung . (> Bundesauftragsverwaltung) 
Das Gesetz bestimmt den Umfang des 
Weisungsrechts. Die Katastrophenschutz­
und Brandschutzgesetze der Bundeslän­
der sind im allgemeinen als Pflichtaufgabe 
zur Erfüllung nach Weisung wahrzuneh­
men. 
Bei dieser Aufgabenart können kommu­
nalpolitische Gremien Auskunft verlangen 
und im gewissen Umfange Einfluß auf die 
Ausgestaltung der Pflichtaufgabe neh­
men. Berichtspflicht besteht von seiten 
der Verwaltung also nicht nur gegenüber 
Aufsichtsbehörden. 

REGELN DER TECHNIK * 8 
Durch die Verwendung dieses unbe­
stimmten Rechtsbegriffes werden diese 
Regelungen praktisch zum Bestandteil der 
Norm erhoben. Sie sind allgemein aner­
kannt, wenn die Mehrheit der Fachleute in 
der BRD, die sie anzuwenden hat, von 
ihrer Richtigkeit überzeugt sind und ihre 

sicherheitstechnische Bewährung in der 
Praxis feststeht. 
Normblätter, Richtlinien, Merkblätter = 
Regelwerke werden von fachlich beson­
ders qualifizierten Verbänden erarbeitet, 
z.B. DIN, VDE, staatliche Stellen. 

REnEN * 3 
ist das Abwenden eines lebensbedrohli­
chen Zustandes von Menschen oder Tie­
ren durch lebensrettende Maßnahmen 
und/oder durch Befreien aus einer lebens­
bedrohlichen Zwangslage. 

REnUNGSDIENST * 3 
Der Rettungsdienst ist organisierte Hilfe 
und hat die Aufgabe, bei Notfallpatienten 
noch am Notfallort lebensrettende Maß­
nahmen durchzuführen, ihre Transport­
fähigkeit herzustellen und sie unter Auf­
rechterhaltung der Transportfähigkeit und 
unter Vermeidung weiterer Schäden in ein 
geeignetes Krankenhaus zu befördern 
(Notfalleinsatz) . Aufgabe des Rettungs­
dienstes ist auch der Krankentransport. 

RISIKO 
Das Risiko, das mit einem bestimmten 
technischen Vorgang oder Zustand ver­
bunden ist, wird zusammenfassend durch 
eine Wahrscheinlichkeitsaussage be­
schrieben, die 
- die zu erwartende Häufigkeit des Ein­

tritts eines zum Schaden führenden 
Ereignisses und 

- das beim Ereigniseintritt zu erwarten-
de Schadensausmaß 

berücksichtigt. 
Grenzrisiko ist das größte noch vertretba­
re Risiko eines bestimmten technischen 
Vorganges oder Zustandes. Im allgemei­
nen läßt sich das Grenzrisiko nicht quanti­
tativ erfassen. Es wird in der Regel indi­
rekt durch sicherheitstechnische Festle­
gungen beschrieben. 

SCHADEN * 3 + * 9 
ist ein Nachteil durch Verletzung von 
Rechtsgütern aufgrund eines bestimten 
technischen Vorganges oder Zustandes. 
Der Schaden ist zunächst in dem Sinne 
umfassend zu sehen, daß jede kausal auf 
dem Ereignis beruhende Rechtsgutverlet­
zung einbezogen wird. Sollen bestimmte 
Folgen eines schädigenden Ereignisses 
unberücksichtigt bleiben, so hat diese 
Wertung im Rahmen der Bestimmung des 
Grenzrisikos bzw. der sicherheitstechni­
schen Festlegungen zu erfolgen. 

SCHADENSGEBIET * 3 
ist ein Gebiet, in dem durch ein plötzliches 
und unvorhergesehenes Ereignis Perso­
nenschäden, Schäden an Tieren und/oder 
an Sachwerten aufgetreten sind . 

SCHADSTOFF * 5 
Stoff, der im Arbeitsprozeß entsteht, frei­
gesetzt oder eingesetzt wird und durch 
seine Aufnahme in den menschlichen Kör­
per insbesondere wegen seiner toxischen, 
fibrogenen, ätzenden, mutageneren oder 
kanzerogenen Wirkung zur gesundheitli­
chen Schädigung führen kann. 

SCHUTZ * 9 
ist die Verringerung des > Risikos durch 
Maßnahmen, die entweder die Eintritts­
häufigkeit oder das Ausmaß des Scha­
dens oder beide einschränken. 

SICHERHEIT * 9 
Sachlage, bei der das > Risiko nicht 
größer als das Grenzrisiko (größtes noch 
vertretbares Risiko) ist. 

SICHERHEITSTECHNIK * 9 
Technische Erzeugnisse müssen so 
beschaffen sein, daß von ihnen grundsätz­
lich keine Gefahr ausgehen kann. Subsi­
diär sind Gefahren aufzuzeigen. 

SICHERSTELLUNG 
In mehreren Gesetzen zur zivilen Verteidi­
gung wird dieser Begriff benutzt. "Sicher­
steIlung" , besser Versorgungs-/Unterstüt­
zungsplanung; soll gewährleisten, daß 
durch planerische Maßnahmen bei allen 
Gefahren- und Schadenslagen die Versor­
gung mit Gütern, Werk- und Dienstleistun­
gen ohne gravierende Einschränkungen 
möglich ist. Alle Maßnahmen werden 
jedoch Auswirkungen nur selten verhin­
dern, sondern lediglich mindern können. 

SPANNUNGSFALL * 2 
Gemäß Artikel 80 a GG kann bei Bedro­
hung der BRD von außen der Spannungs­
fall mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der im Bundestag abgegebenen Stimmen 
festgestellt werden. 

STÖRFALL * 2 
Der Begriff "Störfall" bezieht sich auf die 
Störung eines bestimmungsgemäßen 
Betriebs im Bereich der Chemie, durch die 
ein bestimmter Stoff frei wird, in Brand 
gerät oder explodiert und eine> Gemein­
gefahr hervorgerufen wird . (Vgl. § 2 Abs. 1 
der Störfall-VO des Bundes) . 

TECHNISCHE HILFELEISTUNG * 3 
umfaßt Maßnahmen zur Abwehr von 
Gefahren für Leben, Gesundheit und 
Sachen, die aus Explosionen, Über­
schwemmungen, Unfällen und ähnlichen 
Ereignissen entstehen. 
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UNFALL * 3 
ist ein plötzliches, unvorhergesehenes 
und durch äußere Ursachen eintretendes 
Ereignis, das zu einem Schaden/Personen­
schaden führt. 

UNTERHALTUNG * 2 
Der Begriff wird z.B. im Schutzbaugesetz 
des Bundes, § 18, verwendet. Gemeint ist 
offensichtlich> "Instandhaltung" . 

VERSAGEN * 2 
Menschliches Versagen 
* durch unzureichende Forschung 

bzw. Planung 
* durch bewußte Vernachlässigung 

von Sicherheitsvorkehrungen 
* durch seelische und körperliche 

Überforderung 
Naturereignisse, deren Ursachen von 
Menschen trotz optimaler Forschung­
und Planung und Sicherheitsvorkeh­
rungen nicht beeinflußbar sind . 
"Technisches Versagen" ist keine 
eigenständige Komponente, weil dies 
immer auf menschliches Versagen 
zurückzuführen ist. 

VERTEIDIGUNGSFALL * 2 
Gemäß Artikel 115 a GG Feststellung, daß 
das Bundesgbiet mit Waffengewalt ange­
griffen wird oder ein solcher Angriff unmit­
telbar droht (Verteidigungsfa ll ). Die Fest­
stellung erfolgt auf Antrag der Bundesre­
gierung durch den Bundestag mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebe­
nen Stimmen, mindestens der Mehrheit 
der Mitglieder des Bundestages; sie 
bedarf der Zustimmung des Bundesrates. 
Der Verteidigungsfall ist nicht gleichbe­
deutend mit Krieg. 

WARTUNG * 6 
Teil der> Instandhaltung 
Wartung bedeutet: 
Maßnahmen zur Bewahrung des Solizu­
standes von technischen Mitteln eines 
Systems. Dazu zählt das Reinigen, 
Schmieren und Nachstellen. 

Ouellen: 
• 1 Graße/Sinks: " Arbeitssicherheit und Unfallverhü­
tung im öffentlichen Dienst ". 2. Auflage 1989, Verlag 
ecomed, Justus-von-Liebig-Straße 1, 8910 Lands­
berg/Lech. 
• 2 Vogelbusch: " Katastrophenschutz in Arbeitsstät­
ten " Loseblattwerk. Verlag ecomed. Justus-von-Lie­
big-Straße 1. 8910 Landsberg/Lech. 
• 3 DIN 14001. Teil 1 Ausgabe 07.77 - 2/06.75 -
3/05.79 - 5/05.80 - 6/06.89 - 7/11.79 - 8/04.78 -
9/03.85. 
Wiedergegeben mit Erlaubnis des DIN Deutsches 
Institut für Normung e. V. Maßgebend für das Anwen­
den der Norm ist deren Fassung mit dem neuesten 
Ausgabedatum. die bei der Beuth Verlag GmbH. Burg­
grafenstraße 6. 1000 Berlin 30, erhältlich ist. 
• 4 WHO - Definition 
• 5 Arbeitsschutz-Verordnung der ehemaligen DDR 
• 6 DIN 31051. Ausgabe 01 .85 
• 7 Universität Kiel. Projekt" Schutzinformation ". Vor­
gelegt der Schutzkommission des Bundesministers 
des Innern. 1987 
• 8 Bundesanstalt für Arbeitsschutz. Dortmund. in 
mehreren Publikationen. 
• 9 DIN VDE 31000. Ausgabe 03.79 
• 10 Atomgesetz des Bundes. Anlage 1 • 
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Die russ.-orth. Kirche sucht zur Ein­
richtung von behüteten Werkstät­
ten in Rußland gebrauchte Strick­
und Nähmaschinen. Diese Werk­
stätten sollen Rentnern und Invali­
den (hier würde man sagen behin­
derte Mitbürger) helfen, sich selbst 
mitzuversorgen. Die Lage für diese 
Menschen in der heutigen russi­
schen Gesellschaft ist nicht einfach, 
da sie vielfach als eine Last für die 
Gesellschaft angesehen werden 
und sich oft selbst auch so ein­
schätzen. 

Wir bitten um Ihre Mithi lfe. 
Bitte wenden Sie sich an 

Russisch-Orthodoxe Kirche, 
Eller Str. 213, 4000 Düsseldorf 1 
Tel.: 02 11/726263 

Die Sachspenden werden auch 
abgeholt. Geldspenden auf das 
Konto 4 253 167 bei der Commerz­
band AG Düsseldorf, 
BLZ 300 400 00 erbeten. 

Spendenbescheinigungen werden 
ausgestellt. 

STAATSSEKRETÄR 
HANS NEUSEL IM RUHESTAND 
NACHFOLGER 
JOHANNES VÖCKING 
Seit 1985 war Hans Neusei als beamteter 
Staatssekretär im Bundesministerium des 
Innern für Fragen der inneren Sicherheit 
und des Verfassungsrechts sowie des 
Bevölkerungsschutzes zuständig. Mit 
Erreichen des 65. Lebensjahres im Sep­
tember 1992 trat er am 30. September 
1992 in den Ruhestand . 
Sein Nachfolger ist Dr. Johannes Vöcking, 
der sein Amt am 1 . Oktober 1992 antrat. 

Dr. Johannes Vöcking (CDU), 
Parlamentarischer Staatssekretär im 
Innenministerium 

Aufnahme: varia-press 

Vöcking wurde 1949 in AhausIWestfalen 
geboren. Durchsetzungsvermögen wurde 
zu Hause vorgelebt - die Eltern hatten 
aus kleinen Verhältnissen ein ansehnli­
ches Speditionsunternehmen aufgebaut. 
Er studierte Rechtswissenschaften in 
Bonn, Freiburg und Mainz. Vöcking kam 
zur CDU, wurde aber nicht zum Politiker. 
Seit dem Regierungswechsel 1982 sam­
melte Vöcking vielfältige Erfahrungen. Er 
war persönlicher Referent des Staatsse­
kretärs Baden im Arbeitsministerium, lei­
tete später dort das Haushaltsreferat. 
wurde Vizepräsident des Bundesversiche­
rungsamtes in Berlin und kehrte 1989 als 
Büroleiter von Minister Blüm zurück. Mit 
der Ausarbeitung des Sozialgesetzbuches 
war er ebenso befaßt wie mit der "Sozial­
union" vor der Vereinigung Deutschlands. 
Der damalige Kanzleramtsminister Seiters 
holte ihn 1991 als Abteilungsleiter in die 
Regierungszentrale . Dort war Vöcking als 
Leiter der Zentralabteilung auch für das 
weite Gebiet der Innen- und Rechtspolitik 
zuständig: innere Sicherheit und Asyl, poli­
tischer Extremismus und öffentlicher 
Dienst. Es war eine Vorbereitung auf 
höhere Aufgaben. Tatsächlich wurde 
schon bald nach dem Wechsel von Mini­
ster R. Seiters in das Innenministerium 
(November 1991) davon gesprochen. 
Die Stabsstellen in den Behörden, der 
Binnenbetrieb zwischen Regierung und 
Parlament, waren sein Tätigkeitsfe ld. Ehr­
geiz, Leistung und Geschick brachten ihn 
schnell nach oben. Binnen 15 Jahren stieg 
er vom Referenten im Arbeitsministerium 



zum Staatssekretär im Innenministerium 
auf. 
Im Innenministerium ist er nun einer unter 
drei Staatssekretären - zusammen mit 
Franz Kroppenstedt und Walter Priesnitz. 
Dort obliegt ihm die Aufsicht der politisch 
sensiblen und einflußreichen Abteilungen: 
Verfassung und Verwaltung; innere Sicher­
heit (Verfassungsschutz); Polizeiangele­
genheiten. 
Uber die Zuordnung der Abteilung KN 
(Katastrophen-/Zivilschutz, Notfallvorsorge, 
Zivile Verteidigung) wurde um den 
1. 10. 1992 viel "orakelt ". Zunächst sollte 
sie zu Sts Kroppenstedt, dann zu Sts 
Vöcking. Erst am 5. 10. 92 wurde sie dem 
Geschäftsbereich von StS Vöcking zuge­
o~n~. ~~ 

NEUE SCHULLEITUNG 
AN DER KSB 
Nach mehrmonatiger Vakanz in der Lei­
tung der Katastrophenschutzschule des 
Bundes hat nunmehr das Bundesministe­
rium des Innern mit Verfügung vom 
8. 9. 1992 die Nachfolge geregelt. Sie war 
notwendig geworden durch den Wechsel 
des früheren Leiters, Ltd. Regierungsdi­
rektor Norbert Krutzki, der seit 15. 1. 1992 
in den Dienst des Freistaates Sachsen 
versetzt ist. Neuer Schulleiter ist Ltd . 
Regierungsdirektor Peter Arlitt, der auch 
weiterhin als Obmann der Schwerbehin­
derten im Geschäftsbereich des BMI tätig 
ist. Neu geschaffen wurde die Position 
des ,Ständigen Vertreters des Schulleiters 
der KSB'. Auf diesen Dienstposten wurde 
'Jnter gleichzeitiger Beförderung zum 
Regierungsdirektor (22 . 9. 1992) der bis­
herige komm. Schulleiter, Franz-Josef 
Molitor, berufen . (hs) 

SEMINAR "SICHERHEITS. 
POLITIK UND ZIVILSCHUTZ11 

VOM 30.9. - 2. 10. 1992 
IN DER THEODOR-HEUSS-AKADEMIE 
IN GUMMERSBACH 
Peter Eykmann, im Nebenberuf Schatz­
meister der liberalen Wolfgang-Döring­
Stiftung, lud zu einem Zivilschutzseminar 
ein. 30 Plätze standen bereit, über 60 Teil­
nehmer bekundeten Interesse. So blieben 
nur Auserwählte übrig: Professionelle 
Bevölkerungsschützer aus dem öffentli­
chen Dienst, aus Hilfsorganisationen, dem 
THW, natürlich dem BVS (in dem der 
Seminarleiter hauptamtlich tätig ist). dem 
Deutschen Feuerwehrverband und der 
Fachpresse. Wer glaubte - ich tat es 
zuerst -, daß nur alte Positionen wieder­
holt würden und Fachleute unter sich und 
somit steril blieben, sah sich getäuscht. 
Besonders am Donnerstag nachmittag 
und am Freitag vormittag "flogen die Fet­
zen" . Juristen wurden zu Missionaren, 
um Ihr" Werk vorzustellen, Bund und 
Länd~r waren im Clinch, das THW (im 
Seminar in der Mehrzahl gegenüber den 
Brandschützern) heizte der Feuerwehr 
ein . Nur einer blieb hinter den Erwartun­
gen zurück: Der Vertreter der "Internatio­
nalen Ärzteschaft gegen den Atomtod " 
(IPPNW). Dr. Walter Popp. Seine Argu-

mente gegen den Zivilschutz erschöpften 
sich in Sympathiebekundungen für den 
Katastrophenschutz. Seminarleiter Eyk­
mann am Schluß: "Wenn ich gewußt 
hätte, daß der so lieb geworden ist ... " So 
glich die Podiumsdiskussion einem Mei­
nungsaustausch in der Kafferunde. Trotz­
dem ein begrüßenswertes Unterfangen 
- noch dazu in "zivilschutzschwierigen" 
Zeiten . 
Das Programm soll nicht nur einen ersten 
Eindruck vermitteln, sondern dazu anre­
gen, die Berichte in den nächsten Ausga­
ben der" Notfallvorsorge " und im "Bevöl­
kerungsschutz" zu verfolgen. (hs) 

PROGRAMM 

MITIWOCH, 30. 9. 1992 
Begrüßung und Einführung in das 
Tagesthema 
Peter EYKMANN, Wolfgang-Döring-Stif­
tung, Recklinghausen 

Zivilverteidigung: notwendiger Bestand­
teil internationaler Sicherheitspolitik 
Dr. Burkhard HIRSCH MdB, 
F.D.P.-Bundestagsfraktion, Bonn 
- Diskussion -

DONNERSTAG, l. 10. 1992 
Neuordnung der zivilen Verteidigung 
Dr. Ewald ANDREWS, Präsident der Aka­
demie für zivile Verteidigung 
- Diskussion -

Zivilschutz: ein Akzeptanzproblem 
Helmut SCHUCH, Direktor des Bundes­
verbandes für den Selbstschutz 
- Diskussion -

Ist unsere Zivilverteidigung noch zeit­
gemäß? - Ein Beitrag aus Ländersicht. 
Dr. Heinrich KLINGSHIRN, Bayerisches 
Staatsministerium des Innern. München 
- Diskussion -

Die Veränderung der sicherheitspoliti­
schen Rahmenbedingungen 
Vortragender Legationsrat Dr. Dieter 
Boden, Auswärtiges Amt, Bonn 
- Diskussion -

Gefährdungen - Risiken - Aufgaben­
verteilung. Zur Neuorientierung und 
Zuständigkeitsdiskussion 
MinDirig . Wolfgang BEYER, BMI, Leiter 
der Abteilung Katastrophen-, Zivilschutz/ 
Notfallvorsorge/zivile Verteidigung, Bonn 
- Diskussion -

"Sind wir noch zu retten?" 
Von menschlichen und technischen 
Katastrophen, Umweltzerstörungen 
und Kriegen. 
PODIUMSDISKUSSION mit: 
Frank S. RÖDIGER, Dozent für Politikwis­
senschaften an der Führungsakademie 
der Bundeswehr, Hamburg 
BrigGen Peter KRÜGER, Schule für Nach­
richtenwesen, Bad Ems 
Dr. med. Walter Popp, IPPNW 
Moderation: Volker HAPPE, 

Monitor, WDR, Köln 

Auswertungsgespräch 

Abschlußdiskussion • 

NACHRUF AUF 
WOLFGANG BESSLICH 

Am 24. 7. 1992 starb Wolfgang Beß­
lich, noch nicht 60 Jahre alt, nach 
langer schwerer Krankheit in Bonn. 
So still, wie er in den letzten Jahren 
lebte, so still war sein Tod . Auch 
seine Beerdigung fand in aller Stille 
statt. 
Wolfgang Beßlich war aber trotzdem 
ein Mensch, der Laut gab, wenn es 
um die Belange des Schutzes der 
Bevölkerung ging. Dem Juristen sag­
ten vorgesetzte Kollegen eine glän­
zende Karriere voraus. Sie führte ihn 
schon mit 35 Jahren zum Bundes­
verwaltungsgericht. Dann kam er 
1969 - schon erkrankt und ge­
schwächt - zur Akademie für zivile 
Verteidigung, wo er 18 Jahre als 
Dozent für Recht und Organisation, 
zuletzt als Regierungsdirektor, tätig 
war. Das Aufgabengebiet faszinierte, 
bewegte ihn. Als Autor und Heraus­
geber widmete er sich der zivilen 
Verteidigung und dort insbesondere 
rechtspolitischen und -historischen 
Themenfeldern . 
Seine Aufsätze in der "Zivilverteidi­
gung" , später "Notfallvorsorge und 
zivile Verteidigung" zwischen Ende 
1988 und Ende 1990 machen dies 
deutlich: 
• Regierungsprogramme zum Schutz 

der Bevölkerung 
• Von der Landwehr zum Territorial­

heer 
• Die Mitwirkung der Hilfsorganisa­

tionen im Katastrophenschutz 
• Rechtsgrundlagen des Gesund-

heitswesens im Zivilschutz 
• Zivilverteidigung im Beamtenrecht 
• 75 Jahre Warndienst 1915 - 1990 
Zugleich war er im Jüngling Verlag 
Mitherausgeber der Reihe "Notfall­
vorsorge und Gefahrenabwehr" in 
einem renommierten Kreis von 
Experten. 
Seine publizistischen Aktivitäten ver­
stärkte er nach seiner Frühpensionie­
rung im Jahre 1987. Sein Sachver­
stand war gefragt. Kollegen und 
Partner bezeichneten ihn als ein 
lebendes Nachschlagewerk, eine 
Bibliothek der zivilen Verteidigung . 
1991 holte ihn die Krankheit wieder 
ein . Nach monatelangem Klinikauf­
enthalt ging die Kraft nun Mitte 1992 
zu Ende. 
Seinen Tod beklagen seine Mutter 
und seine Tochter, denen unser Mit­
gefühl gilt. Die Fachkollegen der zivi­
len Verteidigung jedoch haben einen 
klugen, fachkundigen Mitstreiter ver­
loren. 

(Horst Schöttler) 
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AKADEMIE FÜR ZIVILE VERTEIDIGUNG 20. 4.-23.4.1993 Alarmkalenderlehrgang - V - (Lg.8/93) 

LEHRGANGSPROGRAMM 1 . HALBJAHR 1993 
27. 4.-30.4.1993 Aufbaulehrgang (Lg. 9/93) 

19. 1.-22.1.1993 Straßenverkehrssicher- 4. 5.- 7.5.1993 Straßenverkehrssicher-
stellungslehrgang stellungslehrgang 
- Grundlagen - (Lg. 1/93) - Aufbau- (Lg . 10/93) 

26. 1.-29.1.1993 Grundlagenlehrgang (Lg. 2/93) 25. 5.-28.5.1993 Grundlagenlehrgang (Lg . 11/93) 

2. 2.- 5.2.1993 Wirtschaftssicher- 7. 6.- 9.6.1993 Alarmkalenderlehrgang - K - (Lg . 12/93) 
stellungslehrgang (Lg.3/93) 

9. 2.-12 .2.1993 Aufbaulehrgang (Lg . 4/93) 
15. 6.-18.6.1993 ZMZ-Lehrgang (Lg. 13/93) 

2. 3.- 5.3.1993 Ernährungssicher-
22. 6.-25.6.1993 Ernä h ru ngssicher-

stellungslehrgang (Lg.5/93) 
stellungslehrgang (Lg . 14/93) 

9. 3.-12.3.1993 Grundlagenlehrgang (Lg . 6/93) Nähere Einzelheiten (Teilnehmerkreis, Meldeverfahren usw.) sind 
bei der Akademie für zivile Verteidigung (Tel. 02 28 / 33 10 84 

16. 3.-19.3.1993 ZMZ-Lehrgang (Lg.7/93) App. 11) zu erfragen. 

NEUE ORGANISATION DES DRK-GENERALSEKRETARIATS 

Mit Rundschreiben vom 6. 7. 1992 hat der Generalsekretär des DRK die seit 1. 7. 1992 geltende neue Organisationsstruktur im 
Generalsekretariat des Deutschen Roten Kreuzes vorgestellt. 
Kern der Veränderungen sind : 

die Einführung zweier gesonderter Abteilungen für "Rotkreuzgemeinschaften und Rotkreuzdienste " und "I nternationale 
Zusammenarbeit" , 
die Umwandlung der Organisationseinheit "Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation" in eine Abteilung sowie 
die Errichtung einer Zentralabteilung . 

PRÄSIDENT 
Botho Prinz zu Sayn-Wittgenstein 

DRK-GENERALSEKRETARIAT Büro des Präsidenten Prüfstelle 

- ORGANIGRAMM -

Gültig ab 1. 7. 1992 
GENERALSEKRETÄR 

Johann Wilhelm Römer 

Institut für Rettungsdienst 

I 

1 Rotkreuzgemeinschaften 2 Sozialarbeit 3 Internationale 4 Finanzen 5 Öffentlichkeitsarbeit 6 Zentralabteilung 
und Rotkreuzdienste Zusammenarbeit und Kommunikation 

Rechenzentrum I Spenderverwaltung 

HIlfszug Fachseminar für Altenpflege Bundesschule - Verwaltung Pressestelle I Redaktion 

11 RK-Gemelnschaften 21 Grundlagen der 31 Katastrophenhilfe 41 Haushalt und 51 Allg . Öffentlichkelts- 61 Grundsatz-
SozIalarbeit. u. Entwicklungs- Finanzen arbeit und Marketing angelegenheiten 
Behindertenarbeit zusammenarbeit 

12 Jugendrotkreuz • 22 Jugendhilfe. Aus- 32 Sektorenaufgaben der 42 Beschaffung und 52 Werbung. Dokumen- 62 Personal- und 
und Fortbildung Auslandsarbeit Matenalwirtschaft tation. PublikatIOnen T anfangelegenheiten 

13 Rettungsdienst. 23 Alten- u. Famihenh. 33 Suchdlenstleitstelle 63 Justltiariat 
Zivil- und KatSchutz sozialpflegerische u. Amtl. Auskunftsbüro 

Gesundheitsdienste Suchdienste 
Hamburg/München 

14 Blutspendedienst 24 Elngliederungs- und 64 Organisation 
Rückkehrhilfen 

• Referatsleiter!in hat unmittelbares Vortragsrecht beim Generalsekretär 
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ZIVILSCHUTZ IM AUSLAND -
EIN DAUERTHEMA 
Die Notwendigkeit eines wirksamen 
Bevölkerungsschutzes ist auch im Aus­
land anerkannt. Heute stellen wir die 
Republik Finnland vor. 

FINNLAND STELLT 
NOTFALLVORSORGE AUF EINE 
NEUE BASIS 

Am 19. 11 . 1991 wurde die Finnische 
Zentralorganisation für Rettungstätig­
keiten gegründet. Die Gründungsorgani­
sationen sind Finnlands Brandschutzver­
band und die Finnische Bevölkerungs­
schutzorganisation zusammen mit den 
Zentralorganisationen der Gemeinden . Die 
beiden Organisationen wollen sich im 
Laufe des Jahres 1992 vereinen, und am 
Ende des Jahres werden dann die EinzeI­
verbände aufgelöst. Gemeinsam sollen ab 
1993 die Arbeiten und Traditionen der bei­
den früheren Organisationen weiterge­
pflegt werden . 
Die neue Zentralorganisation ist von den 
Behörden genehmigt worden, und ihr 
Tätigkeitsfeld umfaßt Brandschutz, Ret­
tungsdienst und Bevölkerungsschutz. Sie 
ersetzt auch die Mitgliedschaft des Brand­
schutzverbandes und der Bevölkerungs­
schutzorganisation in internationalen Ge­
meinschaften. Neuer Generalsekretär ist 
Rechtsanwalt Kyösti Virtanen aus Hel­
sinki. 

FINNLAND. GANZHEITLICHE 
LÖSUNG 

Ein zentrales Merkmal des finnischen Zivil­
schutzsystems ist dessen Einbindung in 
den Rettungsdienst der Normalzeit. Aus 
dem Rettungsdienst der Friedenszeit und 
dem für Ausnahmesituationen geschaffe­
nen Zivilschutz wurde ein System ge­
schaffen, dessen Aufgabe in allen Lagen 
darin besteht, Unglücksfälle zu verhindern, 
vor Gefahren aller Art zu schützen und in 
allen Situationen zu retten. Neben dem 
Zivilschutz gehört dazu auch das Ret­
tungs- und das Feuerwehrwesen. Im 
Jahre 1989 hat man eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt, die eine Zusammenlegung des 
Feuerwehrwesens mit dem Zivilschutz 
prüft. Geplant ist für 1993 eine neue, 
gemeinsame Organisation mit dem 
Namen "Finnische Zentralorganisation für 
den Rettungsbereich" . 
Der Zivilschutz selbst hat in Finnland eine 
alte Tradition, wurde doch das erste Zivil­
schutzgesetz schon im Oktober 1939 er­
lassen. Schon damals wurde der Bau von 
Schutzräumen für mindestens zweistöcki­
ge Häuser in bedrohten Gegenden vorge­
schrieben. Heute sind die Gemeinden für 
die Zivilschutzmaßnahmen verantwortlich. 
Dazu gehören der bauliche Zivilschutz und 
die Ausbildung der "Schutzüberwacher" 
und der "Schutzraumüberwacher" . Nach 
dem geltenden Gesetz kann bei Kriegsge­
fahr jeder Bü~ger im Alter von 16 bis 
65 Jahren zur Ubernahme von Zivilschutz­
aufgaben verpflichtet werden . Mit dem 
neu esten Gesetz, das vor etwa 2 Jahren 
in Kraft trat, wurde die Schutzraumbau­
pflicht stark erweitert. Finnland hat heute 
auch den Grundsatz des Schutzes an Ort 
und Stelle und sieht die Evakuation nur 
noch für spezielle Fälle vor . Allerdings 
dürfte es in den finnischen Schutzräumen 
im Ernstfall etwas enger werden als in 
den schweizerischen, wird dort doch pro 
Person nur mit einem Platzbedarf von 
0,6 Quadratmeter gerechnet, nicht mit 
einem ganzen Quadratmeter wie bei uns. 

Quelle: .,Zivilschutz", H. 6/92, Bern 

Zum Beitrag "Erfordernisse für die Ent­
wicklung eines zukünftigen Zivil- und 
Katastrophenschutzes" von Prof. Dr. 
Eberhard Drechsel. Berlin, und Vizeprä­
sident des BZS a. D. Karl-Ludwig Haed­
ge, Bonn, in Heft 3/1992 der "Notfall­
vorsorge und zivile Verteidigung" hat 
die Bundesanstalt Technisches Hilfs­
werk (THW) eine umfassende Stellung­
nahme als Namensartikel des Referats­
leiters Einsatz, Dipl.-Ing. Dietrich Läpke, 
angekündigt. Wir werden diesen Bei­
trag in der Ausgabe 1/93 veröffent­
lichen. 

LEHRGÄNGE AN DER KATA. 
STROPHENSCHUTZSCHULE 
DES BUNDES IN AHRWEILER 

1993 

-AUSZUG-

FÜR LEITENDE ZIVILSCHUTZKRÄFTE 
UND FÜHRUNGSKRÄFTE 
IM KATASTROPHENSCHUTZ 

Anmeldung 
Bei den KatS-Lehrgängen hat die Anmel­
dung der Teilnehmer durch den HVB auf 
den 3-fach-Vordrucken zu erfolgen. 

Anmeldeschluß 
Anmeldeschluß für die einzelnen Lehrgän­
ge ist jeweils 8 W~chen vor Lehrgangsbe­
ginn. (Termine s. Ubersicht) 

Teilnahmevoraussetzung 
Die im Lehrgangsplan für die einzelnen 
Lehrgangsarten geforderten Teilnahme­
voraussetzungen sind auf den MeIdevor­
drucken anzugeben. Helfer, die die Vor­
aussetzungen nicht erfüllen, werden nicht 
zu den Lehrgängen zugelassen. 

Te/.: 02647/387-209 (Frau Orso) 
387-238 (Frau Schlingensiepen) 
Fax: 02647/387-2 78 

Seminar für Amtsleiter und Sachge­
bietsleiter 
"Aufgaben des Zivil- und Katastro­
phenschutzes" 

Seminar-Nummer 
und -Zeit 
1487 19. 1. -22. 1.1993 
1494 2. 3. - 5. 3.1993 
1510 29.6. - 2. 7.1993 
1517 14. 9. -17. 9.1993 
1524 19.10. -22.10.1993 
1528 30.11 .- 3.12.1993 

MeIde­
schluß 
23.11 .1992 

4. 1.1993 
3. 5.1993 

19. 7.1 993 
23. 8.1993 
4.10.1993 

Seminar für Dezernenten und Dienst­
stellenleiter 
"Aufgaben des Zivil- und Katastro­
phenschutzes" 

Seminar-Nummer 
und -Zeit 
1497 17. 3. -19. 3.1993 
1514 1. 9.- 3. 9.1993 

MeIde­
schluß 
18. 1.1993 
5. 7.1 993 

Seminar "Gesundheitsverwaltung" 

Seminar-Nummer 
und -Zeit 
1491 17. 2. -19. 2.1993 
1502 21.4. -23. 4.1993 
1 511 7. 7. - 9. 7.1 993 
1525 27.10. - 29.10.1993 

MeIde­
schluß 
21 .12.1992 
23. 2.1993 
10. 5.1993 
30. 8.1993 

~ 
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Seminar "Veterinärverwaltung" 

Seminar-Nummer 
und -Zeit 
1492 16. 2. -17. 2.1993 
1530 7.12. - 8.12.1993 

MeIde­
schluß 
21 .12.1992 
11 .10.1993 

Seminar "Chemische Untersuchungs­
ämter" 

Seminar-Nummer 
und -Zeit 
1500 30. 3. - 2. 4.1993 

MeIde­
schluß 

1. 2.1993 

Ausbildungslehrgang für Führer in der 
Technischen Einsatzleitung (TEL) 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 
A 8 11 . 1. - 15. 1.1993 
A 21 25. 1. -29. 1.1993 
A 34 8. 2.-12.2.1993 
A 49 1. 3.- 5. 3.1993 
A 61 15. 3. - 19. 3.1993 
A 90 3. 5. - 7. 5.1993 
A120 21 . 6.- 25. 6.1993 
A 131 5. 7. - 9. 7.1993 
A151 30. 8.- 3. 9.1993 
A 163 13. 9. -17. 9.1993 
A 179 4.10. - 8.10.1993 
A 193 18.10. - 22.10.1993 
A 206 8.11 . - 12.11 .1993 
A 232 13.12. -17.12.1993 
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MeIde­
schluß 
16.11.1992 
30.11 .1992 
14.12.1992 
4. 1.1 993 

18. 1.1993 
8. 3.1993 

26. 4.1993 
10. 5.1993 

5. 7.1993 
19. 7.1993 
9. 8.1993 

23. 8.1993 
13. 9.1993 
18.10.1993 

Ausbildungslehrgang "Anlegen und 
Durchführen von Übungen" für Führer 
von Einheiten und Leiter von Einrich­
tungen 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 
A 35 8. 2.- 12. 2.1993 
A 78 19. 4. - 23. 4.1993 
Al1314. 6. -18. 6.1993 
A 146 23. 8. - 27 . 8.1993 
A 180 4.10. - 8.10.1993 
A 207 8.11. - 12.11.1993 

MeIde­
schluß 
14.12.1992 
23 . 2.1993 
19. 4.1993 
28. 6.1993 

9. 8.1993 
13. 9.1993 

Ausbildungslehrgang "Anlegen und 
Durchführen von Stabsübungen auf 
Standortebene" 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 

A 50 1. 3.- 5. 3.1993 
A 85 26. 4. - 30. 4.1993 
A121 21 . 6. -25. 6.1993 
A158 6.9.- 10.9.1993 
A186 11 .10.- 15.10.1993 
A 215 22.11. - 26.11 .1993 

MeIde­
schluß 
4. 1.1993 
1. 3.1993 

26. 4.1993 
12. 7.1993 
16. 8.1993 
27. 9.1993 

Fortbildungslehrgang "Ausbildungsleh­
re" - Ergänzung 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 
A 28 1.2. - 5. 2.1993 
A 56 8.3.-12. 3.1993 
A 104 24. 5. - 28. 5.1993 
A 157 6. 9. -10. 9.1993 
A222 29.11 . - 3.12.1993 

MeIde­
schluß 

7.12.1992 
11 . 1.1993 
29. 3.1993 
12. 7.1993 
4.10.1993 

Fortbildungslehrgang "Menschenfüh-
rung im Katastrophenschutz I" 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 
A 23 26. 1. - 29 . 1.1993 
A 44 23. 2. - 26. 2.1993 
A 91 4. 5. - 7. 5.1993 
A 105 25. 5. - 28. 5.1993 
A 128 29. 6. - 2. 7.1993 
A 169 21 . 9. -24. 9.1993 
A 190 12.10. -15.10.1993 
A 216 23.11 . - 26 .11 .1993 

MeIde­
schluß 
30.11 .1992 
28.12.1992 

8. 3.1993 
29. 3.1993 
3. 5.1993 

26. 7.1993 
16. 8.1993 
27. 9.1993 

Fortbildungslehrgang "Menschenfüh­
rung im Katastrophenschutz 11" 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 
A 9 12. 1. - 15. 1 .1993 
A 63 16. 3. -19. 3.1993 
A 86 27 . 4. - 3. 4.1993 
A 132 6. 7. - 9. 7.1993 
A 153 31 . 8. - 3. 9.1993 
A 181 5.10. - 8.10.1993 

MeIde­
schluß 
16.11 .1992 
18. 1.1993 

1. 3.1993 
10. 5.1993 

5. 7.1993 
9. 8.1993 

Fortbildungslehrgang "Redetraining für 
Führungskräfte des KatS" 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 
A 36 9. 2. -12. 2.1993 
A 79 20. 4. - 23. 4.1993 
A 165 14. 9. -17. 9.1993 
A 198 26.10. - 29.10.1993 

MeIde­
schluß 
14.12.1992 
23 . 2.1993 
19. 7.1993 
30. 8.1993 

Fortbildungslehrgang "Diskussions­
und Argumentationstraining für Füh­
rungskräfte des KatS" 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 
A 14 19. 1.- 22. 1.1993 
A 74 30. 3. - 2. 4.1993 
A 139 13. 7. -16. 7.1993 
A210 2.11.- 5.11.1993 

MeIde­
schluß 
23.11.1992 

1. 2.1993 
17. 5.1993 

6. 9.1993 

Fortbildung des Lehrpersonals der 
Katastrophenschutzschulen der Länder 

Lehr- Zeit 
gangs- (MeIde­
nummer schluß) 
A 98 17. 5. -19. 5. 

(22 . 3.1993) 

A 99 17. 5. - 19. 5 
(22 . 3.1993) 

A100 17.5.- 19.5. 
(22. 3.1 993) 

A10l 17. 5. -19. 5. 
(22 3. 1993) 

A211 15.11.-16.11. 
(20. 9.1993) 

Lehrgangsart 
FL für das 
Lehrpersonal 
im ABC-Dienst 
FL für das Lehr­
personal im 
Bergungsdienst 
FL für das Lehr­
personal im 
Fernmelde­
dienst 
FL für das Lehr­
personal im 
Sanitätsdienst 
FL für das Lehr­
personal" Füh­
rung" 

Ausbildungslehrgang für Ärzte in Sani­
tätseinheiten - Stufe A 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 
A 43 25. 2. -26. 2.1993 
A 112 14.6.-15. 6.1993 
A 174 27. 9. -28. 9.1993 
A 221 29.11 . - 30 .11 .1993 

MeIde­
schluß 
28.12.1992 
19. 4.1993 
2. 8.1993 
4.10.1993 

Ausbildungslehrgang für Ärzte in Sani­
tätseinheiten - Stufe B 

Lehrgangs-Nummer 
und -Zeit 
A 77 19. 4. -20.4.1993 
A 145 23. 8. - 24. 8.1993 
A 200 2.11. - 3.11 .1993 

MeIde­
schluß 
23. 2.1993 
28. 6.1993 

6. 9.1993 

• 



AUSZUG AUS DEM LEHRGANGSPLAN FÜR 
DIE FEUERWEHRAUSBILDUNG JANUAR BIS 
JULI 1993 AN DER BRANDSCHUTZ-
UND KATASTROPHENSCHUTZSCHULE 
HEYROTHSBERGE(BKS) 

FÜHRUNGSLEHRGÄNGE 

Teil 1: Lehrgänge für Freiwillige Feuerwehren­
Lehrgangsvoraussetzungen und Ausbildungsinhalte 

Lehrgang "Führer von Führungsgruppen oder Verbänden" 
Lehrgangskapazität: 20 Plätze 
Stundenumfang: 35 Unterrichtsstunden (5 Tage) 

Lehrgangs- Lehrgangs- Lehrgangs- Meideschluß 
kennung beginn ende 
F/B V 93/1 18. 1 .1993 22. 1.1993 1 .11 .1992 
F/B V 93/2 22 . 2.1993 26. 2.1993 15.12.1992 
F/BV93/3 8. 3.1993 12. 3.1993 31.12.1992 
Führer von Führungsgruppen oder Verbänden gemäß FwDV 2/1 

Lehrgangsvoraussetzung: 
abgeschlossene Ausbildung zum Zugführer 
Ausbildungsinhalte: 
Rechtsgrundlagen, Aufgaben und Gliederung der Einsatzkräfte, 
Führungsgrundsätze, Führungsorganisation, Stabsarbeit, Füh­
rungsmittel, Führungsvorgang, Versorgung, Zusammenarbeit zur 
Gefahrenabwehr, Führungsmaßnahmen, Öffentlichkeitsarbeit, 
Planübungen, Leistungsnachweis 

Lehrgang "Leiter einer Feuerwehr" 
Lehrgangskapazität: 20 Plätze 
Stundenumfang: 24 Unterrichtsstunden (3 Tage) 

Lehrgangs­
kennung 
F VI 93/1 
F VI 92/2 
F VI 93/3 
F VI 93/4 
F VI 93/5 
F VI 93/6 
F VI 93/7 
F VI 93/8 
F VI 93/9 
F VI 93/10 

Lehrgangs­
beginn 
11 . 1.1993 
8. 2.1993 
1. 3.1993 
5. 4.1993 

13. 4.1993 
17. 5.1993 

1. 6.1993 
14. 6.1993 
21 . 6.1993 
28. 6.1993 

Lehrgangsvoraussetzungen: 

Lehrgangs­
ende 
13. 1.1993 
10. 2.1993 
3. 3.1993 
7. 4.1993 

15. 4.1993 
19. 5.1993 
3. 6.1993 

16. 6.1993 
23 . 6.1993 
30. 6.1993 

Meideschluß 

31.10.1992 
30.11 .1992 
15.12.1992 
31 . 1.1993 
31. 1.1993 
28. 2.1993 
15. 3.1993 
31 . 3.1993 
15. 4.1993 
15. 4.1993 

~bgeschlossene Ausbildung zum Gruppenführer oder Zugführer, 
Je nach Stärke der Feuerwehr 
Ausbildungsinhalte: 
Rechtsgrundlagen der Wehrführung, Haushaltswesen und Be­
schaffung, sozi~le Fürsorge, Bewirtschaftung, Personalplanung 
und -führung, Offentlichkeitsarbeit, Berichtswesen und Schrift­
verkehr, Leistungsnachweis 

Grundlehrgang "Spezieller Rettungsdienst der Feuerwehr 
(SRD)" 
Lehrgangskapazität: 15 Plätze 
Stundenumfang: 60 Unterrichtsstunden (9 Tage) 

Lehrgangs­
kennung 
F/B SRD (G) 
93/1 

Lehrgangs­
beginn 
17. 5.1993 

Lehrgangs­
ende 
28. 5.1993 

Meideschluß 

28. 2.1993 

Mitzubringen sind Helm, Hakengurt, Atemschutzmaske, 
schuhe, Feuerwehrschutzanzug, Messer, Taschenlampe 

Hand-

Voraussetzungen: 
abgeschlossene Truppenführer-Ausbildung Atemschutztauglich-
keit (G 26) , 
Ausbildungsinhalte: 
Geräte u~d Ausrüstungen des SRD, Seil- und Knotenkunde, Seil­
arbeit, ~ohengewöhnung , Retten und Selbstretten, Unfallschutz, 
Emsatzubungen 

Lehrgang "Gefährliche Stoffe und Güter" 
Lehrgangskapazität: 15 Plätze 
Stundenumfang : 40 Unterrichtsstunden (5 Tage) 

Lehrgangs- Lehrgangs- Lehrgangs- Meideschluß 
kennung beginn ende 
F GSG I 92/1 25. 1.1993 29. 1.1993 15.11 .1992 
FGSGI92/2 15. 2.1993 19. 2.1993 30.11 .1992 
FGSGI92/3 22. 3.1993 26. 3.1993 15. 1.1993 
FGSGI92/4 19. 4.1993 23 . 4.1993 31 . 1.1992 
F GSG 192/5 24. 5.1993 28. 5.1993 15. 3.1993 
F GSG 192/6 5. 7.1993 9. 7.1993 30. 4.1993 
Mltzubnngen sind die persönliche Ausrüstung und die FwDV 14. 

Lehrgangsvoraussetzung: 
Atemschutztauglichkeit (G 26), abgeschlossene Ausbildung zum 
Atemschutzgeräteträger 
Ausbildungsinhalte: 
Be~.riffe , Rechtsgrundlagen, .. Klassifizierung und Kennzeichnung 
gefahrllcher Stoffe ~nd Guter, chemische und physikalische 
Grundlagen, Meßgerate/Meßtechnlk, Informationssysteme Ein-
satztaktik, Gerätedienst ' 

Aufbaulehrgang "Gefährliche Stoffe und Güter" 
Teilnehmer: Führungskräfte von Freiwilligen Feuerwehren 
Lehrgangskapazität: 15 Plätze 
Stundenumfang: 20 Unterrichtsstunden (3 Tage) 

Lehrgangs- Lehrgangs- Lehrgangs- Meideschluß 
kennung beginn ende 
FGSG1193/1 3. 2.1993 5. 2.1993 15.11 .1992 
F GSG 1193/2 31 . 3.1993 2. 4.1993 31.12.1992 
FGSG1193/2 6.4.1993 8. 4.1993 31 . 1.1993 
F GSG 1193/4 17. 5.1993 19. 5.1993 28. 2.1993 
F GSG 1193/5 16. 6.1993 18. 6.1993 31 . 3.1993 
F GSG 1.193/6 14. 7.1993 16. 7.1993 30 . 4.1993 
Mltzubnngen sin~ die Unterlagen aus dem Lehrgang "Gefährli­
che Stoffe und Guter " GSG I und die FwDV 14. 

Lehrgangsvoraussetzung: 
Abschluß ger Lehrgänge "Gefährliche Stoffe und Güter" GSG I 
oder "Erganzungsausblldung " EA 11, abgeschlossene Ausbildung 
zum Atemschutzgeräteträger 
Ausbildungsinhalte: 
Gefahren durch gefährliche Stoffe und Gefahrengüter, Nutzung 
von Inform~tlonssystemen , SpeZifische Emsatztaktik, Fallbeispie­
le und Planubungen 

Teil 2: Lehrgänge fürs Berufs- und Werksfeuerwehren und für 
andere Einrichtungen - Lehrgangsvoraussetzungen und 
Ausbildungsinhalte 

Lehrgang "Oberbrandmeister" 
Teilnehmer: Angehörige von Berufsfeuerwehren 
Lehrgangskapazität: 20 Plätze 
Stundenumfang: 240 Unterrichtsstunden (8 Wochen) 

Lehrgangs- Lehrgangs- Lehrgangs-
kennung beginn ende 
B11193/1 11 . 1.1993 5. 3.1993 
B 11193/2 17. 5.1993 9. 7.1993 
Mitzubringen ist die persönliche Ausrüstung . 

Meideschluß 

31 .10.1992 
28 . 2.1993 
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Lehrgangsvoraussetzung: 
abgeschlossene Ausbildung zum Truppführer 
Ausbildungsinhalte: 
Rechtsgrundlagen, Beamtenrecht, Disziplinar- und Personalver­
tretungsrecht, Verbrennungs- und Löschlehre, Baukunde, Strah­
lenschutz, gefährliche Stoffe, Fahrzeug- und Gerätekunde, Ein­
satzlehre 

Gruppenführer-Lehrgang für BI-Anwärter 
Teilnehmer: Brandinspektor-Anwärter 
Lehrgangskapazität: 20 Plätze 
Stundenumfang: 319 Unterrichtsstunden (9 Wochen) 

Lehrgangs­
kennung 
Bill (BIA) 93/1 

Lehrgangs­
beginn 
15. 3.1993 

Lehrgangsvoraussetzungen: 
abgeschlossene Grundausbildung 

Lehrgangs­
ende 
14. 5.1993 

MeIdeschluß 

31 .12.1992 

absolvierter Dienst als Truppmann und Truppführer 
absolvierte Sonderausbildungen (soweit erforderlich) 

Zum Lehrgang werden benötigt: 
die persönliche Ausrüstung, 
die Feuerwehrdienstvorschriften FwDV 2/1, 2/2, 3, 4, 7, 10, 12/1, 
13/1 und 14. 

Ausbildungsinhalte: 
fachübergreifende Ausbildungsinhalte (z. B. UW, Gebührenrecht, 
Bautechnik, Normung, Löschanlagen, VB), Brandschutz, techni­
sche Hilfeleistung, Feuerwehrführungslehre, Rettungseinsatzleh­
re, gefährliche Stoffe, Fernmeldewesen, Sport, Prüfungen. 

Lehrgang "Fachbezogene naturwissenschaftlich-technische 
Grundlagen des Brandschutzes" 
Teilnehmer: Brandinspektor-Anwärter 
Lehrgangskapazität: 25 Plätze 
Stundenumfang: 380 Unterrichtsstunden (10 Wochen) 
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Lehrgangs­
kennung 
BNWT 
(BIA) 93/1 

Lehrgangs­
beginn 

Lehrgangs­
ende 

MeIdeschluß 

11. 1.1993 19. 3.1993 31 .10.1992 

Ausbildungsinhalte: 
physikalisch-technische Grundlagen des Brandschutzes, Brand­
chemie, chemische Technologie, Mathematik, Werkstoffkunde, 
Gefahrstoffkunde 

Brandinspektor-Lehrgang 
Tei lnehmer: Brandinspektor-Anwärter 
Lehrgangskapazität: 20 Plätze 
Stundenumfang: 650 Unterrichtsstunden (19 Wochen) 

Lehrgangs­
kennung 

Lehrgangs­
beginn 

Lehrgangs­
ende 

MeIdeschluß 

B IV 93/1 1. 3.1993 16. 7.1993 15.12.1992 

Voraussetzungen: 
gemäß den jeweils geltenden "Verordnungen der Bundesländer 
über die Ausbildung und Prüfung des feuerwehrtechnischen 
Dienstes" 

Zum Lehrgang werden benötigt: 
persönliche Ausrüstung, 
FwDV 2/1, 2/2, 3, 4, 5, 7, 9/1, 9/2, 10, 12/1, 13/1, 14. 

Ausbildungsinhalte: 
allgemeine Rechtsgrundlagen, naturwissenschaftliche und brand­
schutztechnische Grundlagen, Technik der Feuerwehr, Führungs­
und Einsatzlehre, vorbeugender Brandschutz, Feuerwehrsport, 
Prüfungen 

Fortbildungslehrgang "Baulicher Brandschutz" 
Teilnehmer: Angehörige von Berufs- und Werksfeuerwehren, 
Landratsamt-Bedienstete, Brandschutzprüfer, Mitarbeiter von 
Bauaufsichtsbehörden 
Lehrgangskapazität: 20 Plätze 
Stundenumfang: 24 Unterrichtsstunden (3 Tage) 

Lehrgangs- Lehrgangs- Lehrgangs- MeIdeschluß 
kennung beginn ende 
B/WF 
BB (F) 93/1 17. 5.1993 19. 5.1993 28. 2.1993 
B/WF 
BB (F) 93/2 2. 6.1993 4. 6.1993 15. 3.1993 

Ausbildungsinhalte: 
Rechtsgrundlagen (einschließlich sachsen-anhaltinischer Rege­
lungen) für den baulichen Brandschutz, brandschutztechnische 
Bemessung von Bauteilen und Baukonstruktionen, baulicher 
Brandschutz in Sonderbauten, brandschutztechnische Beurtei­
lung von Industriebauten, Brandschutzmaßnahmen für gebäude­
technische Anlagen und den Ausbau, Mitwirkung der Feuerwehr 
im Baugenehmigungsverfahren 

Anmeldungen für Lehrgangsteilnehmer werden entsprechend 
der jeweiligen Angaben zum Meideschluß erbeten an : 
Brandschutz- und Katastrophenschutzschule Heyrothsberge 
Lehrgangsbüro 
Biederitzer Str. 5 
0-3101 Heyrothsberge 
Telefon (03 92 92) 20 13 
Fax (03 9292) 21 84 

• 



Stratis Karamanolis 
SONNENENERGIE 
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AUSWEG AUS DEM ÖKO-ENERGIE­
DILEMMA 

252 Seiten, Paperback, DM 34,­
ISBN 3-922238-91-2 
Elektra Verlags-GmbH, Nibelungenstraße 
14,8014 Neubiberg b. München 

Ohne Energie kann die Menschheit nicht 
mehr existieren . Je mehr sie zunimmt, um 
so größer, ja gewaltiger wird ihr Energie­
verbrauch. Um den Besitz von Energie 
sind bereits Kriege entbrannt und weitere 
in der Zukunft zu befürchten, wenn es 
nicht gelingt, einen zuverlässigen Dauer­
Energiespender nutzbar zu machen: die 
Sonnenenergie. . 
Die Energiegewinnung in herkömmlicher 
Art aus fossilen Energieträgern, regenera­
tiven und nichtregenerativen Energiequel­
len hat zu Schadstoffemissionen und da­
mit verbundener Klima-Problematik ge­
führt, die Energiegewinnung aus Kernre­
aktoren zur Gefahr durch freiwerdende 
Radioaktivität bei Unfällen sowie Proble­
men der Beseitigung des anfallenden 
radioaktiven Mülls. 
Der Hoffnungsträger für die Zukunftsener­
gie ist der Solarwasserstoff im Rahmen 
einer globalen Sonnenenergiekonzeption. 
Wenn es gelingt, Solarwasserstoff zu 
erzeugen, der für den Verbraucher auch 
bezahlbar ist, scheinen - so sieht es bel 

Lektüre dieses für jeden Laien gut ver­
ständlichen Buches aus - die Energie­
Probleme gelöst. 
Mit Unterstützung von Grafiken und Fotos 
wird das Thema gut dargestellt und durch 
gründliche Aufbereitung begreifbar ge­
macht, so daß klar wird, daß erstens eine 
grundsätzliche Entscheidung für eine glo­
bale Sonnenenergie-Konzeption unerläß­
lich ist und zweitens sich die Menschheit 
in der Frage der Energieversorgung keine 
weiteren Fehlentscheidungen leisten darf. 
Der Autor sagt: "Nur die Sonnenenergie 
über den Hauptweg der Fotovoltaik und 
des Solarwasserstoffes kann un? (langfri­
stig) aus dem gegenwärtigen Oko-Ener­
gie-Dilemma befreien . Andere Energie­
quellen stellen allenfalls Nebenhilfen dar. 
Dies gilt auch für die Biomasse. Kollektiv­
fehler - und daran ist die Menschheits­
geschichte keineswegs arm - können 
wir uns diesbezüglich nicht leisten." 
Ein empfehlenswertes Werk für den Ein­
steiger in die Problematik; es setzt kein 
Fachwissen voraus, sondern führt in die­
ses ein und wäre auch eine geeignete 
Unterrichtshilfe an Schulen. 

(emo) 

Gerhard Schröder 
RATGEBER FÜR RUHESTÄNDLER, RENT­
NER UND HINTERBLIEBENE 

4. Auflage, 1992, 560 Seiten, kartoniert, 
DM 29,80 
Walhalla Fachverlag, Dolomitenstraße 1, 
8400 Regensburg 1 

Dieser Ratgeber, der nun seine 4. Auflage 
erlebt, wird die verbreitete Scheu abbau­
en helfen, die sich mit allen Fragen des 
Älterwerdens einstellt. Zumeist aus Un­
kenntnis darüber, wie das Alter versorgt 
und finanziert werden soll. Keiner möchte 
später einmal seinen Kindern oder Ver­
wandten zur Last fallen , jeder möchte 
beruhigt sein können, wenn er an sein 
Alter denkt. Nur wer genau Bescheid dar­
über weiß, wie die "Spielregeln" in unse­
rer freiheitlichen Staats-, Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung sind, die in einer 
Fülle von Vorschriften und Gesetzen fest­
gelegt sind, kann an den Chancen teilha­
ben, kann dafür sorgen, daß er "nicht zu 
kurz" kommt. Wer weiß, was ihm zusteht 
und wie er in den Genuß dieses ihm 
Zustehenden kommt, wird vor dem Alter 
nicht resignieren . 
Ohne Vorkenntnisse kann sich jedermann 
des Ratgebers bedienen und findet einen 
weitgespannten Bogen der behandelten 
Themen und Fragen bis hin zu Themen 
der allgemeinen Lebensführung. Die Aus­
führungen gründen sich auf verschieden­
ste Quellen, auch auf Veröffentlichungen 
der Bundesregierung sowie der Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung . 
Er gibt umfassend Antwort u. a. auf Fra­
gen zur Erhaltung des sozialen Ranges im 
Alter, zur Alters- und Hinterbliebenenver­
sorgung, zur Krankenversorgung, zu staat­
lichen Hilfen im Alter, zum Einkommen-

und Erbschaftsteuerrecht, zur Vorsorge 
für das Alter und den Todesfall sowie zur 
Sicherung und Mehrung des Vermögens. 
Die vorliegende neue Auflage des Ratge­
bers erfaßt die rechtliche Situation bis 
1 . 3. 1992 sowie die bis zu diesem Zeit­
punkt bekannten Neuregelungen. Ein 
systematisches Inhaltsverzeichnis, ein 
alphabetisches Stichwortverzeichnis und 
ein System von Randnummern erleichtern 
das Auffinden des gewünschten Themen­
bereiches. 
Dieser Ratgeber ist für jeden Arbeitneh­
mer zu empfehlen . 

(emo) 

Donella H. Meadows/ 
Dennis l. Meadows/Jorgen Randers 
DIE NEUEN GRENZEN DES WACHS­
TUMS 

Die Lage der Menschheit: Bedrohung und 
Zukunfts chancen 
319 Seiten mit 99 Grafiken, Paperback, 
DM 28,-
ISBN 3-421-06626-4 
Deutsche Verlagsanstalt GmbH, Postfach 
10 60 72, 7000 Stuttgart 7 

Schon 1972 wurde das Ergebnis einer 
Studie zur langfristigen globalen Entwick­
luck im Auftrag des Club of Rome " Gren­
zen des Wachstums " veröffentlicht; sie 
hat die umweltpol itischen Diskussionen 
seither geprägt. Nun, nach 20 Jahren, 
zum Weltwirtschaftsgipfel in Rio, legten 
die gleichen Autoren, Dennis Meadows 
und sein Team von Massachusetts Insti­
tute of Technologie, die Ergebnisse ihrer 
neuen Systemanalyse vor. Sie sind alar­
mierend und beweisen, daß manche 
Grenzen der Belastbarkeit der Umwelt 
bereits überschritten sind und daß drin­
gend nach Auswegen geforscht werden 
muß, um zukünftigen Generationen der 
Menschheit Ressourcen zu erhalten und 
ein Überleben zu sichern . 
Das Echo der Weltöffentlichkeit auf das 
erste warnende Buch sei gründlich miß­
verstanden ausgefallen, meinen die Auto­
ren, und Schlagzeilen wie: "Computer 
berechnet Zukunft und gerät ins Zittern" , 
"Studie erkennt Katastrophe um 2100" 
und "Wissenschaftler warnen vor WeItka­
tastrophe" zeigen auf, daß die damaligen 
Warnungen als Schreckensprophezeiun­
gen dargestellt worden seien . 
Nun ist alles noch viel schlimmer gekom­
men . Die Gefahren des in aller Munde 
genannten Ozonlochs haben spürbar ge­
macht, daß es mit nationalen Alleingän­
gen keine Umwelthilfe mehr geben kann. 
So wie Strahlungen nach Kernreaktorun­
fällen vor Ländergrenzen nicht haItma­
chen, so ist vor allem das Ozonloch zum 
Präzedenzfall für das W irken z. B. der Ver­
einten Nationen geworden, als maßge­
bendes Informationszentrum zu wirken 
und das neutrale Forum zu bieten . 
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Wenn die Warnzeichen der Biosphäre 
nicht beachtet werden, droht ein globaler 
Kollaps. Ihn zu verhindern sind die Wis­
senschaftler und Politiker in aller Welt auf­
gerufen. Möglichkeiten werden hier auf­
gezeigt, aufgrund der neuesten Daten am 
Weltmodell Maßnahmen durchgetestet, 
die unser industrielles System mit der 
Ertragskapazität der Umwelt in Einklang 
bringen könnten . Die Menschheit ist zur 
Rettung und Erneuerung der Umwelt auf­
gerufen. Ein Buch, das eingehend infor­
miert und zugleich betroffen macht bei 
der unausweichlichen Frage: Kann diese 
Rettung der Umwelt noch gelingen? 

(emo) 

Walter Hanel 
GOODBYE, GENSCHMAN 

96 Seiten, gebunden, Schutzumschlag, 
ca. 95 s/w Zeichnungen, DM 29,80 
ISBN 3-430-13919-8 
Econ Verlagsgruppe, Postfach 30 03 21, 
4000 Düsseldorf 30 

Rudolf Augstein meinte nach Genschers 
Ankündigung, vom Amt des Außenmini­
sters zurückzutreten, nicht der Lotse, 
wohl aber das Schiff ginge damit über 
Bord. 
Der in den Sympathiewerten der Umfra­
gen immer Spitzenwerte verzeichnende 
Genscher war jedoch nicht immer unum­
stritten . 1984 stellt ihn der Karikaturist als 
innerparteiliche Zielscheibe dar. Seine 
Unstimmigkeiten mit Franz-Josef Strauß, 
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insbesondere um das Außenamt, kosten 
Kraft, aber er ist Sieger. Hanel zeichnet 
dies als " Hase-I gel-Rennen": "Ich bin 
schon da" . 
Wenn uns Genscher auch in Zukunft noch 
manch fein eingefädelte Überraschung 
bereiten wird, so ist doch unbestreitbar, 
daß eine Ära zu Ende geht - auch für die 
Karikaturisten . 
Walter Hanel, Genschman-Fan wie eigent­
lich viele Deutsche, zieht in diesem Band 
mit Wehmut die Summe aus mehr als 
zwei Jahrzehnten einer Politikerkarriere 
mit allen Höhen und Tiefen . Eine Homma­
ge an den "Dienstältesten", das Vademe­
cum für die schrecklichen " Genscherlo­
sen Jahre". 
Walter Hanel, geboren 1930, Meister­
schüler der Kölner Werkschule, Zeichnun­
gen für "Simplicissimus", "Pardon", 
"Rheinischer Merkur", "Kölner Stadtan­
zeiger" und die FAZ. Mehrere Ausstellun­
gen und Buchveröffentlichungen. 

Gerhard Schröder 
VORSORGE-MAPPE 

Ein Leitfaden 
- für die Vorsorge im Ernstfall 
- für die Hinterbliebenen im Todesfall 

(hs) 

1992, verschließbare Kunstledermappe 
mit 3 Klarsichthüllen, Umfang 208 Seiten, 
DM 48,80, Walhalla u. Praetoria Verlag, 
Dolomitenstraße 1,8400 Regensburg 

Auch wer rundherum versichert ist und 
glaubt. gut vorgesorgt zu haben für seine 
Familie, sollte es den Hinterbliebenen im 
Falle des Todes des Ernährers so leicht 
wie möglich machen, mit einem solchen 
schweren Schlag fertig zu werden. Versi­
chern heißt nicht sterben und vorsorgen 
demnach auch nicht. Vorsorgen beruhigt. 
Deshalb ist es notwendig, daß zu Lebzei­
ten dafür gesorgt wird, daß es keine 
unangenehmen Uberraschungen für die 
Familie gibt. 
In der Vorsorge-Mappe ist alles enthalten, 
was Hinterbliebene zu tun haben, was sie 
wissen müssen: Sie ist so gegliedert, daß 
sie dem Benutzer und später den Hin­
terbliebenen einen schnellen Überblick 
über alles gibt, was im Alter, im Ernstfall 
und in der "Zeit danach" von Bedeutung 
sein kann . 
Den persönlichen Angaben (Teil A) folgen 
die Übersichten über Ansprüche und Ver­
bindlichkeiten (Teil B). die Hinweise für 
den Fall lebensbedrohender Erkrankung 
(Teil 0) . Klarsichthüllen für Dokumente, 
Urkunden usw. (Teil E) sowie für vorberei­
tete Briefe (TeiIF) vervollständigen die Vor­
sorgemappe. 
(emo) 

Helmut Immesberger 
RECHT DER KONZESSIONSABGABEN 

Handbuch und Kommentar 
Loseblattwerk, ca. 1000 Seiten, 
DM 118,-
ISBN 3-472-70350-4 
Verlagsgruppe Luchterhand, Postfach, 
6239 Kriftel 

Seit fast 25 Jahren befaßt sich Dr. jur. 
Helmut Immesberger, Regierungsdirektor 
a. D. (in der Finanzverwaltung) und Vor­
standsmitglied der Gasanstalt Kaiserslau­
tern AG, mit dem Recht der Konzessions­
abgaben. Dies sind Entgelte, die die Ener­
gieversorgungsunternehmen an die 
Gemeinden für die Einräumung des 
Rechts zur unmittelbaren Versorgung von 
Letztverbrauchern mit Strom und Gas im 
Gemeindegebiet durch Benutzung öffent­
licher Verkehrswege für die Verlegung 
und den Betrieb von Leitungen zahlen 
müssen. 
Entstanden aus einer Rechtsverordnung 
des Jahres 1941, haben sich die Konzessi­
onsabgaben bis in die heutige Zeit erhal­
ten, da ihr Aufkommen, bis 31. 12. 1991 
an die Energiepreise gekoppelt, von ca. 
322 Millionen DM im Jahre 1954 auf ca . 
3,8 Milliarden DM im Jahre 1988, mit 
erheblich steigender Tendenz angewach­
sen ist. 
Die dringend notwendig gewordene 
Reform der Konzessionsabgaben, mit 
Abkoppelung von den Energiepreisen, die 
der Autor in nunmehr 28 Ausgaben seines 
Fachkommentars über Jahrzehnte beglei­
tet hat, wurde durch ein Grundsatzurteil 
des Bundesverwaltungsgerichts und die 
Wiedervereinigung Deutschlands be­
schleunigt und trat für Strom und Gas 
zum 1. 1. 1992 in Kraft. Für Wasser gilt 
einstweilen das bisherige Recht weiter . 
Das neue Recht hat jedoch nicht zuletzt 
durch Änderungen des Bundesrates im 
Gesetzgebungsverfahren in der Praxis 
bereits zu Zweifelsfragen und Anwen­
dungsschwierigkeiten geführt, anderer­
seits werden insbesondere aus den 
neuen Bundesländern Entscheidungshil­
fen nachgefragt. Dies war Anlaß, in die­
sen Tagen die 28. erweiterte und aktuali­
sierte Ausgabe herauszubringen. 
Der Autor überreichte den ersten Band 
der neuen Ausgabe dem Präsidenten der 
Universität Kaisers lautern für die Univer­
sitätsbibliothek (hs) 



Karl Herbst 
KRIMINALFALL GOLGATHA 
DER VATIKAN, DAS TURINER GRAB­
TUCH UND DER WIRKLICHE JESUS 

240 Seiten inkl. ca. 45 s/w u. 4 Farb-Abb., 
Gebunden, Schutzumschlag, DM 39,80 
ISBN 3-430-14355-1 
Econ Verlagsgruppe, Postfach 30 03 27, 
4000 Düsseldorf 30 

Anfang 1983 begegnet Papst Johannes 
Paul 11. auf seiner Portugal reise Umberto 
11. von Savoyen. Kurz darauf geht das 
Grabtuch Jesu, eine seit vielen Jahrhun­
derten verehrte mysteriöse Reliquie, die 
das erst im Fotonegativ deutlich sichtbare 
Körperbild eines Gekreuzigten zeigt, in 
den Besitz des Vatikans über. Ebenfalls 
1983 erweist sich auf Ersuchen des Vati­
kans, daß eine Altersbestimmung mit 
Hilfe des Radiocarbonverfahrens mit ver­
tretbarem Materialverbrauch möglich ist. 
Das Unternehmen Golgatha kann begin­
nen. 
Am 21. 4. 1988 ist es soweit: Vor laufen­
den Fernsehkameras werden Tuchproben 
in der Turiner Domsakristei entnommen. 
Nach Abschluß der wissenschaftlichen 
Untersuchungen geht die Sensationsmel­
dung um die Welt: Das Turiner Grabtuch 
ist eine mittelalterliche Fälschung! Grab­
tuchforscher zweifeln sofort die Seriosität 
des Tests an und vermuten ein groß 
angelegtes "antikatholisches Komplott". 
Doch was, wenn die Verschwörer im Her­
zen der Kirche gesucht werden müssen? 
Wenn das Grabtuch eine Wahrheit über 
den historischen Jesus verbirgt, die dra­
matische Folgen für den christlichen Glau­
ben und die katholische Kirche hätte? 
Wenn sich beweisen ließe, daß Jesus 
nicht am Kreuz gestorben ist? Wie würde 
die Kirche, wie würde und müßte Rom 
reagieren? 
Der Autor stellt seine kritische Haltung 
zum Geschehen unter den Satz Papst 
Gregor des Großen (590-604): "Besser 
ein Skandal, als daß die Wahrheit zu kurz 
kommt." Mit dieser Vorgabe versucht er 
zu beweisen, daß die katholische Kirche, 
der Vatikan, die Wahrheit über eine Fäl­
schung verhindern wollen. Dazu berichtet 
er über seine Initiativen bis zum April 
1992 mit den Sachverständigen und Gut­
achtern, mit den Kardinälen in der Regie­
rung des Kirchenstaates in einen Mei­
nungsstreit einzutreten. Das Ergebnis 
dient dem Ziel der Veröffentlichung: Der 
Autor "belegt" das Komplott des Vati­
kans, die Wahrheit zu verhindern . Und er 
attestiert sich selbst, der Suche nach dem 
wahren Jesus mit diesem Buch ein Stück 
näher gekommen zu sein. 

Der Autor 
Karl Herbst wurde 1916 geboren. Er war 
bis 1971 katholischer Pfarrer bei Leipzig. 
Er lebt heute in Düsseldorf und widmet 
seine Arbeit der Suche nach der wirkli­
chen Gestalt und Botschaft Jesu. Veröf-
fentlichungen: " Was wollte Jesus 
selbst? ", "Der wirkliche Jesus ". (hs) 

Gunnar Hasselblatt 
ÄTHIOPIEN AM RANDE DES FRIE­
DENS. 
TIGRE, OROMO, ERITREER, AMHAREN 
IM STREIT 

144 Seiten, broschiert, DM 19,80 
ISBN 3-87173-844-1 
Radius-Verlag, Kniebisstraße 29, 7000 
Stuttgart 1 

Der Autor, so sagt es das Vorwort, hätte 
seine "Streiflichter und Dokumente" 
(Untertitel dieses Buches) fast mit dem 
Leben bezahlt. Im Jahre 1982 sei ein 
Mordkommando in Berlin gewesen, um 
Gunnar Hasselblatt und einen beim Berli­
ner Missionswerk tätigen Oromo umzu­
bringen. Als dies mißlang, sollte er wenig­
stens zum Schweigen gezwungen wer­
den. Die Mekane Jesus Kirche aus Äthio­
pien forderte den Berliner Bischof Dr. 
Kruse auf, dies durchzusetzen, brach 
dann. als Kruse diesem Ansinnen wider­
stand, die offizielle ökumenische Verbin­
dung zum Missionswerk ab. Warum? Der 
Leser kann es erfassen. Hasselblatt wid­
met sich dem Volk der Oromos, ergreift 
Partei für sie, unterstützt ihre Befreiungs­
front. Und er prangert die Mißstände auch 
nach dem Zusammenbruch des kommuni­
stischen Mengistu-Regimes an. Ein Dikta­
tor - Kaiser Haile Selassi - wird von 
einem anderen Diktator - Mengistu -
nachgefolgt.. Und nach dessen Sturz 
explodiert Athiopien in Anarchie, Krieg, 
viele kleine Diktaturen. 17 Jahre Kommu­
nismus haben das Land an den Ruin 
gebracht. Und so wird sichtbar: 
Athiopien nach Mengistu : die politischen 
Einzelinteressen der verschiedenen Völ­
kergruppen zu bündeln erweist sich als 
äußerst schwierig. Die auf Geheiß der 
USA eingerichtete Interimsregierung bei­
spielsweise unterläuft jeden Versuch der 
im Juli 1991 etablierten Koalitionsregie­
rung, konstruktive Arbeit zu leisten. Und 
dem Koalitionspartner OLF - der Befrei­
ungsfront des Oromo-Volkes, Vertreter 
des mit 26 Millionen Menschen weitaus 
größten Bevölkerungsteils Äthiopiens -
werden Schwierigkeiten bereitet, wo nur 
irgend möglich. 
Der Afrika-Experte Professor Gunnar Has­
sei blatt faßt die Eindrücke seiner beiden 
Reisen in den Monaten Februar und März 
1991 sowie im Winter 1991/1992 zusam­
men: Aktuelle Informationen über die sich 
zuspitzende politische Situation - ein 
Wechselbad von Zuversicht und Angst, 
Enttäuschung und Hoffnung. Das vermit­
telt dieses Buch - und noch mehr: einen 
Einblick in Äthiopiens Geschichte seit 
dem Ende des Kaiserreichs 1975. Von 
einem Land, das mit rd. 45 Mio. Einwoh­
ner zu den größten Afrikas zählt und des­
sen religiöse Gruppierung außergewöhn­
lich ist: 50% Christen neben 40 % islami­
schen Sunniten. 

(hs) 

Robin Wright/Doyle McManus 
AUFSTAND IM GLOBALEN DORF 
AUF DER SUCHE NACH DER NEUEN 
WELTORDNUNG 

336 Seiten; gebunden, Schutzumschlag, 
DM 48,00 
ISBN-3-430-19874-7 
Econ Verlagsgruppe, Postfach 300327, 
4000 Düsseldorf 30 

Die Beendigung des Kalten Krieges 
bedeutet noch keine konfliktlose Welt. 
Anstelle der alten übersichtlichen Welt ist 
eine neue kompliziertere getreten, die 
neben unverhofften Chancen auch neue 
Übel und Gefahren bereithält. Die Journa­
listen Robin Wright und Doyle McManus 
waren 10 Monate lang den Trends der 
neuen Weltordnung auf der Spur. Die 
Grundtendenzen, die diese Ära kennzeich­
nen, skizzieren die Autoren, die beide bei 
der Los Angeles Times arbeiten, in den 
sieben Kapiteln ihres Buches: 
Trend 1: Die bipolaren Machtstrukturen 
wurden durch multipolare abgelöst. Die 
Machtbasis verlagert sich vom militäri­
schen auf den ökonomischen Sektor. 
Trend 2: Ungeachtet demokratischer 
Reformen in vielen Ländern kommt es 
zum massiven Aufbrechen ethnischer und 
religiöser Konflikte. Die Welt erscheint 
durch die Medien- und Verkehrstechnolo­
gie als "Globales Dorf" . 
Trend 3: Eine Neubewertung des Modells 
westlicher Demokratien und eine Anpas­
sung an die jeweiligen kulturellen Bedin­
gungen wird notwendig. 
Trend 4: Demokratien müssen sich in 
zunehmendem Maße den Ansprüchen 
der Bürger stellen, deren Ausbildungs­
stand und Information zunehmend besser 
werden. 
Trend 5: Die stabilen Positionen des Kal­
ten Krieges sind einer Instabilität mit 
großem Potential an regionalen Kriegen 
gewichen. 
Trend 6: Wirtschaftliche und kriegerische 
Miseren führen zur größten Völkerwande­
rung der Geschichte. 
Trend 7: Auch in einer ,neuen Welt' blei­
ben alte Übel wie Verbrechen Seuchen 
Drogen u. a. bestehen . ' , 

Im Zuge dieser neuen Weltordnung wer­
den Kriege und militärische Konflikte 
ebenso stattfinden wie in der Vergangen­
heit. Die Gegner von früher sind jedoch 
hierbei die Verbündeten von heute. Die 
USA, Großbritannien und Frankreich wer­
den neben den Staaten der ehemaligen 
Sowjetunion auch in zunehmendem 
Maße kleinere Nationen (in Europa wur­
den seit 1990 alleine 17 Staaten souve­
rän) zum Partner haben. 
Ein lesenswertes Buch. 

(hs) 

• 
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Domres Bemd, geb. 7938 
Prof. Dr. med., Oberarzt an der Chirurgi­
schen Universitätsklinik Tübingen, Fach­
arzt für Chirurgie und Unfallchirurgie. 
Einsatz von dem Internationalen Komitee 
des Roten Kreuzes in Genf in mehreren 
Spannungsgebieten. 
Im Auftrag Baden-Württembergs und der 
Deutschen Rettungsflugwacht zu Erdbe­
benkatastrophen 7980 nach Algerien, 
7988 Armenien und 7990 in den Iran. 
Oberstabsarzt d. R. 

Franke Dieter, geb. 7954 
Oberregierungsrat, höheres Lehramt 
(Mathematik, Physik). 
Seit Dezember 1983 Lehrer an der Kata­
strophenschutzschule des Bundes (KSB). 
Derzeit Fachbereichsleiter 111, Führung im 
Katastrophenschutz, verschiedene ehren­
amtliche Funktionen im Katastrophen­
schutz, so bei DRK, THW und der FF Ahr­
weiler; Mob-beordert als Nachrichten­
stabsoffizier. 
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Kirk Manfred, geb. 7957 
Gymnasiallehrer, Oberregierungsrat; Tätig­
keit als Mitarbeiter im Ausbildungsreferat 
der Abteilung Katastrophenschutz im Bun­
desamt für Zivilschutz, seit 7983 Lehrtätig­
keit im Bereich Ausbildungslehre, Übun­
gen und Stabsausbildung (Stufe Cl, Fach­
bereichsleiter V an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes, Reserveoffizier. 

Matz Gerhard, geb. 7948 
Prof. Dr.-Ing., Diplom Physiker 
Von 7975 bis 7985 Entwickler des mobi­
len Massenspektrometers MM7, dem 
Kampfstoffspürgerät der Bundeswehr. 
Seit 7986 Professor für Umweltmeßtech­
nik an der Technischen Universität Ham­
burg-Harburg. 

Molitor Franz-Josef, geb. 7952 
Gymnasiallehrer, Regierungsdirektor, stän­
diger Vertreter des Schulleiters der KSB; 
seit 1983 Lehrtätigkeit im Bereich Ausbil­
dungslehre und Führung an der Katastro­
phenschutzschule des Bundes, Lehrbe­
reichsleiter der Katastrophenschutzschule 
des Bundes. 

Munzinger Michael, geb. 1944 
Dr. med., Internist, ehemaliger langjähri­
ger interdisziplinärer Intensivmediziner (10 
J. in leitender Stellung). 
Oberfeldarzt d. R. 
Ehrenamtliche Tätigkeiten: seit 1962 bei 
DRK und FF, seit 1972 bei DLRG, Gründer 
und Leiter der Koronarsportgruppen Zwei­
brücken und Blieskastel. 
Seit 1967 ehrenamtlicher Notarzt (mit An­
tidotdepot) des Innenministeriums des 
Saarlandes - Abt. Kampfmittelräum­
dienst - und Präsident der Deutsch-Ame­
rikan.-Medizin. Gesellschaft Landstuhl (mit 
Fortbildungsschwerpunkt: Notfall- und 
Katastrophenmedizin) . 

Pfeiffer Johannes, geb. 1932 
Agrar-Ingenieur, Leiter des Referates 
"Versorgung und Ernährungssicherung " 
im Bundesamt für Ernährung und Forst­
wirtschaft in Frankfurt am Main. Mitautor 
" Veranlagung landwirtschaftlicher Erzeu­
ger " in Schriftenreihe Zivile Verteidigung, 
Band 2, Walhalla u. Praetoria Verlag. Von 
1960 bis 1967 Mitarbeit im Institut für 
ländliche Strukturforschung an der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität in Frankfurt 
am Main . Aufgabengebiete: Betriebswirt­
schaftliche Untersuchungen im Rahmen 
von Agrarstrukturverbesserungsmaßnah­
men des Bundes. 

Steiner Edgar Rudolf, geb. 7933 
Prof. Dr. sc. med., ehemaliger Generalma­
jor des medizinischen Dienstes der NVA, 
Facharzt für Sozialhygiene. Leiter des 
Lehrstuhls Katastrophenmedizin (2) der 
Akademie für Ärztliche Fortbildung der 
ehem. DDR, Berlin (Ost); inzwischen im 
Ruhestand. 

Vogelbusch Friedhelm, geb. 1938 
Seit 7956 im Rettungsdienst und Katastro­
phenschutz tätig, seit 1973 im Bevölke­
rungsschutz der Landeshauptstadt Düs­
seldorf. Mitarbeit in überregionalen Gremi­
en des Bevölkerungsschutzes. Autor und 
Dozent für den Katastrophenschutz in 
Arbeitsstätten. Gastdozent an der Kata­
strophenschutzschule des Bundes. 
Autor/Herausgeber der Loseblattwerke 
"Katastrophenschutz in Arbeitsstätten" 
und "Bevölkerungsschutz in kommunaler 
Praxis". 

Werschnitzky U/rich, geb. 1930 
Dipl. rer. pol., Dr. agr. Abteilungspräsident 
im Bundesamt für Ernährung und Forst­
wirtschaft. 
Nach wirtschaftswiss. Studium von 1948 
bis 1951 Promotion 7956 an der landwirt­
schaftl.-gärtnerischen Fakultät der Hum­
boldt-Universität. Wissenschaftlicher Assi­
stent und Lehrbeauftragter im Institut für 
Agrarraumforschung, Berlin, bis 7959. Von 
1959 bis 1967 Wissenschaftlicher Mitar­
beiter im Institut für ländliche Strukturfor­
schung an der Johann Wolfgang Goethe­
Universität, Frankfurt am Main. Von 1967 
bis 1973 Referatsleiter im Bundesamt für 
Ernährung und Forstwirtschaft mit Ar­
beitsschwerpunkten regionale Struktur­
probleme und regionale Versorgungsbilan­
zen. Ab 1973 Leiter der Abteilung, jetzige 
Bezeichnung: "Planungsgrundlagen, Ver­
sorgung, Umwelt, Förderungsmaßnah­
men." 
Veröffentlichungen u. a. zur Verbesserung 
der Agrarstruktur und zur nebenberufli­
chen Landbewirtschaftung, zur Entwick­
lung landwirtschaftlicher Kooperationen, 
zum Einsatz von Energie in der Agrar- und 
Ernährungswirtschaft, zu Umweltproble­
men im Agrarsektor sowie zu Fragen der 
Versorgung mit Nahrungsmitteln und 
Ernährungssicherung. 

• 



MESSE KALENDER 

SICHERHEITSMESSEN - KONFERENZEN 

24. BIS 26. NOVEMBER 1993 
IN DER JAARBEURS 
RESCUE: FACHMESSE FÜR KATASTRO 
PHENSCHUTZ UND HILFELEISTUNG 

Von Mittwoch, den 24. bis Freitag, den 
26. November 1993 wird in der Utrechter 
Jaarbeurs die Fachmesse für Katastro­
phenschutz und Hilfeleistung RESCUE '93 
abgehalten. Das Ausstellungsprogramm 
umfaßt vier Schwerpunktbereiche: Sicher­
heit am Arbeitsplatz, Umweltunfälle, Mas­
senunfälle und Notfälle im Erholungsbe­
reich sowie Integration von Polizei, Feuer­
wehr und Notarztdiensten im Katastro­
phenfall. Die Messe wird mit einem Kon­
greßprogramm kombiniert. 

Das Ausstellungsprogramm umfaßt: 
- Brandschutz 
- Krankenwagen 
- Rettungsmittel 
- vorbeugender Schutz 
- Schutzkleidung 
- Notsysteme 
- Transportmittel 
- Medizinische Ausrüstung 
- (mobile) Kommunikation 
- Informationswesen und Know-how-

Transfer. 
Quelle: Jaarbeursplein 63521 AL Utrecht 

P. O. Box 8500 RM Utrecht 
The Netherlands 

EUROFENCE INT. FENCING SHOW 92 
- BIRMINGHAM 
24. bis 25. November 1992 
Informationen: BPS Marketing Ltd., 934a 
Brighton Road, Purley, GB-Croydon CR 82 
LN, Telefon 0448 1763 1351, Telefax 
0044/8 1 7 63 13 71 

SICUREZZA 92 - MAILAND 
28. November bis 2. Dezember 1992 
Informationen: INTEL Ass., Herr Gilberto 
Salvi, Via Alessandro Aigardi 2, 1-20148 
Milano, Telefon 0039/23264282, Telefax 
0039/23 26 42 12 

SICUREZZA INT. SECURITY 
EXPOSITION 92 - MAILAND 
28. Dezember 1992 bis 2. Januar 1993 
Informationen: Associazione Intel, Via 
Aigardi 2, 1-20148 Milano, Telefon 0039/ 
23 26 42 82/3/4/5/6/7, Telefax 0039/ 
23264212 

1993 SPEKTRUM CEBIT 93 -
HANNOVER 

DAS MAGAZIN FÜR ZIVILSCHUTZ 

SEGUREX 93-
LISSABON 
20. bis 24. Januar 1993 
Information: Feira Internacio-
nal de Lisboa, Mr. Henrique 
Maceira, Apartado 3200, P-1304 Lisboa 
Codex, Tel. 00351/ 13 62 01 30, Telefax 
00351/13639048 

SWISSBAU 93 - BASEL 
2. bis 7. Februar 1993 
Informationen: Schweizer Mustermesse, 
Herr D. Dreher, Kommunikation, Post­
fach, CH-4021 Basel, Telefon 0041 61/ 
6862020, Telefax 0041 61/69206 17 

SECUREX EXHIBITIONS & CONFE­
RENCE 93 - ESHER, SURREY 
2. bis 4. Februar 1993 
Informationen: Paramount Exhibitions & 
Conferences Ltd., Frau Caroline Fletcher, 
17-21, Shenley Road, GB-Borehamwood 
WD 6 1 RT Herts, Telefon 0044 812/ 
075599, Telefax 0044 812/072598 

INT. EISENWARENMESSE 93 - KÖLN 
7. bis 10. März 1993 
Informationen: Messe- und Ausstellungs 
GmbH, Herr Hans-Joachim Kampen, 
Messeplatz 1, D-5000 Köln, Telefon 
0221/821 2476, Telefax 0221/8 21 3411 

ELECTROMAGNETIC 
COMPATIBILITY 93 - ZÜRICH 
9. bis 11. März 1993 
Informationen: Groupe Fribourg, Herr 
U. Kaiser, Route de la Fonderie 8, CH-
1700 Fribourg, Telefon 0041 37/82 11 31, 
Telefax 0041 37/249512 

EMC ZÜRICH 93 - ETH ZÜRICH 
9. bis 11. März 1993 
Informationen: Laboratory of the Swiss 
Federal Institute of Technology, ETH Zen­
trum IKT, Dr. Gabriel Meyer, CH-8092 
Zürich, Telefon 0041 1/2562790, Telefax 
0041 1 /2 62 09 43 

SYMPOSIUM & TECHNICAL EXHIBITI­
ON ON ELECTROMAGNETIC 93 -
ETH ZÜRICH 
9. bis 11. März 1993 
Informationen: Groupe Fribourg, Herr Dr. 
H. Kaiser, Route de la Fonderie 8, CH-
1700 Fribourg, Telefon 0041 37/82 11 31, 
Telefax 0041 37/24 05 12 

24. bis 31 . März 1993 
Informationen: Deut-

sche Messe AG, Herr 
Oliver Kruse, Messegelän­

de, D-3000 Hannover, Telefon 
0511/8 90, Telefax 0511/8933654 

SECURITEX THAILAND 93 -
BANGKOK 
25. bis 28. März 1993 
Informationen: Overseas Exhibition Servi­
ces Ltd., Mr. Richard Hodgson, 11, Man­
chester Square, GB-London W1 M 5AB, 
Telefon 0044/7 14 86 19 51, Telefax 
0044/7 14 86 87 73 

HANNOVER MESSE 93 - HANNOVER 
21. bis 28. April 1993 
Informationen: Deutsche Messe AG, Mes­
segelände, D-3000 Hannover, Telefon 
0511/890, Telefax 0511/8 93 36 54 

ROSPA 93 - BIRMINGHAM 
14. bis 17. Juni 1993 
Informationen: ROSPA, National Exhibition 
Centre, GB-Birmingham B40 1 NT, Telefon 
0044 21/7 80 41 71, Telefax 0044 21/ 
7802518 

SECURITY ASIA 93 - BANGKOK 
21. bis 24. Juli 1993 
Informationen: CEMS, Frau Candice Chia 
1 Maritime Sqare 09-43, World Trad~ 
Centre 0409 Singapore, Telefon 0065/ 
2788666, Telefax 0065/2 784077 

ASIS ANNUAL EXHIBITION & CONFE­
RENCES 93 - WASHINGTON/DC 
23. bis 26. August 1993 
Informationen: American Soc. for Industri­
al Sec., Miss Patricia Rivers, 1655 N. Ft. 
Myer Dr. 1120, USA-22209 Arlington, Vir­
ginia, Telefon 001 703/522 5800, Telefax 
001 703/2434954 

PROTECTION 93 - STOCKHOLM 
30. August bis 2. September 1993 
Informationen: Protection, Frau Anja Elma­
la, Stockholmmässan, S-12580 Stock­
hoim, Telefon 0046/87 49 41 00, Telefax 
0046/8 99 20 44 

EUROTRIP 93 - BUDAPEST 
30. August bis 2. September 1993 
Informationen: Scientific Society of 
Mechanical Eng., Mr. Gyula Friwaldsky, 
P.O. Box 451, H-1372 Budapest 5, Tele­
fon 0036/11 53 03 40, Telefax 0036/ 
11 5308 18 
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HOCHENERGIEBAnERIE 
ERBRINGT LEISTUNGSBEWEIS 

Vor drei Jahren hat die AEG gemeinsam 
mit einem Partner die ZEBRA-Batterie ent­
wickelt und seitdem ständig verbessert. 
Nach Ablauf des Erprobungsbetriebs und 
der Flottenversuche mit Elektrofahrzeu­
gen wird nun die Pilotfertigung aufgebaut. 
Nach 1995 ist dann der Beginn der Serien­
produktion geplant. 
Die ersten Autos mit Elektroantrieb wur­
den von der AEG bereits um die Jahrhun­
dertwende gebaut. Daß sich dann statt 
des Elektroantriebs der Verbrennungsmo­
tor durchsetzte, lag unter anderem an den 
seinerzeit verfügbaren Batterien, die mit 
einer Ladung nur eine geringe Reichweite 
erzielten. Mit der ZEBRA-Batterie ist es 
gelungen, die Speicherkapazität auf das 
Vierfache zu steigern und gleichzeitig die 
Lebensdauer und die Zuverlässigkeit 
soweit zu erhöhen, daß die Batterie fünf 
Jahre hält und während ihrer Lebensdauer 
etwa 100 000 Fahrkilometer schafft. Das 
Fahrzeug kann mit einer Ladung ungefähr 
300 Kilometer fahren. 
Die Batterie befindet sich wegen der 
hohen Betriebstemperatur der Zellen von 
3000 C in einem wärmeisolierten Gehäu­
se . Ihre Eigenschaften sind - anders als 
bei den üblichen Bleiakkus - unabhängig 
von der Umgebungstemperatur, so daß 
das Fahrzeug auch im tiefsten Winter pro­
blemlos starten kann. Die Zellen werden 
bei der Fertigung mit Nickel und Kochsalz, 
zwei harmlosen Stoffen, gefüllt. Natrium 
und Nickelchlorid entstehen in der fertigen 
Zelle erst beim Laden . Jede Zelle erzeugt 
dann eine Spannung von 2,6 Volt. Die Zei­
len können bis zu einer Betriebsspannung 
von 1000 Volt zusammengeschaltet wer­
den. 

Quelle: AEG Öffentlichkeitsarbeit. Theo­
dor-stern-Kai 1, 6000 Frankfurt a.M. 70 

DER COMPUTER LERNT 
DENKEN 
(rpa) - Die Frage ist so alt wie die Com­
putertechnik: Werden elektronische 
Gehirne eines Tages denken lernen? Der 
Hamburger Mathematiker Dr. Kurt 
Ammon hat uns der Antwort ein Stück 
näher gebracht. Er entwickelte ein Com­
puterprogramm, das sogar einfachen PCs 
elektronische Gedankengänge ermöglicht. 
Der Querdenker unter den Experten für 
Künstliche Intelligenz (KI) erhielt jetzt in 
Deutschland mit dem Philip Morris For­
schungspreis erstmals öffentliche Aner­
kennung für seinen revolutionären Ansatz. 
Ammon entwickelt mit seinem Computer 
in der Programmiersprache LlSP komple­
xe mathematische Beweise, ohne dem 
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Programm vorher eine SPEKTRUM daß Räder an den 
Vielzahl fertiger Daten DAS MAGAZIN FÜR ZIVILSCHUTZ Zügen sind. Nächste 
und Verfahren liefern Einsicht: Es gibt 
zu müssen. Ein einfa- schwarze Räder an den 

ches Beispiel - der Ver- ~~:::::::::~ Zügen . Dann als kompIe-
gleich unterschiedlicher, xeste Erkenntnis. Die 
Eisenbahnzüge macht Räder aller Lokomotiven der 
Ammons Verfahren deutlich : In Züge sind schwarz. 
der sogenannten Reflexionsbasis Um bei weitaus komplexeren Analy-
seines Programms sind einige elementare sen den "Denkprozeß" abzukürzen, setzt 
Informationen zum Thema Züge gespei- der Philip Morris-Preisträger auf das Zufall-
chert, die Begriffe "Räder", "schwarz" prinzip: Immer wieder werden einige Zwi-
und" Lokomotive". Nun werden als neue schenergebnisse willkürlich gelöscht und 
Daten Informationen über verschiedene das Ganze auf Richtigkeit überprüft, bis 
Züge unterschiedlicher Formen und Far- der Prozeß auf die wesentlichen Schritte 
ben eingegeben. Um eine Aussage über reduziert ist. Auf diese Weise kann 
diese Züge machen zu können, vergleicht Ammon den Computer in relativ kurzer 
der Computer mit Hilfe seines Hauptpro- Zeit auch völlig neue Programme ent-
gramms die einzelnen Begriffe der Refle- wickeln lassen. 
xionsbasis mit den Eigenschaften dieser Quelle: Reporter Presse Agentur, 
Züge. Dabei erkennt der Computer zuerst, Kantstr.46, 1000 Ber/in 12 

Dr. Kurt Ammon (42), Mathematiker, Phi/lip Morris Preisträger 7992 

VERURsACHER VON 
UMWELTSCHÄDEN DURCH 
STICKOXID MÜSSEN FÜR 
ENTSCHEIDENDE BEITRÄGE 
FÜR EINE EMISSIONSBE· 
GRENZUNG SORGEN 
Mit nachfolgend dargestellter Anlage 
(DeNOx-Anlage) stellen wir eine Mög­
lichkeit zur Stickoxidminderung dar. 

Quelle: Strom themen Postf. 
700561, 6000 Frankfurt a.M. 70 

Prinzip der StIckoxidminderung (De NO,·Anlage) 

Rauchv.·.trom 
von der Entlchwerelung •• nlage 

Raucbg ... trom 
zum Schorft.t.!n 

• NHl - Ammoniak 

• NO. - StickoXide 

• H,O . Wassei 

o N, '" Stickstorr 

AmmonJak/Lu.ft-Mllch.r 

AmmonJakYOlTat 

Ein KatalySator besIeht z B aus mit Metall· 
oxiden beschichteten gelalteten Blechen (sehr 
große Oberl16Che). Durch ihn wird dIe Reakllorl 
von Ammoniak mit Stickoxid zu umweuvertrag­
hehern StIckstoff und Wasser beschleunIgt 



VOLUMENSTROM-MESSKREU­
ZE, PASSEND FÜR FAST ALLE 
KANÄLE ••• 
Als neue Ausführung eines Differenz­
druckaufnehmers für die Messung und 
Überwachung der Strömungsgeschwin­
digkeit und des Volumenstroms in Lüf­
tungs- und Klimakanälen stellt Airflow 
praktische und preiswerte Meßkreuze vor, 
die sich besonders für die Nachrüstung 
bestehender Anlagen eignen und die 
durch eine Vollstrom-Regelung erheblich 
aufgewertet werden können . 

AIRFLOW-Volumenstrom-Meßkreuz 

Quelle: Airflow Lufttechnik GmbH, Post­
fach 12 08, 5308 Rheinbach. 

IDNDR-FORSCHUNGSPRO­
GRAMM VORGELEGT 
Angesichts der steigenden Zahl von Natur­
katastrophen werden vorbeugende Maß­
nahmen immer wichtiger. Der Wissen­
schaftliche Beirat des Deutschen Komi­
tees der Internationalen Dekade für Kata­
strophenvorbeugung (IDNDR) formuliert in 
einer soeben erschienenen Broschüre ein 
Forschungsprogramm auf dem Gebiet der 
Katastrophenvorbeugung und erste Schrit­
te zu seiner Umsetzung. Forschung auf 
dem Gebiet der Erdbebenvorhersage 
gehört ebenso zu diesen Zielen wie eine 
Erstellung von Verhaltensregeln für die 
Bevölkerung der betroffenen Gebiete im 
Rahmen der Katastrophenpsychologie. 
Darüber hinaus liefert die Zusammenstel­
lung einen guten Überblick über die einzel­
nen Katastrophenformen und ihre Entste­
hung. Die Broschüre ist kostenlos von der 
Geschäftsstelle des Deutschen IONDR­
Komitees (Friedrich-Ebert-Allee 71, 5300 
Bonn 1) zu beziehen . 

SPEKTRUM 
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KORBTRAGE, 
TÜV-GS-GEPRÜFT 
FÜR DIE SCHWIE­
RIGEN EINSÄTZE 

KORBTRAGE, TEILBAR 

Die teilbare Korbtrage entspricht in der 
Ausstattung und Ausführung dem Modell 
71 , ist jedoch in der Mitte teilbar. 
Dadurch ist sie auch bei engsten Platzver­
hältnissen noch gut zu verstauen . Die bei­
den Hälften können ineinander gelegt 
werden . In dieser Form kann die Korbtra­
ge auch wie ein Tornister von nur einem 
Helfer zum Unfallort gebracht werden . 
Die verstellbare Fußstütze, vier Haltegurte 
mit Drucktastenschloß und die Matratze 
gehören auch hier zur Grundausstattung. 

Die Korbtrage 71 von 
FERNO hat ihren Ein-

satzbereich überall 
dort, wo der Transport 

von Verletzten mit her-
kömmlichen Transport-

mitteln wie Tragstühlen und 
Krankentragen zum Problem wird. 
Diese Situationen treten z.B. auf beim 
Transport von Verletzten über enge und 
steile Treppen, durch niedrige Gänge, auf 
Gerüsten und Baustellen, in der Großindu­
strie, im Bergbau, auf Schiffen, in Gruben, 
Schächten, Silos, Kesseln usw. Ebenso im 
Gebirge. Aber auch in Gewässern und bei 
der Eisrettung. 
Die Korbtrage kann als Abseilwanne 
benutzt werden, waagerecht oder senk­
recht, als Schleifkorb oder als Trage 
schlechthin . Sie ist winschbar an RTH, 
OL, Kran und Rollgliss . 
Die Abseilspinne 418-1 ist ebenfalls TÜV­
GS-geprüft. Die großen Karabinerhaken 
lassen sich auch mit Handschuhen befe­
stigen . Die Spinne ist verstellbar. 

FERNO Transportgeräte GmbH 
Zobelweg 9 . Postfach 12 38 
5210 Troisdorf-Spich 
Telefon 02241/42091 
Telefax 0 22 41/45233 
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STROMERZEUGER 
Der neue Bosch-Stromerzeuger G 8000 
GW mit Isolationsüberwachung gewährt 
hohe Sicherheit bei Arbeiten im Hoch­
und Tiefbau, im Handwerk, bei Behörden 
und in der Industrie . Der Synchrongenera­
tor liefert bis zu 8 kVA Drehstrom (400 V, 
50 Hz) bzw. 5,5 kVA Wechselstrom 
(230 V, 50 Hz). 

Quelle: Bosch GmbH, 
Zentralabteilung Presse, Information, 

Postf. 10 60 50, 7000 Stuttgart 10 

FÜR HELFER IM 
KATASTROPHENSCHUTZ 
UNENTBEHRLICH: 
ATEMSCHUTZ-VOLLMASKE 
Angenehm ist das Tragen einer Atem­
schutz-Vollmaske mit Sicherheit nicht! 
Aber wenn es zwingend erforderlich ist, 
dann sollte diese Maske so komfortabel 
beim Tragen sein, wie es eine Atem­
schutz-Vollmaske überhaupt sein kann . 
Daß es in dieser Hinsicht tatsächlich noch 
Verbesserungen geben kann, dafür tritt 
Fondermann z.Zt . mit der Atemschutz­
VolImaske ATOX-SGE 400 den Beweis 
an . 
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Die Atemschutz-Voll­
maske ATOX-SGE 400 

SPEKTRUM gerät verbunden . Im 
Einsatz kann der 
Beamte den Funkver-
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ist absolut neu in Kon­
zept, Form und Material. 
Statt der traditionellen 
Gummimaske wurde ein 
"Gesichtsschutzschirm " so 
umgeformt, daß dieser nicht nur 
ein Filteransatzstück und das Ausa­
temventil aufnehmen kann, sondern sich 
zum Gesicht hin auch hervorragend 
abdichten läßt. Den Dichtsitz bewirkt eine 
rundum laufende, faltenbalgartig gestaltete 
Dichtlippe aus Silikon-Gummi . 
Das Kopfband mit einer ausgeglichenen 6-
Punkt-Befestigung weist keine Haarbü­
schel-feindlichen Schnallen mehr auf. 
Statt dessen gewährleistet das bereits bei 
Halbmasken bewährte "Klemm-Gleit­
System" ein leichtes und schnelles Auf­
setzen und Abnehmen der Maske. 
Die ATOX-SGE 400 entspricht bereits der 
neuen europäischen Norm (EN 136). Mit 
dem GS-Zeichen wurde von der Haupt­
steIle für das Grubenrettungswesen in 
Essen auch die Übereinstimmung mit 
dem Gesetz über technische Arbeitsmittel 
bescheinigt. Nicht zuletzt bestand diese 
Vollmaske auch die Tests der Feuerwehr, 
worauf das "F" in der Sichtscheibe hin-
weist. 

Quelle: Fondermann GmbH, 
Postf. 12 64, 5657 Haan 1 

NEUER SCHUTZHELM 
"DIAMANT11 FÜR DIE POLIZEI 
Die Drägerwerke AG, Lübeck, rüstet die 
bundesdeutsche Schutz- und Bereit­
schaftspolizei mit einem neu entwickelten 
Schutzhelmsystem aus. 
Die Konstruktionsmerkmale und Verwen­
dungsmöglichkeiten des neuen SchutzheI­
mes "Diamant" erfüllen die Technische 
Richtlinie der deutschen Polizei (TRL 90). 
Das Schutzvisier verhindert in jeder Positi­
on das Eindringen von Flüssigkeiten . Ein 
flexibler Nackenschutz und die einfache 
und schnelle Befestigung einer Atem­
schutzmaske ohne risikoreiches Abneh­
men des Helmes sind weitere Vorteile 
des neuen Sicherheitssystems. Der Helm 
besteht aus neuen Werkstoffen und 
garantiert rundherum Sicherheit bei höch­
stem Komfort. Unter einer mehrlagigen 
Schicht aus dem superharten Weltraum­
kunststoff Kevlar steckt modernste Tech­
nik: Das neue Kommunikationssystem 
Osteocom ist im Helm integriert. Der 
Kopfhörer und ein eingebautes Kontaktmi­
krofon sind über ein Kabel mit dem Funk-

kehr mühelos verfol­
gen. Über eine an belie­

biger Stelle zu tragende 
Drucktaste wird das Helm­

mikro eingeschaltet, so daß der 
Beamte direkte Sprechverbindung 

zu seiner Einsatzzentrale aufnehmen 
kann. Dabei haben die Ingenieure an alles 
gedacht: selbst wenn das Verbindungska­
bel zwischen Helm und Funkgerät gewalt­
sam unterbrochen wird, bleibt der Kontakt 
mit der Einsatzzentrale erhalten, da das 
Funkgerät automatisch auf Normalbetrieb 
umschaltet. 

PERSONENBEZOGENE SAUER­
STOFFMESSUNG JETZT AUCH 
MIT DRÄGER MINI PAC 
Die Drägerwerk AG, Lübeck, hat die mini­
Pac-Geräte um eine Variante erweitert: 
Mit dem neuen tragbaren Gasmeßgerät 
mini Pac 02 ist jetzt auch die personenbe­
zogene Sauerstoffmessung möglich . mini 
Pac zeichnet sich durch kompakte Abmes­
sungen sowie durch Robustheit und einfa­
che Handhabung aus. 
Das Gerät ist ständig einsatzbereit und 
alarmiert sowohl bei Sauerstoffmangel 
(Erstickungsgefahr) als auch bei Sauerstoff­
überschuß (erhöhte Brandgefahr) den 
Benutzer durch optischen und akustischen 
Alarm, der erst dann verlöscht, wenn die 
Sauerstoffkonzentration sich wieder in 
einem unbedenklichen Bereich befindet. 
Dabei gibt eine Digitalanzeige die Sauer­
stoffkonzentration auf ein Zehntel Volu­
menprozent genau an . 
Oberstes Entwicklungsziel war es, die Fol­
gekosten für den Betrieb des Gerätes 
möglichst gering zu halten: 

Eine handelsübliche 9-Volt-Alkali-Batte­
rie betreibt das Gerät sechs Wochen, 

- die Sensorlebensdauer beträgt etwa 
zwei Jahre. 

Damit betragen die Folgekosten eines 
Gerätes selbst bei ununterbrochenem Ein­
satz weniger als 200 Mark im Jahr. 

Quelle: Orägerwerk AG, Lübeck, 
Moislinger Allee 53/55, 0 -2400 Lübeck 1 




